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NACHRICHTEN 


Zum 17. September rief ein breites 
Bündnis in sieben Städten zum Pro- 
test gegen die Freihandelsabkommen 
CETA und TTIP auf, um den Stopp der 
Abkommen mit Nachdruck zu fordern. 
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DEGROWTH-BEWEGUNG 


Fünf Tage, vom 30. August bis 


zum 3. September, konferier- 
ten, debattierten, experimen- 
tierten und informierten mehr 


als 600 Teilnehmende, um die 
Degrowth-Bewegung voranzu- 
bringen. Degrowth wird meist 
als »Wachstumsrücknahme« 
übersetzt. Der Contraste-Schwer- 
punkt vermittelt Einblicke und 
Ausblicke von Beteiligten und 
Sympathisierenden. 


ARIANE DETTLOFF, REDAKTION 
KÖLN 


»Wandelsblatt« — das war der 
treffende ursprüngliche Name der 
»Contraste«, gegen den 1984 sofort 
das »Handelsblatt« vorging. Zu groß 
schien die »Verwechslungsgefahr« 
mit einem aufmüpfigen Alterna- 
tivmagazin. Dass ein Wandel hin 
zu einer umweltverträglichen und 
gerechten Wirtschaftsweise mehr 
denn je notwendig ist und wie er 
aussehen kann, davon berichtete 
und berichtet »Contraste« unter 
dem neuen Namen unbeirrt weiter- 
hin. Es gibt mittlerweile immer 
mehr Initiativen und Projekte, 
»Werkstätten des Wandels«, die sich 
diesem Ziel verschrieben haben - 
auf unterschiedlichste Weise und 
unter diversen Bezeichnungen, von 
»Transition« über »Postwachstum« 
bis zu »Degrowth«. Letztere Bewe- 
gung befindet sich gerade wieder 
im Aufwind. Ihre fünfte Konferenz 
in Budapest war mit Dutzenden 
international besetzten Workshops, 
Vorträgen und Podien ein von vielen 
Unterstützern (von wissenschaftli- 
chen, kirchlichen und politischen 
bis zu staatlichen Institutionen) 
getragenes, viel beachtetes Ereig- 
nis — inklusive Festival, Konzerte 
und Performances. Dass es in einem 
postsozialistischen Staat stattgefun- 


PROJEKTE 


Wiederbesetzung des andalusischen 
Landguts »Somonte« nach einer 
überraschenden Räumung durch die 
Guardia Civil, die spanische Bundes- 
polizei. 
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4 Degrowth-Demo in Budapest 2016 


den hat, war neu und überraschend. 
Anja Humburgs Schwerpunkt-Bei- 
trag »Gesundschrumpfen auf Unga- 
risch« geht darauf näher ein. 
Begonnen hatte die Degrowth-Ge- 
schichte mit einem Eselsritt durch 
Frankreich. Francois Schneider 
propagierte so Entschleunigung und 
Wachstumsrücknahme. Gemeinsam 
mit anderen Wachstumskritiker*in- 
nen startete er am Fuß der Pyrenä- 
en das Projekt »Can Decreix« ein 
»Postwachstumsort«, wo mit ökolo- 
gischer Produktion von Lebensmit- 
teln, umweltverträglichem Bauen 
und erneuerbaren Energien expe- 
rimentiert wird. In Budapest war 
Schneider mit dabei und stellte 


GENOSSENSCHAFTEN 


Der Ökoenergieanbieter Greenpeace 
Energy will gezielt Bürgerenergiepro- 
jekte unterstützen. 
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y Werkstätten des 


die Idee der »Offenen Regionalisie- 
rung« vor. In »offenen, vernetzten 
und regional verankerten Ökono- 
mien zu leben« ist seine Vision der 
Degrowth-Bewegung. Das Lokale 
und die Beziehungen zu anderen 
Menschen müssten die Basis für 
Identität und Vergemeinschaftung 
werden, allerdings ohne damit neue 
Grenzen zu ziehen. 

Grenzen einreißen auch zwischen 
den Bewegungen, sie unter einem 
gemeinsamen Dach zu vereinen, 
das ist Christiane Kliemanns Traum 
gewesen, als sie zu »Degrowth« 
stieß. Einige Konferenzen und zwei 
Sommerschulen im Klimacamp 
Rheinland später ist sie weniger 


WARNSTREIK DER EHRENAMTLICHEN FLÜCHTLINGSHILFE LANDSBERG AM LECH 


Der Verein » Integration 
Landsberg läuft e.V.« ruft für 
den 1. Oktober 2016 zu einem 
24-stündigen W\WVarnstreik und 
einer Kundgebung auf. Unterstützt 
wird er dabei von vielen weiteren 
Flüchtlingsinitiativen. 


ULRIKE KUMPE, REDAKTION BERLIN 


Die ehrenamtlichen Helfer*innen 
in den Flüchtlingsinitiativen sind 
genervt. Ihre Arbeit, die Flüchtlinge 
bei der Integration zu unterstützen, 
wird ihrer Ansicht nach permanent 


von den Behörden torpediert. Initi- 
ative Helferkreis Eggstedt schreibt 
in ihrem Solidaritätsschreiben nach 
Landsberg dazu: »Nach einem Jahr 
Arbeit sind viele mehr als genervt 
von Politik und Behörden. Es wird 
extrem viel Arbeit auf unsere Schul- 
tern abgeladen, aber es gibt wenig 
effektive Hilfe bei der Arbeit.« 

Die ursprünglich bayrische Initiati- 
ve von »Integration Landsberg läuft 
e.V.« breitet sich schnell über die 
Landesgrenzen aus. Rückmeldungen 
zu ihrer Aktion kommen zunehmend 
aus dem gesamten Bundesgebiet. Im 


Rahmen ihres 24-stündigen Warn- 
streiks findet eine Kundgebung in 
Landsberg am Lech statt. Ihre unmit- 
telbaren Forderungen an die bayri- 
sche Landesregierung sind der Stopp 
der Kriminialisierung von Flüchtlin- 
gen, Einstellung der Duldungspraxis 
durch langfristige Aufenthaltsgeneh- 
migungen und es soll Druck auf das 
Bundesamt für Migration und Flücht- 
linge ausüben, um den Lehrkräfte- 
mangel zu beheben. Darüber hinaus 
fordern sie Gelder aus dem Integra- 
tionsfond, der bislang lediglich an 
staatliche Träger Gelder vergibt und 


BIOTONNE 


Ein Bericht über das Klimacamp im 
Rheinland: zu Aktionsformen und 
dem fast verlassenen Ort Alt-Immen- 
rath. 
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Wandels 


euphorisch, aber keinesfalls frus- 
triert, wie ihr Beitrag zum Cont- 
raste-Schwerpunkt zeigt. Leslie 
Gauditz und Johannes Euler loten 
in ihrer vergleichenden Betrachtung 
von Commons- und Degrowth-Be- 
wegung deren Gemeinsamkeiten 
und Unterschiede aus. 

Contraste-Schwerpunkt-Auto- 
rin Nina Treu blickt im Blog www. 
degrowth.de in die Zukunft und 
empfiehlt, demnächst statt einer 
mehrere Degrowth-Konferenzen 
gleichzeitig an verschiedenen Orten 
stattfinden zu lassen, um sie über- 
sichtlich zu halten und Verkehr zu 
reduzieren. 

Laut Steffen Langes Fazit der 


Flüchtlingsinitiativen wehren sich 


die Schaffung eines funktionierenden 
Integrationskonzeptes. 

Diesen Forderungen schließen 
sich viele Initiativen an. Der Zusam- 
menschluss der Flüchtlingsinitia- 
tiven -und betreuungen im Land- 
kreis Erlangen-Höchstadt (FiERH) 
begrüßt ebenfalls die Aktion. Sie 
schreiben an LLäuft e.V.: »Um es auf 
den Punkt zu bringen: Wir stehen 
voll hinter eurem Aufruf«! Dennoch 
gibt es vereinzelt Kritik an der Wahl 
des Tages des Warnstreiks. Da es ein 
Samstag ist, arbeitet keine Behörde 
und es gibt die Befürchtung, dass der 


KUNST&SKULTUR 


Der politische Krimi: Setzt sich mit 
dem Roman »Gegen die Zeit« von 
Sascha Reh auseinander. Dieser spielt 
in Chile 1973. 


Seite 14 


Foto: Anja Humburg 


Budapester Degrowth-Konferenz 
überwog bei den Wachstumskriti- 
kern dort die Ansicht, dass um eine 
Wachstums-Rücknahme zu errei- 
chen, der Kapitalismus überwunden 
werden muss. Lange war als Mitglied 
des Leipziger »Konzeptwerks Neue 
Ökonomie« in Budapest dabei. 

Es sieht ganz danach aus, dass die 
Einsicht in die Notwendigkeit des 
Wandels international Raum greift. 
Doch merke: Die Wachstumswen- 
de kommt nicht wie das Morgenrot 
nach durchschlafener Nacht! 


Infos unter: 
www.degrowth.de 
www. wachstumswende.de 


Warnstreik deshalb in Leere läuft. 

Insgesamt wird diese Initiati- 
ve über Bayern hinaus begrüßt. 
So wünscht der Verein »Hilfe für 
Flüchtlinge« e.V. aus Porta Westfa- 
lica: »Die Ehrenamtlichen tun was 
sie können, gehen oftmals weit über 
ihre Grenzen und verdienen gewür- 
digt, wertgeschätzt und unterstützt 
zu werden. « 


Informationen unter: 


https://www.facebook.com/Integrati- 
onshilfeLLaeuft.e.V.gemeinnuetzig/ 
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GREENPEACE ENERGY EG 
ENERGIEWENDE SEMINAR 


ÜBER DEN TELLERRAND SEITE8 
SOLIDARITÄTSBEWEGUNG IN GRIECHENLAND 
REPRESSION-UND RECHTSFÄLLE 


Contraste ist offen für Beiträge von Euch. Redak- 
tionsschluss ist immer der 25. des Vormonats vor dem 
Erscheinungsmonat. Wir freuen uns über weitere Mi- 


twirkende. 
Das Redaktionsselbstverständnisistnachzulesen unter: 
www.contraste.org/redaktionsselbstverständnis.htm 
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DER NEUE REGIONALISMUS 
DER POLITISCHE KRIMI 
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KAPITALISMUS DER DAUERKRISE 
ES BLEIBT NUR SOZIALISMUS 
GEFLÜCHTETE WILLKOMMEN 
ZWISCHEN EUPHORIE UND ERNÜCHTERUNG 
BODENSEE 
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KLEINANZEIGEN, IMPRESSUM, LESERBRIEF 


contraste abonnieren! 


Standard-Abo (print oder pdf) 45 Euro jährlich 


Kombi-Abo (Print+PDF) zu 60 Euro jährlich, 


Kollektiv-Abo (5 Exemplare) zu 100 Euro jährlich 


Fördermitgliedschaft jährlich mindestens 70 Euro 


Fördermitgliedschaft jährlich für juristische Personen (Betriebe, Vereine, usw.) min- 


destens 160 Euro 


Eine Fördermitgliedschaft bedeutet Contraste finanziell zu unterstützen. Daraus 


resultieren keine weiteren Verpflichtungen. 


Vereins-Satzung unter: www.contraste.org/hleadmin/user_upload/Contraste-Satzung.pdf 


Der Förderbetrag kann steuerlich geltend gemacht werden. 


Zum Kennenlernen gibt es das Schnupperabo: 3 Ausgaben 7,50 Euro (bei Lieferung 


ins europäische Ausland 10 Euro) 


online-Formulare: www.contraste.org/index.php?id=99 
Rückfragen bitte an: abos@contraste.org 


AKTION 2016 ERFOLGREICH BEENDET 


BLICK VOM MAULWURFSHÜGEL 


OKTOBER 2016 


Altersarmut und Geldlogik 


ULI FRANK, REDAKTION KRITIK DER GELDLOGIK 


»Flexi-Rente kommt ab 2017« lautet die 
Schlagzeile auf der Titelseite der Westfälischen 
Rundschau. »Unsere Renten« und die Altersar- 
mut sind ein unerschöpfliches Thema in den 
Medien. Und man kann zusätzlich lesen, dass 
die Mittelschicht ständig schrumpft, dass also 
auch für ehemals gut situierte BürgerInnen 
der gewohnte sichere Platz in der Gesellschaft 
nicht mehr ohne weiteres zu erwarten ist. 


Immer geht es beim Thema Rente um deren 
Höhe. Unendlich komplizierte Modelle werden 
von den Fachreferenten in Berlin ausgebrütet, 
um der weit verbreiteten Angst vor Altersarmut 
entgegen zu wirken. Bei den entsprechenden 
Erfolgsmeldungen geht es oft um lächerlich kleine 
Summen, um die auch noch zäh gerungen wurde. 
Es gelingt offensichtlich immer weniger, über 
Geld-Einkommen die Teilhabe der Menschen am 
gesellschaftlichen Reichtum zu ermöglichen. 


In früheren Zeiten wäre diese Situation 
auf einen Mangel zurückzuführen gewesen: 
Missernten, Kriege oder unfähige Regierun- 
gen. Das Gegenteil trifft heute zu, die Geschäf- 
te quellen über von Waren-»Angeboten«. Die 
Werbung wird immer raffinierter und aufdring- 
licher, die Produktivität steigt unaufhörlich 
- und der Zugang zu diesem heute leicht 
erzeugbaren Reichtum wird für immer mehr 
Menschen immer schwerer. 


Jeremy Rifkin spricht bereits von der 
»Null-Grenzkosten-Gesellschaft«, also einer 
Situation, in der immer mehr Produkte fast 
ohne Kosten hergestellt werden können. Wir 
leiden also keinen Mangel, sondern stecken in 
einem Stau — für vormoderne Menschen völlig 
unvorstellbar. Auf der einen Seite könnten wir 


BEGRÜßBUNGSGESCHENK 


Spendengenuss 


Liebe Leserxinnen, 


Sensationell, es ist geschafft. Viele kleine und 
große großzügige Spenden haben geholfen, dass 
Contraste nicht in die Schieflage gekommen ist. 
2.058,33 Euro sind letzten Monat dazu gekom- 
men. Das Spendenziel der Aktion 2016 von 6.500 
Euro konnten wir um 568,33 Euro übertreffen. 
Ein Puffer, der gut tut. Insgesamt ein tolles Gefühl 
und toller Rückenwind. Großen Dank an alle. 

Es ist ein Ansporn, weiter zu machen: Bei der 
Schaffung von Gegenöffentlichkeit und über- 


haupt. Sich vernetzt und selbstbestimmt zu 
wehren gegen die drohende Klimakatastrophe, 
gegen drohende große Kriege, gegen die sich 
verschärfende Ausgrenzung von Schwachen 
und Flüchtlingen. Beizutragen, dass es weiter- 
geht hin zu einer solidarisch-selbstorganisier- 
ten Gesellschaft, Millimeter für Millimeter, 
Zentimeter für Zentimeter. Die vielen gelebten 
Erfahrungen werden in einem kollabierenden 
Kapitalismus einmal zu Gold werden. 

Die Aktion 2017 startet im November. Bis 
dahin eingehende Spenden fließen bereits ein. 


Gerne würdigen wir unsere Spender*innen 
durch Namensnennung, schreibt dazu bitte in 
den Verwendungszweck »Name ja« oder sendet 
eine E-Mail an abos@contraste.org. 

Drei Abos kamen dazu, davon ein Online- 
Abo. Es gab fünf Kündigungen, zwei aus Alters- 
gründen, eines wegen Umzug in ein Projekt, 
wo die Contraste bereits gelesen wird. 


Aus der Contraste-Redaktion grüßt 


Heinz Weinhausen 


Spendenticker Aktion 2016: 


Spenden für CONTRASTE 


Für Contraste wurden insgesamt 7.058,33 Euro gespendet. 


CONTRASTEE.V. 


IBAN DEO250890000005 15 12405 


von den technischen und organisatorischen 
Möglichkeiten her ein relatives Luxusleben 
führen — auf der anderen Seite verknappt die 
Geldlogik diese real vorhandene Fülle. Das 
Nadelöhr der Geldlogik verhindert, dass die 
explosionsartig gestiegene Produktivität und 
der potenzielle Reichtum dieser Gesellschaft 
allen für ein gutes und zufriedenstellendes 
Leben zugute kommt. 


Das ist die schlimme Seite dieser Logik, die 
inzwischen von verschiedenen Seiten mehr 
oder weniger und meistens implizit kritisiert 
wird — etwa in der Diskussion um ein bedin- 
gungsloses Grundeinkommen oder dem gera- 
de erwähnten Buch von Rifkin. Leider ist 
dieser Zusammenhang für fast alle Menschen 
nahezu verschlossen, da die Geldlogik derma- 
ßen machtvoll in unser aller Alltagserfahrung 
wirkt und unser Fühlen, Denken und Handeln 
bestimmt, dass wir uns gar nicht vorstellen 
können, wie eine gesellschaftliche Produkti- 
on und Konsumtion ohne Vermittlung über 
das Geld überhaupt funktionieren könnte. Die 
beiden Hauptargumente sind immer wieder: 
Erstens, die Menschen würden ohne den 
Anreiz über das Geld nicht arbeiten und zwei- 
tens, sie würden ständig über ihre Verhältnis- 
se leben und könnten mit ihren Bedürfnissen 
nicht haushalterisch umgehen. 


Diese Argumente sind schon längst empirisch 
und philosophisch als Vorurteile widerlegt 
worden, scheinen aber an einer tief sitzenden 
Angst zu rühren. Die vielen, wenn auch margi- 
nal gebliebenen, Ansätze einer alternativen 
Logik quälen sich nach wie vor an unser aller 
Sozialisation ab. Erfolg haben offenbar nur 
solche Paradigmenwechsel, die aus der Mitte 
unseres System kommen und sich zunächst 
einmal nicht als transformatorisch verstehen. 


Die nächsten 5 Neuabonnent*innen bzw. Neu-Fördermitglieder erhal- 
ten als Dankeschön das Buch »Hinter den Barrikaden - Eine Reise durch 
Nordkurdistan im Krieg« Fünf Mitglieder des Nachrichtenportals »lower 
class magazine« besuchten Anfang 2016 das türkische Kurdengebiet. Ins- 
besondere jugendliche Kämpfer stellten sich der brutalen Zerschlagung 
der ausgerufenen kommunalen Autonomie durch türkische Polizei und 
Militär in Barrikadenkämpfen entgegen. In den Reportagen kommen die 
Handelnden selbst zu Wort. Weitere Beiträge analysieren die demokra- 
tie-feindliche Lage in der Türkei. Das Buch ist außerdem erhältlich beim 
edition assemblage - Verlag. 


Wir danken den 
Spender»innen 


Ulrike Braun, Jülich 50,00 
Ulli Offermann, Berlin 333,33 
Contraste-Tisch IPPNW 20,00 
KU. 50,00 
B.F+C 100,00 
Christoph Lang, Berlin 10,00 
Andreas Lorenz, Berlin 150,00 
Kai Böhne, Göttingen 75,00 
VillalLocomuna, Kassel 150,00 
K.N. 70,00 
M.P. 50,00 
B.V+H 1.000,00 
BIC GENODEF1VBD 
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ANTI-TTIP-CETA-DEMO IN SIEBEN STÄDTEN 


CONTRASTE3 


INTERNE NACHRICHTEN 


Für gerechten Welthandel ohne TTIP, CETA und TISA 


Am 17. September zeigte sich die 
globalisierungskritische Zivilge- 
sellschaft kraftvoll auf der Straße. 
Ein breites Bündnis rief in sieben 
Städten zum Protest gegen die 
Freihandelsabkommen CETA 
und TTIP auf. Die Forderungen, 
die Abkommen zu stoppen, 
richteten sich an den SPD-Par- 
teikonvent und an die EU-Han- 
delsministerkonferenz. Globali- 
sierungskritikerinnen erinnern 
jedoch daran, dass auch der 
Widerstand gegen das Dienstleis- 
tungsabkommen TISA notwen- 
dig ist, da es die Daseinsvorsorge 


gefährdet. 


PETER STREIFF, REDAKTION STUTT- 
GART 


Mehr als 320.000 Menschen 
haben am 17. September bundes- 
weit gegen CETA und TTIP 
demonstriert, meldeten die Veran- 
stalter — ein breites Bündnis aus 
globalisierungskritischen Netzwer- 
ken, umwelt- und sozialengagier- 
ten Verbänden sowie kirchlichen 
Organisationen. Wenige Tage vor 
der EU-Handelsministerkonferenz 
am 23. September in Bratislava 
trugen die Bürgerinnen und Bürger 
ihren Widerstand gegen die geplan- 
ten Freihandelsabkommen der EU 
mit Kanada und den USA in sieben 
deutschen Städten auf die Straße. 

»Die Bundesregierung muss 
endlich die Notbremse ziehen 
und das Nein der Bürgerinnen 
und Bürger zu CETA und TTIP 
respektieren«, erklärten die Orga- 
nisatorInnen. »Beide Abkommen 
schaffen eine konzernfreundliche 
Paralleljustiz, beide sind eine Gefahr 
für die Demokratie, für Sozial- und 
Umweltstandards und die öffentli- 
che Daseinsvorsorge, beide müssen 
gestoppt werden. CETA bedeutet 
TTIP durch die Hintertür. Die Bürge- 
rinnen und Bürger wissen das.« 

Das Bündnis fordert, die 
Verhandlungen zu TTIP offiziell zu 
beenden und CETA weder zu rati- 


BLOCKUPY - AKTIONEN 


Politik der Verarmung, Ausgren- 
zung und soziale Spaltung. Dage- 
gen lohnt es sich auf die Straße 
zu gehen. Am 2. September 2016 
war es soweit. Mehr als eintau- 
send Aktivisten machten sich in 
Berlin und bundesweit auf den 
Weg zu blockieren, zu demonst- 
rieren und zu irritieren. 


ANJA MÄRTIN, BERLIN 


Blockieren am Arbeitsministeri- 
um, Demonstrieren etwa an der Mall 
of Berlin und Irritieren am Haupt- 
bahnhof, wo Aktivisten ein mäch- 
tig großes Transparent entrollten: 
»Gemeinsam kämpfen gegen Rassis- 
mus und Sozialabbau«. Die geplan- 
te Kissenschlacht im Jakob und 
Wilhelm Grimm Zentrum fiel aus, 
die Kissen wurden von der Polizei 
beschlagnahmt. 

Auch die Protestfahrt der Kampa- 
gne Ende Gelände, die zu einem 
Vattenfall Kraftwerk an der Spree 
führen sollte, wurde von der Polizei 
vor dem Ziel beendet. 

»Nach dem Rechtsruck in Euro- 


" BERECHTER WELT 


v 


4 Gute Beteiligung und kämpferische Stimmung 


fizieren, noch anzuwenden. Das 
Abkommen mit Kanada dürfe in 
keinem Fall vorläufig angewendet 
werden, bevor die nationalen Parla- 
mente darüber abgestimmt haben. 
Der Protest richtete sich innenpoli- 
tisch vor allem an die SPD, die kurz 
danach ihren (bezeichnenderweise 
nicht öffentlichen) Parteikonvent 
abhielt. Doch die SPD zeigte sich 
unbeeindruckt, unterstützte den 
Kurs des Parteivorsitzenden Gabriel 
und hofft auf Nachverhandlungen 
mit Kanada. 


» Warnung an die 
EuropäerInnen« 


Verschiedene globalisierungskri- 
tische AktivistInnen verurteilten 
bereits vor der Demo sowohl die 
Hoffnung auf ein Umschwenken der 
SPD als auch auf mögliche Verbes- 
serungen am CETA-Abkommen als 


naiv. Die Kanadierin Maude Barlow, 
bekannte handelspolitische Aktivis- 
tin und Trägerin des Alternativen 
Nobelpreis, warnte in ihrem Rede- 
beitrag an der Demo in Stuttgart 
und bei einer Veranstaltung am 
Abend vor der Demo eindringlich 
vor CETA. Mit dem Abkommen 
werde die unwiderrufliche Privati- 
sierung aller öffentlichen Dienste, 
wie Gesundheitswesen, Bildung und 
auch Wasser, angestrebt. »CETA ist 
wie TTIP und wie TISA«, damit solle 
der globale Handel im Interesse von 
»Big Business« gestaltet werden und 
nicht im Interesse von Mensch und 
Natur! Die Diskussionsveranstaltung 
fand im gut besuchten Forum3-Saal 
statt, bei der Maude Barlow von den 
leidvollen Erfahrungen in Kanada 
mit dem Freihandelsabkommen 
Nafta berichtete (vgl. Info). Denn 
als Folge von Nafta sei Kanada das 
am meisten verklagte Industrieland 


Blockiert in Berlin 


pa, nach dem dem Aufstieg der AfD, 
nach Tausenden Toten im Mittel- 
meer, nach Abschiebungen, nach 
den jüngsten Verschärfungen von 
Hartz-IV haben wir heute deutlich 
gemacht: Wir lassen die soziale 
Frage nicht rechts liegen«, erklärte 
Samuel Decker von Blockupy. 

Die Demonstrierenden stellten 
sich »gegen ein neoliberales Europa, 
welches mit Spardiktat und Verschär- 
fungen am Arbeitsmarkt Millionen 
weitere in Armut und Unsicherheit 
treibt«. Obwohl keine europäische 
Mobilisierung angekündigt worden 
sei, »sind auch Freundinnen aus 
Italien, Polen, Spanien, Tschechien 
und Frankreich mit auf der Straße 
gewesen«, so Decker. »Das zeigt: Wir 
stehen für ein solidarisches Europa.« 
Während der Aktionen am Freitag 
wurden viele AktivistInnen verletzt. 
Die Polizei habe »viele Demonstrie- 
rende durch Faustschläge und Trit- 
te« verletzt, erzählt Hanna Eberle 
von Blockupy, »obwohl diese bereits 
eingekesselt waren«. Insgesamt seien 
50  AktivistInnen 
worden. 


festgenommen 


Am Samstag nahmen am zweiten 
Tag der Aktionstage, nach Anga- 
ben der VeranstalterInnen 6000 
Menschen an der bundesweiten 
Demo Aufstehen gegen Rassismus 
teil, 3000 davon laut Blockupy im 
»Grenzenlos solidarisch« Block zu 
dem das Bündnis aufgerufen hatte. 
»Dass wir der größte und lebendigs- 
te Block dieser breiten Demonstrati- 
on waren, zeigt zweierlei: Zum einen 
gibt es offenbar ein großes Interesse 
an einer solidarischen und unge- 
horsamen Praxis gegen den Rechts- 
ruck, die die Verantwortung der 
vermeintlich demokratischen Mitte 
klar markiert. Zum anderen fanden 
die zahlreichen Aktionen des zivi- 
len Ungehorsams vom Vortag breite 
Unterstützung.« Dies sei eine gute 
Grundlage, »denn die entscheidende 
Konfliktlinie verläuft nicht zwischen 
einer neoliberalen EU und rech- 
ten Projekten wie der AfD, sondern 
zwischen einem Europa der Abschot- 
tung und Ausgrenzung und einer 
Bewegung der grenzübergreifenden 
Solidarität«, sagt Samuel Decker. 
Diese habe »an diesem Wochenende 


HANDFE 


Foto: TTIP-Demo 


aufgrund der demokratiefeindlichen 
Investor-Staats-Schiedsverfahren. 


www.ttip-demo.de 


Studie » Verkaufte Demokratie - Wie 
die Regeln zum Schutz von Inves- 
toren in CETA zu einem Boom von 
Investorenklagen gegen Kanada 
und die EU führen könnten «; 
Download: https://power-shift.de/ 
ceta-verkaufte-demokratie-update/ 


Brief von Maude Barlow: »Erfahrun- 
gen aus Kanada im Kampf gegen 
TTIP, CETA und ISDS (Investor-Sta- 
ats-Schiedsverfahren) « : http:// 
canadians.org/transatlantic-deutsch 
(Einleitung mit kurzem Film mit 
deutschen Untertiteln) und Link zum 
ausführlichen deutschen Text. 


MELDUNGEN 


SOLIOLI 


Die Kampagne zum solidarischen 
Olivenölimport aus Griechenland 
konnte erfolgreich am 11. September 
mit 300 Bestellung im Wert von etwa 
17.000 Euro abgeschlossen werden. 
Die Erwartungen an diese Aktion 
wurden übertroffen. Unterstützt 
wurden damit nicht nur die Produ- 
zenten, Ein Drittel der Einnahmen 
geht an solidarische Projekte. Eine 
weitere Veranstaltung mit Gästen 
aus Griechenland ist für Anfang 
Oktober geplant. 

Infos unter: 
solioli.de 


WANDELWOCHEN 


Das Konzept der Wandelwoche, 
das erstmalig auf dem Solikon2015 
umgesetzt wurde, kommt gut an. 
Die Wandelwoche Berlin-Branden- 
burg, organisiert durch »das koope- 
rativ« ist gerade erfolgreich mit 400 
Teilnehmenden zu Ende gegangen. 
Hinzu kamen weitere 150 Teilneh- 
mende an der Auftaktveranstaltung 
auf dem Tempelhofer Feld in Berlin 
und etwa 60 in Potsdam. Die Organi- 
sator*innen sind mit diesem Ergeb- 
nis mehr als zufrieden. Eine nächste 
Wandelwoche findet Anfang Okto- 
ber in Hamburg statt, organisiert 
durch die Gemeinwohl Ökonomie 
Hamburg. Weitere sind in unter- 
schiedlichen Städten in Planung. 
Infos unter: 
www.wandelwoche.org 


MONSANTO TRIBUNAL 


Vom 14. - 16. Oktober 2016 findet 
in Den Haag das Tribunal gegen 
Monsanto statt. Bereits jetzt unter- 
stützen es etwa 800 Gruppen und 
Organisationen weltweit das Vorha- 
ben. Das Thema hat an Brisanz 
weiter zu genommen seit bekannt 
wurde, dass Monsanto und Bayer 
eine Fusion anstreben. Die Gruppe 
Coordination gegen Bayer Gefah- 
ren, die das Tribunal unterstützt, 
setzt sich gegen eine Fusion ein. Im 
Rahmen des Tribunals wollen die 
Initiatoren ein juristisches Gutachten 
erstellen, dass sozialen Bewegungen 
in gerichtlichen Auseinandersetzun- 
gen mit Konzernen als Grundlage 
dienen kann. 

Infos unter: 
wwwv.de.monsantotribunal.org 
www.CBGnetwork.org 
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einen Auftakt für das nächste Jahr 
gemacht.« Das Bündnis lade alle 
dazu ein, »diese Bewegung gemein- 
sam mit uns zu entwickeln und 
aufzubauen«, so Samuel Deckers 
Fazit. Die AktivistInnen an diesem 
Tag könnten den Anstoß dazu gege- 
ben haben. 


Foto: Anja Märtin 


ANZEIGE 


ruendung.de 


Telefon 040 - 23 51 97% 


Zentralverband deutscher 
Konsumgenossenschaften e.V. 


A CONTRASTE 


PROJEKTE 


SPANIEN: RÄUMUNG UND WIEDERBESETZUNG DES LANDGUT SOMONTE 


Angesichts der aktuellen Situation 
unserer Freund_innen der andalu- 
sischen Gewerkschaft SAT/SOC1 
in Somonte fällt mir dieses alte 
Sprichwort »jLa esperanza es lo 
ultimoquesepierde! (DieHoffnung 
stirbt zuletzt)« ein. In der heutigen 
Zeit gibt es nur einige Orte und 
immer weniger Menschen, denen 
es möglich ist, die Hoffnung nicht 
sterben zu lassen. 


INAKI MENDIALDUA PINEDO 


Ich selbst fühle mich glücklich, zu 
diesen Menschen zu gehören und 
einige von ihnen zu kennen. Ein 
Ort, der mich motiviert, befindet 
sich im Herzen Andalusiens im Tal 
von Guadalquivir. Dort haben die 
großen Kalifen der Omeya-Dynas- 
tie die schönsten Pferde der Antike 
gezüchtet. Fine reiches Land mit 
armen Menschen. Und es ist kein 
Zufall; dieses Land wurde seit dem 
Sturz des Taifa-Königreiches von 
despotischen Generälen und Aristo- 
kraten regiert. Sie errangen den Sieg 
im heiligen Krieg gegen den Islam 
und verdunkelten die Lichter von 
Al-Andalus durch die Schatten der 
Inquisition. Eine lange und dunkle 
Inquisition, die es geschafft hat, bis 
in unsere Tage fortzudauern. 

Das Landgut Somontes wird seit 
dem 4. März 2012 vom SAT/SOC 
besetzt und teilweise bewirtschaftet. 
Im Jahr zuvor schrieb das andalusi- 
sche Ministerium für Landwirtschaft 
und Fischfang das 387 ha große Stück 
Land für fünf Millionen Euro zum Kauf 
aus. Die Regierung wusste nicht, dass 
Arbeiter innen, Tagelöhner innen, 
und Arbeitslose am meisten bieten 
würden, nämlich eine Besetzung. 

Am 2. Juni 2016 wurde das besetz- 
te Gelände von der Guardia Civil 
geräumt. Am nächsten Tag habe ich 
mit den Menschen von »Somonte 
libre« gesprochen. Es war wie eine 
kalte Dusche. Das letzte Mal, dass es 
einen Kontakt mit der Polizei gege- 
ben hat, ist 4 Jahre her. Seitdem 
gab es keinen offiziellen Austausch 
mehr zwischen den Besetzer_innen 
und der spanischen Gerichtsbar- 
keit. Wir waren in Verhandlung mit 
dem Landwirtschaftsministerium, 
um das Land in eine Kooperative 
umzuwandeln und niemand hatte 
mit einer Räumung gerechnet. Ein 
harter Schlag für Maria, Pamela, 


NETZWERK NEWS 


Die Hoffnung stirbt zuletzt! 


Manolo und Alfonso, die seit letztem 
August mit den sieben Menschen 
von »Somonte libre« das Gelän- 
de bewirtschafteten und nach dem 
Motto »Das Land denjenigen, die 
es bewirtschaften« lebten. Was die 
Guardia Civil und die andalusische 
Regierung nicht ahnten: am 4. Juni 
wurde Somonte wiederbesetzt und 
bleibt, dank der Hartnäckigkeit der 
Menschen von »Somonte libre«, frei 
—- zumindest für den Moment. 


Repression und 
Hungerstreik 


Während Somonte von einem 
großen Polizeiaufgebot geräumt 
wurde, befanden sich seit 27 Tagen 
zwei Dutzend Gefährt innen vom 
SAT/SOC in Madrid im Hungerstreik. 
Bei der Generalversammlung der 
Gewerkschaft am 11. Juni in Somon- 
te wurde die Neubesetzung offiziell 
beschlossen und der Hungerstreik 
erst dann beendet. Eigentliches Ziel 
war, dadurch eine Begnadigung für 
Andres Bodalo zu erwirken. Die letz- 
te Möglichkeit, ihn vor einer Gefäng- 


nisstrafe zu bewahren. Andres Boda- 
lo ist ein Gewerkschaftsvertreter und 
sitzt für PODEMOS im Stadtrat von 
Jodar in der Provinz Jaen. Er wurde 
in einem außergewöhnlich unge- 
rechten und viel kritisierten Prozess 
zu drei Jahren Gefängnis verurteilt. 
Die Entscheidung, Somonte in einem 
für die Hungerstreikenden bereits 
sehr kritischen Moment zu räumen, 
während eine Bewegung zur Befrei- 
ung von Andres Bodalo stark an 
Fahrt aufgenommen hat, dient 
eindeutig der Aufrechterhaltung des 
Drucks auf soziale Bewegungen und 
insbesondere auf die SAT/SOC. Im 
März vorigen Jahres wurde das »Ley 
Mordaza« verabschiedet. Es ist ein 
Gesetz zum «Schutz der bürgerlichen 
Sicherheit», welches das Versamm- 
lung- und Demonstrationsrecht 
massiv einschränkt und Verstoße 
mit Strafen von bis zu 600.000 Euro 
belegen kann. Auch ist die illegale, 
sofortige Abschiebung von Migrant_ 
innen, die von der Guardia Civil 
an den spanischen Außengrenzen 
zu Marokko in Ceuta und Melilla 
praktiziert wird, legalisiert worden. 


4 Mitglieder des Sindicato Andaluz de Trabajadores - SAT (Andalusischer Arbeiter Syndikat) im besetztes Somonte Haus, Eigentum der Andalusische Reigierung 


Diese Gesetzgebung verstößt gegen 
EU-Abkommen und gegen internati- 
onales Menschenrecht. 


Somontes gemeinsam 
gestalten 


In einem Klima der Repression 
und sozialer Ausgrenzung, unter 
dem ganz Spanien, besonders aber 
Andalusien mit einer Arbeitslo- 
senquote von 30 Prozent leidet, 
können wir Somonte und wofür es 
steht nicht einfach aufgeben. Solan- 
ge Somonte frei bleibt, können wir 
weiter auf eine Veränderung in der 
Gesellschaft hoffen. Hoffen auf eine 
Teilhabe an der Gestaltung der sozi- 
alen Entwicklung und einer ande- 
ren Art von Landwirtschaft. Noch 
einmal: «jLa esperanza es lo ültimo 
que se pierde!» 

Die Menschen, die Erfahrungen, 
alle Momente und Frustrationen und 
Auseinandersetzungen in Somon- 
te sind präsent. Die physische und 
moralische Unterstützung aus ganz 
Europa war beeindruckend und hat 
geholfen die Hoffnung zu verbreiten, 
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die diese Welt so braucht. Wir haben 
heute eine grosse Verantwortung, 
wir werden nach unserem Handeln 
beurteilt und wir sollten uns kritisch 
mit den letzten vier Jahren der Land- 
besetzung beschäftigen. 

In Somonte sind wir weit entfernt 
von einem stabilen, langfristigen 
Projekt. Noch wurde die richtige 
Organisationsform für die Selbstver- 
waltung vor Ort nicht gefunden und 
eine ökologische Landwirtschaft ist 
nicht die Priorität aller. Das Gesetz 
und das System der industriellen 
Produktion sind gegen uns. 

Alle sind herzlich eingeladen, 
nach Somonte zu kommen, um 
gemeinsam zu diskutieren, zu lachen 
und sich besser kennen zu lernen, 
gemeinsam Somonte zu gestalten 
und bei großen und kleinen Baustel- 
len zu helfen.* Auf die Hoffnung! 


Kontakt: 
organizacion.sindicatoandaluz@gmail.com 
sober.alim.sindicatoandaluz@gmail.com 
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Lampedusa muss ein Wendepunkt für die europäische Flüchtlingspolitik sein ... 


Fördern - Vernetzen - Unterstützen 


Netzwerk Selbsthilfe e.V. als staatlich 
unabhängiger politischer Förderfonds, 
ist mit seiner Idee seit nunmehr 37 Jahren 
einzigartig. Sie wird auf drei Wegen 
umgesetzt: Direkte finanzielle Förderung 
durch einen Zuschuss, persönliche und 
individuelle Beratung sowie Vernetzung 
von politischen Projekten. Wir brauchen 
Unterstützer_innen und Spender_innen, 
damit das Entstehen und Überleben vieler 
kleiner politischer, sozialer und alternativer 
Projekte möglich bleibt! 


www.netzwerk-selbsthilfe.de 


» ... Wir können nicht zulassen, 
dass noch mehr Menschen sterben!« 


So lautete 2013 Martin Schulzes 
(EU-Parlamentspräsident) Appell an 
die europäischen Staats- und Regie- 
rungschefs in Brüssel. Drei Jahre 
und über 10.000 Tote später lässt 
dieser Wendepunkt weiterhin auf 
sich warten. Stattdessen zeigt die 
EU konsequent, worin sich ihre viel 
beschworenen Werteerschöpfen, und 
nimmt das Sterben billigend in Kauf, 
um sich weiter abzuschotten. Seit 
dem Jahr 2000 sind an den Außen- 
grenzen Europas 35.000 Menschen 
ums Leben gekommen. Und mit 
der Schließung der Balkan-Route 
sowie dem Flüchtlingsdeal mit der 
Türkei Anfang 2016 wird das Ster- 
ben weitergehen. Statt legaler und 
sicherer Fluchtwege sind Flüchtlin- 
ge durch die Maßnahmen der EU 


gezwungen, wieder auf lebensge- 
fährliche Routen auszuweichen. Und 
als ob das nicht genug wäre, möch- 
te sie inzwischen mit Regimen wie 
Eritrea, Sudan, Somalia oder Libyen 
paktieren. Diese Regime sollen als 
Gegenleistung für EU-Investitionen — 
beispielsweise im Sicherheitsbereich 
- Menschen an der Flucht aus dem 
Land oder durch das Land hindern. 
Das nennt man dann »Better Migra- 
tion Management: — was soll man 
dazu noch sagen? Vielleicht etwas 
von Ernst Toller (1933): »Wie mit 
Blindheit geschlagen ist der gesunde 
Mensch!« 


Jugend Rettet e.V. - 
Seenotrettung auf dem 
Mittelmeer 


Ende letzten Jahres wurde der 
Verein Jugend Rettet e.V. ins Leben 


gerufen. Das Ziel: Mit einem eigenen 
Schiff auf der Route zwischen Liby- 
en und Italien Menschen aus Seenot 
retten. Diese Aufgabe soll jedoch 
nicht stillschweigend übernommen 
werden. Dahinter steht auch die 
klare Forderung an die europäi- 
schen Regierungen nach staatlichen 
Rettungsprogrammen und einer 
generellen Entkriminalisierung von 
Flucht und flüchtenden Menschen. 
Für den Rettungseinsatz haben die 
Mitglieder ein Jahr Geld gesammelt: 
Über viele Informationsveranstal- 
tungen und Spendenaktionen konn- 
ten bundesweit Unterstützer*innen 
mobilisiert und Spenden akquiriert 
werden. Mittlerweile gibt es 42 
Botschafter*innen in 31 europäi- 
schen Städten, die das Projekt vor 
Ort vertreten und sowohl Öffent- 
lichkeitsarbeit übernehmen, als auch 
politische Arbeit leisten. Bereits im 


Mai 2016 konnte dank einer Groß- 
spende das Schiff gekauft, gemein- 
sam mit Freiwilligen umgebaut und 
auf den Namen IUVENTA getauft 
werden. Nach der Überführung nach 
Malta startete am 25. Juli die erste 
Rettungsmission Solidarity bei der 
1.388 Menschen aus Seenot geret- 
tet wurden! Am 12. August verließ 
bereits die zweite Einsatzcrew den 
Hafen von Valetta für die nächste 
Mission Equality. Dank der tatkräfti- 
gen Unterstützung vieler Menschen 
hat es der Verein geschafft, ein 
unglaubliches Projekt zu stemmen 
und seinen Grundsatz in die Tat 
umzusetzen: Jeder Mensch verdient 
die Rettung aus Seenot. 


von Stella Napieralla 


Mehr Informationen: 
https://jugendrettet.org 
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UMFANGREICHE FORSCHUNGSARBEIT ZUR GESCHICHTE DER JUGENDZENTRUMSBEWEGUNG 


CONTRASTEB 


PROJEKTE 


»Damit es allen Bonzen graust, für's Jugendzentrum hoch die Faust« 


David Templins Buch erzählt 
von einem beinahe »verges- 
senen Kapitel«e bundesdeut- 
scher Geschichte. In den 1970er 
Jahren sorgte eine Bewegung 
zur Einrichtung selbstverwalte- 
ter Jugendzentren für Furore, 
die wegen der lokalen Ausrich- 
tung ihrer Initiativen bisher nicht 
einmal von der Protest- und Bewe- 
gungsforschung wahrgenommen 
wurde. Beeindruckend ist dabei 
das Ausmaß der Aktivitäten, die 
Templin nachweisen kann. 


JAN BÖNKOST, BREMEN 


1354 Initiativen, in denen zehn- 
tausende Jugendliche aktiv waren, 
haben demnach zwischen 1970 
und 1980 die Gründung mehrerer 
hundert Jugendzentren durchsetzen 
können. Selbst in kleinen Städten 
und Gemeinden wurden Hunderte 
von Jugendlichen zu Aktionen mobi- 
lisiert. Die Zentren wurden nach 
Templins Schätzungen von mehre- 
ren hunderttausend Jugendlichen 
besucht. Zeitgenössisch habe die 
Jugendzentrumsbewegung daher als 
größte Basisbewegung der deutschen 
Nachkriegsgeschichte gegolten. 
Templins Forschungsarbeit betont 
vor allem, wie der Kampf um eine 
andere Form der Freizeitgestaltung 
den politisch-kulturellen Wandel der 
späten 1960er Jahre aus den Univer- 
sitätsstädten in die deutsche Provinz 
transportierte und wie die Jugendli- 
chen dabei die traditionelle Jugend- 
pflege vor sich hertrieben. 

Auf die kurze Darstellung ihres 
akademischen Rahmens folgen in 
der Arbeit vier Abschnitte, die der 
Entwicklung der Jugendzentrums- 
bewegung chronologisch folgen. 
Den Beginn macht ein Überblick 
über die Freizeitsituation und 
die Jugendarbeit der 1950er und 
1960er Jahre sowie den Entste- 
hungszusammenhang der Jugend- 
zentrumsbewegung. Templin 
sieht ihn im Unvermögen einer 
traditionellen, schutz-orientierten 
Jugendpflege, sich auf veränder- 
te Freizeitbedürfnisse einzulassen. 
Bildungsexpansion und Konsumgüte- 
rindustrie hatten neue Verhaltenssti- 
le und Vergemeinschaftungsformen 
entstehen lassen. Jugendliche woll- 
ten ihre Freizeit im Freundeskreis 
verbringen und Popmusik hören. 
Hinzu kam der Politisierungsschub 
eines entstehenden linksalternativen 
Milieus Ende der 60er Jahre. 


Erste Höhepunkte 


Im zweiten Abschnitt folgt Temp- 
lin detailreich der Entstehung der 
ersten Jugendzentrumsini-tiativen 
im Jahr 1970 bis zum Höhepunkt 
der Bewegung, den er für 1974 
ausmacht. In die-sem Jahr wurde der 
von etablierten Trägern organisierte 
»Deutsche Jugendhilfetag« aus Angst 
vor politischen Störaktionen abge- 
sagt. Stattdessen zog das alternati- 
ve »Jugendpolitische Forum« über 
2.500 linke Sozialarbeiter*innen 
und Jugendliche an. 

Als programmatischen Kern der 
Bewegung macht Templin den 
Wunsch der Jugendlichen nach 
Selbstbestimmung und freier Entfal- 
tung aus, der sich in der Forderung 
nach selbstverwalteten Jugendzent- 
ren konkretisierte - Jugendzentren, 
in denen nicht Jugendämter und 
Gemeinderäte, sondern Vollver- 
sammlungen über alle wichtigen 
Fragen von der Programmgestaltung 
bis zur Einstellung von Sozialpäda- 
gog*innen entschieden. Um dieses 
Ziel herum zeichnet Templin einen 
Bewegungsdiskurs nach, in dem sich 
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der Drang zur Selbstverwirklichung 
mit antiautoritärer, neomarxistischer 
Gesellschaftskritik verband: »Ein 
Jugendzentrum brauchen wir / zum 
Leben, Lernen, Kämpfen / doch diese 
Stadt ist gegen uns / drum müssen 
wir’s erkämpfen / damit es allen 
Bonzen richtig graust / für unser 
Jugendzentrum hoch die Faust.« 
(S. 85) Zahlreiche Beispiele bele- 
gen eindrucksvoll, wie Jugendliche 
besonders im ländlichen Raum die 
kaum vorhandenen Freizeitangebote 
als autoritäre Bevormundung durch 
Kommunen und Verbände oder - im 
Fall von Eiscafes, Kneipen, Diskothe- 
ken - als ausschließlich profitorien- 
tiert erlebten. 

Als Multiplikatoren und Impuls- 
geber der Bewegung bezeichnet 
Templin einerseits Studierende, die 
für einen politischen Ideentransfer 
zwischen den universitären Zent- 
ren und ihren Heimatorten sorg- 
ten. Andererseits beschreibt er das 
(Wechsel-)Verhältnis zu einer sich 
parallel entfaltenden linken Sozial- 


pädagogik. 
Als treibende Kräfte in den Jugend- 
zentrumsinitiativen selbst macht 


Templin 15- bis 20-jährige Gymna- 
siasten aus. Prägend seien zudem, 
trotz aller beschworenen politischen 
Unabhängigkeit, die verschiedenen 
linken politischen Jugendorganisa- 
tionen und Strömungen der 70er 
Jahre gewesen. Auch in den Initia- 
tiven der Jugendzentrumsbewegung 
lieferten sie sich die für die Zeit typi- 
schen innerlinken Gefechte bis hin 
zu der Frage, wie denn die gesell- 
schaftlichen Arbeitsbedingungen aus 
der Freizeit heraus revolutioniert 
werden sollten. 

Mit ihren Forderungen trafen die 
Initiativen in Kommunalverwal- 
tungen und -politik überwiegend 
auf Ablehnung: Jugendliche Selbst- 
verwaltung passte nicht zum klas- 
sischen Konzept »pädagogischer 
Führung«. Ausführlich schildert 
Templin den vielfältigen Kanon 
realdemokratischer Hinhalte- und 
Abwiegelungstaktiken sowie das 
dagegen gerichtete Aktionsrepertoi- 
re der Jugendlichen. Es reichte von 
Infoständen, Fragebogenaktionen 
und Unterschriftensammlungen über 
Pressekonferenzen, Podiumsdiskus- 
sionen, Vollversammlungen und 
eigenen Zeitungen bis hin zu Festen, 
Konzerten, Straßentheater, Ortsbe- 
gehungen und Demos. Nur als »ulti- 
matives Mittel« beschreibt Templin 
Hausbesetzungen, von denen er der 
Jugendzentrumsbewegung bis 1974 
rund 50 zuordnet. 


Krise und Wandel 


Im dritten Abschnitt, der den Zeit- 
raum von 1975 bis 1978 behandelt, 
konstatiert Templin eine an den 
Bewegungshöhepunkt anschließen- 
de Krisendebatte. Zunächst weist er 
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auf das Ende der Reformära unter 
Bundeskanzler Willy Brandt und die 
einsetzende Wirtschaftskrise hin, die 
sich sowohl auf den Experimentie- 
reifer der Jugendämter als auch auf 
die kommunalen Haushalte nieder- 
schlugen. Vor allem aber diagnos- 
tiziert Templin einen Formwandel 
der Bewegung weg vom Kampf der 
informell organisierten Initiativen 
hin zu immer mehr den existieren- 
den Jugendzentren. Mit deren Eröff- 
nung, so betont er, fingen die Prob- 
leme aber erst an. Das im politischen 
Kampf utopisch aufgeladene Selbst- 
verwaltungsideal traf nun auf die 
realexistierenden Besucher*innen. 
Die euphorische Überschätzung der 
politischen Möglichkeiten selbstver- 
walteter Jugendzentren endete laut 
Templin in der Regel bereits inner- 
halb der ersten Monate. Drogen und 
reine Konsumorientierung erzeug- 
ten seiner Darstellung zufolge eine 
Kluft zwischen den relativ wenigen 
Aktiven aus den ehemaligen Initia- 
tiven und ei-ner Mehrheit der Besu- 
cher*innen, die kein Interesse an 
Selbstverwaltung zeigten. 

Dieser Tendenz zum Trotz entwi- 
ckelten sich in den Jugendzentren 
vielfältige, beispielsweise kulturelle, 
pädagogische und sportliche Aktivi- 
täten und Angebote. Mit politischen 
AGs, Veranstaltungen und Gruppen 
hielten damalige linke und links- 
radikale Betätigungsfelder Einzug 
in die Einrichtungen. Die selbstver- 
walteten Jugendzentren wurden zu 
zentralen Vergemeinschaftungsorten 
der neuen sozialen Bewegungen und 
linksalternativen Milieus. 

Während die Jugendzentren 
überwiegend bemüht waren, ihre 
erkämpfte Autonomie zu verteidi- 
gen, erklärten zahlreiche Städte und 
Gemeinden das Experiment jugend- 
licher Selbstverwaltung nun für 
gescheitert. Für die zweite Hälfte der 
1970er Jahre sieht Templin daher 
eine Tendenz zur Rekommunali- 
sierung und eine jugendpolitische 
Rückkehr vom Emanzipations- zum 
Integrationsgedanken. Als Konse- 
quenz beschreibt er strengere Vorga- 
ben, die Übernahme von Jugendzen- 
tren in öffentliche Trägerschaft oder 
gar deren Schließung. 


Etablierung und Vernetzung 


Da zahlreiche selbstverwaltete 
Jugendzentren sich jedoch behaup- 
ten konnten und neue Initiativen 
entstanden, will Templin für diesen 
Zeitraum nicht von einem einset- 
zenden Niedergang der Bewegung 
sprechen. Vielmehr sieht er die zeit- 
liche Ausdifferenzierung der loka- 
len Konfliktsituationen noch von 
einem qualitativen Wandel begleitet. 
Ausführlich stellt er deshalb dar, wie 
die Vernetzung der lokalen Initiati- 
ven ab Mitte der 1970er Jahre erst 
richtig Form annahm. »Massenhaft« 


seien Zusammenschlüsse auf Kreis-, 
Landes- und Bundesebene entstan- 
den; teils als (un)regelmäßige infor- 
melle Treffen, teils in Form von 
Dachverbänden oder Koordinations- 
büros. Templin argumentiert, dass 
der Austausch auf gemeinsamen 
Veranstaltungen sowie in Zeitungen 
neuen Schwung in die Bewegung 
brachte und linksalternative Jugend- 
kultur noch in den letzten Winkel 
der Bundesrepublik getragen wurde. 

Auch im vierten Abschnitt vermei- 
det Templin eine Geschichte des 
Scheiterns zu erzählen. In seiner 
Perspektive begannen selbstverwal- 
tete Jugendzentren ab 1979 viel- 
mehr, die Jugendzentrumsbewe- 
gung zu überleben. Den Niedergang 
der Bewegung sieht er vor allem in 
einem Verlust kollektiver Identität, 
ausgelöst von einem Generationen- 
wechsel und einer zunehmenden 
Entpolitisierung. Die ältere, noch von 
»68« geprägte Bewegungsgeneration 
entwuchs den Jugendzentren zuse- 
hends; sie wandte sich anderen poli- 
tischen Konflikten bzw. den Alter- 
nativprojekten zu. Zwar entdeckt 
Templin in der neuen »Jugendrevol- 
te« der beginnenden 1980er Jahre 
noch einmal neue Impulse für den 
Kampf um eine selbstbestimmte Frei- 
zeit. Im Fahrwasser der Hausbeset- 
zer*innenbewegung kann er sogar 
noch einmal rund 50 Besetzungen 
ausmachen, die mit der Forderung 
nach einem Jugendzentrum verbun- 
den waren. 

Dieses Buch ruft einen bisher 
kaum beachteten Konflikt aus der 
Geschichte der Bundesrepublik in 
Erinnerung. Die gesellschaftliche 
Spaltung der 1970er Jahre illust- 
riert es an den alltäglichen Freizeit- 
bedürfnissen Jugendlicher. Damit 
leistet es bedeutsame Grundlagen- 
ar-beit. Insbesondere, indem der 
Autor die Frage von (Miß-)Erfolg der 
Jugendzentrumsbewegung weitge- 
hend ignoriert und sich stattdessen 
intensiv und differenziert für ihren 
gesellschaftspolitischen Kontext und 
ihre Wirkmächtigkeit interessiert, 
fügt er der Forschung ein wichtiges 
neues Stück hinzu. Seine facetten- 
reiche Recherche- und Analysear- 
beit trägt zum tieferen Verständnis 
eines turbulenten Jahrzehnts poli- 
tisch-kultureller Liberalisierung bei. 
Das umfangreiche Orts- und Perso- 
nenregister ermöglicht zudem eine 
gezielte Nutzung der an Beispielen 
reichen Studie. 

Die Arbeit bietet Anknüpfungs- 
punkte an eine ganze Reihe von 
Forschungsfeldern mit Ver-bin- 
dungslinien zu linken Strömungen 
und anderen Protest- und Alterna- 
tivbewegungen. Zugleich schafft die 
Studie spannende Reflexionsangebo- 
te für die Theorie und Praxis heuti- 
ger Jugendarbeit und -politik, aber 
auch weit darüber hinaus für die 
Ausrichtung gegenwärtiger linker 


HIEN 
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Diskurse. Die damalige marxistisch 
geprägte Kritik einer antikapitalisti- 
schen Pädagogik trifft das Gros der 
heutigen linken Politikansätze ins 
Mark. Denn in der Freizeit frei sein 
zu wollen und zu können ist auch ein 
zentrales kapitalistisches Verspre- 
chen. Die häufig überstrapazierte 
Idee des Freiraumes bekommt daher 
nur dann gesellschaftsverändernde 
Kraft, wenn sie über die »Selbstver- 
waltung von Getränken« hinausgeht. 


David Templin: Freizeit ohne Kontrol- 
len. Die Jugendzentrumsbewegungin 
der Bundesrepublik der 1970er Jahre. 
Wallstein Verlag, Göttingen 2015. 672 
Seiten. 46 EUR 
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Ausgabe 4|16 


Bezahlbares 
Wohnen 


Wie bringen wir den Bau 
bezahlbarer Wohnungen 
NET slsc-Kelgslut-Ketditteh 
sätze wie den sparsamen 
Flächenverbrauch über Bord 
zu werfen? Welche 
Lenkungsmöglichkeiten 
haben die Kommunen, 
welche Unterstützung 
können sie gebrauchen? 


Mehr dazu im Schwerpunkt 
von AKP-Ausgabe 4|2016. 


+ Stadtmuseen 

« Inklusive Schule 

+ Treuepflicht von Ratsmitgliedern 
« Schutz geflüchteter Frauen 

« Vermarktung von Haltestellen 


Einzelpreis der AKP: 11 Euro plus 1,30 Euro 
Versand | Abopreis (6 Ausgaben): 60 Euro 


AKP - Alternative Kommunalpolitik 
Luisenstraße 40 | 33602 Bielefeld 
Ruf 0521.177517 | Fax 0521.177568 


6 CONTRASTE 


Genossenschaften 


GUTE GRÜNDE: WARUM KOMMUNEN UND BÜRGER BEI ENERGIEPROJEKTEN MEHR ZUSAMMENARBEITEN SOLLTEN. 


OKTOBER 2016 


Neue Aufgaben für Energiegenossenschaften 


Die Anforderungen des Erneu- 
erbare-Energien-Gesetzes (EEG) 
2017 erfordern neue Geschäfts- 
modelle und Kooperations- 
strukturen, die von Kommunen 
und Energiegenossenschaften 
zum Nutzen beider gemeinsam 
angegangen werden können. So 
müssen Bürgerenergiegenossen- 
schaften der Gemeinde, in der 
die Anlagen gebaut werden, bzw. 
den kommunalen Unternehmen 
eine Beteiligung in Höhe von 10 
Prozent anbieten ($ 36g EEG 2017 
/ BR Drucksache 355/16). Allein 
schon diese Regelung erfordert 
eine Kooperation mit Kommunen 
und Stadtwerken. Tatsächlich 
gibt es aber zahlreiche weitere 
Argumente dafür. 


HERBERT KLEMISCH, REDAKTION 
GENOSSENSCHAFTEN 


In der Kooperation von Kommu- 
nen und Energiegenossenschaften 
liegen zahlreiche Chancen. Vieles 
kann erst durch eine enge Zusam- 
menarbeit mit klaren Absprachen 
gestemmt werden, sodass beide 
Seiten voneinander profitieren. 
Energiegenossenschaften verfügen 
bei allen Fragen der Bürgerbeteili- 
gung über eine hohe Glaubwürdig- 
keit und Akzeptanz. Kommunen und 
Stadtwerke können ökonomisches 
Know-how, Zugang zu Fördermit- 
teln, Flächen und viel verwaltungs- 
und abwicklungstechnisches Wissen 
in die Waagschale werfen. 


Sechs gute 
Kooperationsgründe 


Es gibt also einige gute Argumen- 
te, warım Kommunen und Energie- 


genossenschaften kooperieren soll- 
ten. Zu nennen sind besonders: 

D) Energiegenossenschaften 
beschaffen notwendiges Kapital 
für die Energiewende. 

Hierzu tragen die Mitglieder mit 
ihren Anteilen bei. So lassen sich 
auch Energiewende-Projekte finan- 
zieren, für die eine Kommune in 
Zeiten knapper Haushalte mögli- 
cherweise keine eigenen Mittel 
aufbringen kann. Hinzu kommt, dass 
die innere Verfassung der Genossen- 
schaft kein Sonderrecht für große 
Anteilseigner kennt, sondern jedes 
Mitglied eine Stimme hat, egal wie 
hoch sein finanzieller Anteil ist - ein 
demokratisches Element per excel- 
lence. 

2) Die Wertschöpfung bleibt 
durch Bürgerenergiegenossen- 
schaften in der Region. 

Dies gilt für fast alle Phasen und 
Maßnahmen der Wertschöpfungs- 
kette von Erneuerbaren Energien, 
von der Planung, über die Produkti- 
on, die Montage bis hin zu Betrieb 
und Wartung. Hier sind ortsansäs- 
sige Handwerksbetriebe genauso 
gefragt wie Ingenieurbüros oder 
Beschäftigte von Kommunen und 
Stadtwerken. Letztlich tragen solche 
Projekte so auch zum Gewerbesteu- 
eraufkommen der Kommune bei. 

3) Energiegenossenschaften 
tragen wesentlich zur Akzeptanz 
der Energiewende bei. 

Die Orientierung an den Zielen 
des kommunalen Klimaschutzes 
stellt das Dach für die Aktivitäten 
von Kommunen, BürgerInnen dar. 
Verfügt der Ausbau der Erneuerba- 
ren Energie über eine hohe Zustim- 
mung bei den Menschen, ist das 
Vertrauen in die Möglichkeit der 
eigenständigen Umsetzung durch 


BürgerInnen, Kommunen, Gemein- 
de- und Stadtwerke vor Ort am größ- 
ten. Hierzu tragen die Transparenz 
der Planungs- und Geschäftsprozesse 
genauso bei, wie die direkten Betei- 
ligungsmöglichkeiten in Kommunen 
und Genossenschaften. 

4) Energiegenossenschaften 
bringen Expertise ein. 

Dies gilt für die Aspekte Technik, 
Finanzierung und Beteiligung, aber 
auch für die Kenntnisse über das, 
was in der Rechtsform der Genos- 
senschaft möglich ist und was nicht. 
Daneben kennen sich die meisten 
engagierten und motivierten Mitglie- 
der einer Energiegenossenschaft in 
ihrer Gemeinde oder Region gut aus. 
Obwohl in den Energiegenossen- 
schaften viel ehrenamtliche Arbeit 
geleistet wird, ist dies eine Expertise, 
die sie in Planungsprozesse ebenso 
einbringen wie die Kommunalpoliti- 
kerInnen vor Ort. Damit können viel- 
fältige Synergien entstehen. 

5) Für Kommunen und Ener- 
giegenossenschaften entstehen 
Win-Win Situationen. 

Eine kommunale Beteiligung an 
einer Bürgerenergieanlage kann 
Impulse für den Ausbau der Erneu- 
erbaren Energien geben. Gleichzeitig 
machen sich viele Kommunen und 
kommunale Unternehmen auf den 
Weg, dezentrale, auf Erneuerbare 
Energien basierende Versorgungs- 
strategien umzusetzen und sind 
damit ein wichtiger Motor für die 
Energiewende. Diese beiden Pfade 
schließen sich nicht gegenseitig aus, 
sondern sollten zusammen als gute 
wechselseitige Ergänzung gedacht 
werden. 

6) Energiegenossenschaften 
leisten einen Beitrag zur kommu- 
nalen Demokratie. 


KOOPERATIONSMODELLE ZWISCHEN BÜRGERN, STADTWERKEN UND GEMEINDEN 


Von Zusammenarbeit profitieren 


Saerbeck: Energiekommune 
mit Bürgerbeteiligung 


Saerbeck in Westfalen darf sich als 
Energiekommune bezeichnen. Kern- 
projekt ist die Umnutzung eines 
ehemaligen Munitionsdepots zu 
einem Bioenergiepark, dessen Erneu- 
erbare-Energien-Anlagen doppelt so 
viel Ökostrom erzeugen, wie in Saer- 
beck selbst benötigt wird. Alle Inves- 
titionen wurden hier mit örtlichen 
Investoren getätigt. Zu ihnen gehört 
auch die Energiegenossenschaft 
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»Energie für Saerbeck eG«, die u.a. 
auf insgesamt sieben Dächern von 
Gebäuden im Bioenergiepark Saer- 
beck Photovoltaikanlagen mit einer 
Nennleistung von rund 222 kWp 
installiert hat. Ohne die gute Zusam- 
menarbeit mit Wilfried Roos, Bürger- 
meister des Ortes, wäre eine solche 
Entwicklung sowohl für die Genos- 
senschaft als auch für die Kommune 
nicht realisiert worden. Sogar das 
gesamte Stromnetz befindet sich seit 
2012 in kommunaler Hand. 


Sprakebüll: Vorfinanzierung 
der Investitionen 


Der Biogasüberschuss eines privaten 
Biogasanlagenbetreibers veranlass- 
te die Gemeinde Sprakebüll eine 
Wärmegenossenschaft zu initiie- 
ren. Ihr besonderes Engagement 
kommt dadurch zum Ausdruck, 
dass sie alle Investitionen in das 
Satelliten-BHKW, Spitzenkessel und 
Wärmenetz vorfinanzierte und an 
die Genossenschaft verpachtet. Die 
Genossenschaft refinanziert über 
die Pachtleistungen die gemeindli- 
chen Investitionen. Die Genossen- 
schaft entscheidet drittelparitätisch 
(Biogasanlagenbetreiber, Gemeinde, 
Bürger). Mit diesem Modell wurde 


den kommunalrechtlichen Vorbehal- 
ten gegenüber der Beteiligung der 
Gemeinde an der Genossenschaft 
begegnet: Die Kommunalaufsicht 
akzeptiert diese Zusammensetzung. 
Aufgrund der genossenschaftlichen 
Teilhabe konnte ein Anschlussgrad 
im Ortskern von rund 90 Prozent 
erreicht werden. 


Solingen: Stromprodukt 
von Genossenschaft und 
Stadtwerken 


»BESG-Bürgerstrom« ist ein Gemein- 
schaftsprodukt der Genossenschaft 
Bürgerenergie Solingen mit den 
Stadtwerken Solingen. Die Genos- 
senschaft bietet den Privatkunden 
und Gewerbebetrieben in Solin- 
gen und Umgebung Strom an. Es 
handelt sich um einen hochwerti- 
gen Strom mit »regionaler Kompo- 
nente«: zu 100 Prozent sowohl 
atomstromfrei als auch kohle- und 
braunkohlestromfrei. Er stammt 
aus Erneuerbaren Energien, verfügt 
über Herkunftsnachweise (eindeutig 
identifizierbare erneuerbare Ener- 
giequellen) sowie einen Neuanla- 
genanteil (66 Prozent jünger als 12 
Jahre, davon die Hälfte jünger als 
6 Jahre) und den Nachweis, dass 


4 Der Windpark Sailershäuser Wald ist ein gutes Beispiel für die erfolgreiche Kooperation 
zwischen Gemeinden und einer Bürgerenergiegenossenschaft. 
Foto: Planet energy GmbH und Sabine Vielmo 


Energiegenossenschaften spre- 
chen interessierte BürgerInnen an 
und beteiligen diese an gemeinsam 
geplanten Vorhaben. Dabei geht es 
nicht nur um die finanzielle Beteili- 
gung (im Sinne des Einsammelns von 
Geld), sondern auch um die Gestal- 
tung von örtlichen oder regionalen 
Projekten der Energiewende in einer 
demokratischen und krisensicheren 
Unternehmensform. Denn die einge- 
tragene Genossenschaft (eG) ist in 
Deutschland die mit Abstand krisen- 
festeste Unternehmensform. Die 
Insolvenzquote bei den Genossen- 
schaften tendiert gegen Null. 


Broschüre gibt 
Anregungen 


Diese Argumente und einige 
weitere werden in einer Broschüre 
zusammengetragen, die die LANEG 


keine Verbindungen zu Kernenergie- 
konzernen bestehen. Im Preis ist ein 
Solinger Sonnenpfennig (=1/2ct) 
enthalten, den die BESG in Maßnah- 
men zur Unterstützung der Energie- 
wende vor Ort investiert. 


Ellwangen: Licht- 
Contracting hilf Stadt beim 
Sparen 


Die Energiegenossenschaft Virn- 
grund eG erschließt neue Geschäfts- 
felder. Sie greift die Ziele der Stadt 
Ellwangen auf, den Energiever- 
brauch und die Energiekosten Schritt 
für Schritt zu senken. So wurde 
mit der Stadt einen Licht-Contrac- 
ting-Vertrag abgeschlossen. Am 13. 
Juni 2014 sind in der Eichenfeld- 
halle Neunheim als Pilotprojekt 220 
Leuchtstoffröhren mit je 60 Watt 
gegen LED-Röhren mit je 23 Watt 
ausgetauscht worden. Damit werden 
in der Eichenfeldhalle pro Jahr etwa 
14.000 kWh Strom bzw. etwa 2.800 
Euro eingespart. Das Investment 
trägt die Energiegenossenschaft und 
ist im Gegenzug 102 Monate hälftig 
an der Einsparung beteiligt. Danach 
geht die Lichtanlage in den Besitz 
der Stadt über. Die Lebensdauer der 
LED-Röhren liegt bei etwa 50.000 


Rheinland-Pfalz in Kürze veröffent- 
lichen wird. Die Broschüre möchte 
Anregungen geben, wie Kommunal- 
verwaltung und Kommunalpolitik 
vor Ort mit Energiegenossenschaften 
zusammenarbeiten können und wie 
auf diesem Weg gemeinsam mit den 
BürgerInnen der Klimaschutz und die 
Energiewende vorangebracht werden 
können. Hierzu werden unter ande- 
rem folgende Fragen beantwortet: 

«e Wie können Kommunen, Stadt- 
und Gemeindewerke und Energie- 
genossenschaften professionell und 
erfolgreich gemeinsam Energiepro- 
jekte und -konzepte entwickeln und 
umsetzen? 

« Welches Know-how benötigen 
sie dafür? 

« Welche Risiken und Hürden sind 
vorhanden? 

«e Welche Besonderheiten des 
Kommunalrechts sind zu beachten? 


Betriebsstunden. Das entspricht 30 
Jahren Nutzungszeit. 


Wolfhagen: 25 Prozent 
Beteiligung an Stadtwerken 


Der Geschäftszweck der Bürge- 
rEnergieGenossenschaft Wolfhagen 
eG ist in der Satzung geregelt. Im 
Mittelpunkt der Geschäftstätigkeit 
steht die Beteiligung an den Stadt- 
werken Wolfhagen zur Sicherung 
einer nachhaltigen Energieversor- 
gung. Die Genossenschaft hält eine 
25 prozentige Beteiligung an der 
Stadtwerke Wolfhagen GmbH und 
sitzt in deren Aufsichtsrat. Neben 
der Beteiligung an den Stadtwer- 
ken werden auch eigene Projekte 
realisiert. Ein Teil der Erlöse fließt 
als Dividenden den Mitgliedern zu. 
Der andere Teil geht in den Energie- 
sparfonds der Genossenschaft. Mit 
diesen entwickelt der Energiebeirat 
Förderangebote zur Steigerung der 
Energieeffizienz bei den Mitgliedern. 
Alle Mitglieder der Genossenschaft 
können dadurch ihren Energiebedarf 
reduzieren, dauerhaft Geld sparen 
und die Umwelt entlasten. 


BURGHARD FLIEGER, REDAKTION 
GENOSSENSCHAFTEN 


OKTOBER 2016 


GREENPEACE ENERGY EG, HAMBURG 


CONTRASTE Z 


GENOSSENSCHAFTEN 


Genossenschaftliche Bürgerenergieprojekte 
professionell unterstützen 


4 Mittlerweile drehen sich zehn Wind- 
energieanlagen mit einer Gesamtleistung 
von 24 Megawatt im Sailershäuser Wald 
nordöstlich der Stadt Haßfurt in Bayern. 
Foto: Planet energy GmbH und Sabine Vielmo 


Der Ökoenergieanbieter Green- 
peace Energy will gezielt Bürge- 
renergieprojekte unterstützen, 
deren Chancen sich durch die 
Reform des Erneuerbare-Ener- 
gien-Gesetzes (EEG) massiv 
verschlechtern. Gemeinsam mit 
ihrer Kraftwerkstochter Planet 
energy hat Greenpeace Energy 
ein neues Beratungs-, Dienstleis- 
tungs- und Finanzierungsange- 
bot zusammengestellt. Kleineren 
Akteuren wird so auch künftig die 
aktive Teilhabe an der Energie- 
wende ermöglicht. Dazu gehört 
die Bereitstellung von Risikoka- 
pital und von Expertise. Auch 
Kooperationen mit Stadtwerken 
sind dabei möglich. 


THOMAS MÖHRING, REDAKTION 
GENOSSENSCHAFTEN 


»Das neue EEG bevorzugt große 
Unternehmen«, erläutert Greenpea- 
ce-Energy-Vorstand Sönke Tanger- 
mann die neue Kooperationsstrategie 
der Energiegenossenschaft. Dennoch 
sieht er Chancen für die Bürgerener- 
gie: »Mit unserem Angebot wollen 
wir kleinen Akteuren helfen, diese 
Chancen zu nutzen.« Um den größten 
Nachteil durch das neue EEG - die 
Kosten und Risiken einer Ausschrei- 
bungsteilnahme — abzufedern, bietet 
Planet energy, die Projektentwick- 
lungstochter der Genossenschaft an, 
Ausschreibungs- und Genehmigungs- 
risiken abzusichern. 


Finanzrisiken abfedern 


Ein großes Hindernis für viele 
Projekte stellt die sogenannte »Pöna- 
le« im EEG dar, eine Art Strafzah- 
lung: Für jede Anlage, die an einer 
Ausschreibungsrunde teilnimmt, muss 
eine Summe hinterlegt werden. Frhält 
der Akteur den Zuschlag und setzt 
das Projekt dann aber nicht um, wird 
dieser Betrag einbehalten. Die Pönale 
liegt bei 30 Euro pro kW. Bei einem 
Neun-MW-Park sind dies immerhin 
270.000 Euro, die neben den norma- 
len Projektentwicklungskosten in der 
Regel aus Eigenkapital aufzubringen 
sind. Planet energy kann sich an den 
Projekten beteiligen und durch Dienst- 
leistungen und zusätzliches Kapital die 
Bürgerenergiegesellschaft in die Lage 
versetzen, Belastungen wie die Pönale 
zu bewältigen. 

Darüber hinaus 
energy auch mit seiner jahre- 
langen Erfahrung im Bau von 
Ökostrom-Kraftwerken den Bürge- 
renergie-Akteuren zur Seite. Genos- 
senschaften und Bürgerprojekte, 
die sich an Planet energy wenden, 
erhalten individuell abgesprochene 
Unterstützungsleistungen für ihr 
Projekt. Die Projekte sollten schon 


steht Planet 
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in der Planung fortgeschritten sein: 
So sollten mindestens die Nutzungs- 
verträge vorliegen. Damit werde 
dokumentiert, dass der »Impuls von 
der Bürgerenergiegenossenschaft 
kommt«. Das Unternehmen koope- 
riert bei solchen Projekten auch mit 
Stadtwerken. 


Pluspunkt Erfahrungen 


Über das Tochterunternehmen 
Planet energy haben die Hamburger 
Genossenschaftler in den letzten 15 
Jahren sehr viel Erfahrung bei der 
Planung, der Finanzierung, dem 
Bau und dem Betrieb von Erneuer- 
baren-Anlagen sammeln können. 
Es wurde etwa 143 Mio. Euro in 
78 MW an Projekten - vor allem in 
der Windenergie — investiert. Insge- 
samt steht Greenpeace Energy ein 
Betrag von über 10 Mio. Euro zur 
Verfügung, um ausreichend viele 
Projekte zu finanzieren. Somit kann 
eine gesunde Risikostreuung erzielt 
werden, die ähnlich wie bei großen 
Playern der Ausschreibung ist. 
Bislang zielt das Angebot nur auf 
Windenergie-Projekte ab. 


Beispiel Sailershäuser 
Wald 


Ein Beispiel für die Unterstützung 
genossenschaftlicher Bürgerenergie- 
projekte seitens Greenpeace Ener- 
gy ist der Windpark Sailershäuser 
Wald. Er wurde von der kommu- 
nalen Entwicklungsgesellschaft des 
Landkreises Haßberge geplant. Von 
Anfang an war klar, dass eine Bürge- 
renergiegenossenschaft (BEG) an 
dem Projekt beteiligt werden sollte. 
Nachdem sich das Projekt konkre- 
tisierte und feststand, dass bis zu 
zehn Windkraftanlagen genehmigt 
würden und ein Investitionsvolumen 
von 40-50 Mio. Euro erforderlich ist, 


wurden neben der lokalen, bereits 
existierenden Bürgerenergiegenos- 
senschaft weitere Partner gesucht. 

Vor Ort schlossen sich das loka- 
le Stadtwerk, ein weiterer lokaler 
Energieversorger und Netzbetrei- 
ber sowie der Landkreis zusammen. 
Die öffentlichen Akteure waren 
aber durch rechtliche Restriktio- 
nen hinsichtlich einer Beteiligung 
beschränkt, deshalb wurden weitere 
Kooperationspartner gesucht. Zwar 
hatten einige der Akteure bereits 
eigene Erfahrungen mit Winde- 
nergieanlagen gesammelt, aber in 
diesem Bereich verlangte die Dimen- 
sion des Projekts nach einer Ergän- 
zung. So kam Planet energy in das 
Projekt. In Form einer GmbH & Co. 
KG wurde mit der kommunalen 
Entwicklungsgesellschaft der Kauf- 
vertrag verhandelt. 

Parallel stiegen die Gesellschafter, 
insbesondere Planet und das Stadt- 
werk, in die Projektentwicklung ein. 
Gemeinsam fand man Möglichkeiten, 
das Projekt zu optimieren. Um den 
Projektkaufpreis zu finanzieren, brach- 
ten die vier lokalen Gesellschafter und 
Planet energy zunächst einen Teil des 
erforderlichen Eigenkapitals ein. Ende 
2014 ging es darum, den Windener- 
gieanlagen-Kaufvertrag zu aktivieren, 
indem die Bankfinanzierung verhan- 
delt und unterschrieben wurde. Zusätz- 
lich musste das gesamte Eigenkapi- 
tal von gut zehn Mio. Euro durch die 
Gesellschafter aufgebracht werden. 
Hier zeigte sich, dass die unterschied- 
lichen Gesellschafter gut kooperierten. 


Bürgergenossenschaft 
eingebunden 


Projekte dieser Art sind selbstver- 
ständlich nicht unumstritten, und so 
gab es in der Planungsphase immer 
wieder kritische Stimmen in der 
Presse, die es der Bürgerenergiege- 


Kooperationen für die kommunale Energiewende 


Im Mittelpunkt der zweitätigen 
Veranstaltung »Kooperationen 
für die kommunale Energiewen- 
de« stehen Ansatzpunkte und 
praktische Beispiele der Zusam- 
menarbeit zwischen Energiege- 
nossenschaften, Kommunen und 
Stadtwerken. Sie findet am 04./05. 
November 2016 im Bildungszent- 
rum für die Ver- und Entsorgungs- 
wirtschaft in Essen statt. 


BURGHARD FLIEGER, REDAKTION 
GENOSSENSCHAFTEN 


Wie können Kommunen, Stadt- 
werke und Energiegenossenschaften 
professionell und erfolgreich Energie- 
projekte und -konzepte entwickeln 
und umsetzen? Welches Know-how 
benötigen sie dafür? Welche Risiken 
und Hürden gibt es? Welche Beson- 
derheiten des Kommunalrechts sind 
zu beachten? Kooperationsprojekte 
zwischen Energiegenossenschaften 
und Kommunen oder Stadtwerken 


stehen für eine spannende Weiterent- 
wicklung in Richtung Professionali- 
sierung und Verbreiterung der Tätig- 
keitsfelder der genannten Akteure. Ihr 
Selbstverständnis und die politischen 
und rechtlichen Bindungen können 
sich erheblich unterscheiden. In diesen 
Unterschieden liegen Herausforderun- 
gen, aber auch besondere Chancen. 


Voneinander Profitieren 


Bei einer engen Zusammenarbeit 
mit klaren Absprachen verbessern sich 
die Möglichkeiten erheblich, hervorra- 
gend voneinander zu profitieren und 
energiewirtschaftliche Innovationen 
umzusetzen. Energiegenossenschaften 
verfügen über eine hohe Glaubwürdig- 
keit und Akzeptanz bei allen Fragen 
der Bürgerbeteiligung. Kommunen 
und Stadtwerke können ökonomi- 
sches Know-how, Zugang zu Förder- 
mitteln, Flächen und viel verwaltungs- 
und abwicklungstechnisches Wissen in 
die Waagschale werfen. 


Das Seminar »Kooperationen für 
die kommunale Energiewende« gibt 
Kommunen, Stadtwerken und Ener- 
giegenossenschaften die erforder- 
lichen Kenntnisse an die Hand, um 
Energiekonzepte gemeinsam auf den 
Weg zu bringen und zu betreiben. 
Ziel ist es, bei der Umsetzung von 
Energieprojekten den Dreiklang von 
lokaler Wertschöpfung, Engagement 
der Bürger und Klimaschutz erfolg- 
reich zu verwirklichen. 

In dem Seminar gewinnen die Teil- 
nehmenden einen fundierten Über- 
blick über verschiedene genossen- 
schaftliche Kooperationsmodelle mit 
Stadtwerken und Kommunen. Sie 
lernen, wie beide Seiten sich durch eine 
gute Zusammenarbeit neue Möglich- 
keiten erschließen können. Die leben- 
dige Mischung von Vorträgen, Diskus- 
sionen, Gesprächen und Best Practice 
Beispielen veranschaulicht Ihnen die 
Vielfalt der Gestaltungsmöglichen für 
die dezentrale Energiewende in Ihrem 
kommunalen Umfeld. 


Details zur Organisation 


Die Veranstaltung 04./05. Novem- 
ber 2016 im BEW - Das Bildungs- 
zentrum für die Ver- und Entsor- 
gungswirtschaft GmbH, Wimberstr. 
1, 45239 Essen, Tel.: 0201 8406 
803, www.bew.de. Der Teilnahme- 
beitrag beträgt 350,00 Euro, plus 
19 Prozent MWST, also 416,50 Euro 
einschließlich einer Übernachtun- 
gen und Verpflegung bzw. 150,00 
Euro plus 19 Prozent MWST also 
178,50 Euro für Privatpersonen und 
kommunale Mitarbeiter aus NRW 
(Der reduzierte Teilnahmebeitrag 
gilt auch für ehrenamtliche Vorstän- 
de und Aufsichtsräte von Energie- 
und _Wohnungsgenossenschaften 
aus NRW). Die Anmeldung sollte 
möglichst bis 17. Oktober 2016 
erfolgen bei der innova eG, Dr. 
Sonja Menzel, Kurt-Eisner-Str. 41, 
04275 Leipzig, Tel: 0341 6810985, 
sonja.menzel@innova-eg.de, www. 
innova-eg.de. 


nossenschaft erschwerten, die große 
Summe kurzfristig einzuwerben. Die 
übrigen Gesellschafter einigten sich 
schnell darauf, die Bürgerenergiege- 
nossenschaft durch Vorfinanzierung 
des Anteils zu unterstützen. Dies 
konnte mit den werthaltigen Ansprü- 
chen der Bürgerenergiegenossen- 
schaft auf Geschäftsanteile am Wind- 
park besichert werden. So wurde der 
Windenergieanlagen-Kaufvertrag 
schnell »scharf geschaltet«. Anschlie- 
ßend gelang es der BEG in nur weni- 
gen Wochen mit großem Einsatz 
der Mitarbeiter, das gesamte erfor- 
derliche Eigenkapital einzuwerben. 
Genau diese Wochen hätten im tech- 
nischen Projektablauf gefehlt. 

Während der Realisierungsphase 
wurden die kritischen Stimmen jedoch 
immer leiser - gerade auch wegen der 
lokalen Verankerung des Projekts. 
Ende des Jahres 2015 entschlossen 
sich zehn Gemeinden, darunter auch 
viele der direkten Anrainergemein- 
den, in die Projektgesellschaft einzu- 
steigen. Dies ist besonders erfreulich, 
da es sich dabei vielfach um die am 
stärksten vom Windpark betroffenen 
Anwohner handelt. 

Die Errichtung der zehn Windener- 
gieanlagen erfolgte 2015 und wurde 
von einem zehnwöchigen, durch eine 
Klage erwirkten Baustopp überschat- 
tet. Dennoch konnte das Projekt mit 
aufwändigen Verhandlungen und 
gutem Projektmanagement ohne 
Verzögerung und mit nur geringen 
Mehrkosten im November 2015 
fertiggestellt und in Betrieb genom- 
men werden. Interessierte Energie- 
genossenschaften, die einen Koope- 
rationspartner für die Umsetzung 
eines größeren Projekts benötigen, 
können sich direkt an Planet Energy 
wenden und sich kostenlos informie- 
ren. Unter www.planet-energy.de/ 
buergerenergie steht das Angebot 
kompakt zusammengefasst. 


ANZEIGE 
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SOLIDARITY4ALL: ENTWICKLUNG DER SOLIDARITÄTSBEWEGUNG IN GRIECHENLAND 


OKTOBER 2016 


Politik gehört in den öffentlichen Raum 
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4 Die Solidarische Klinik in Thessaloniki ist nur ein Projekt, das Teil der Solidaritätsbewe- 


gung ist. 


Die Solidaritätsbewegung in Grie- 
chenlandhatsich 2011 alsein Ergeb- 
nis der Platzbesetzungen entwickelt. 
Nach den heftigen Protesten gegen 
die unmenschlichen Sparprogram- 
me haben die Menschen zur Selbst- 
hilfe gegriffen und selbstorganisierte 
Projekte gestartet. Hans Koebrich 
sprach mit Christos und Georgia 
darüber, wie sich die Bewegung der 
Selbstorganisation weiterentwickelt 
hat, und bat um eine Einschätzung, 
was das dritte Memorandum, die 
Veränderung der Politik von Syriza 
und die Wahlen für die soziale Bewe- 
gung bedeuten. 


Was waren die Gründe für das 
Entstehen einer Selbsthilfebewe- 
gung in Griechenland? 


Aufgrund der massiven Lohnsen- 
kungen, der Kürzungen in allen Berei- 
chen und der hohen Arbeitslosigkeit 
sank die Kaufkraft in Griechenland 


Anti-Zwangspsychiatrie: 
Aktionen lokal und 
überregional 


Bei der Mad Pride in Köln scho- 
ben Psychiatrie-Erfahrene ein 
Fixierbett mit und zeigten öffent- 
lich die Brutalität innerhalb vieler 
geschlossenen Kliniken. In fast 
allen Bundesländern laufen zur 
Zeit Gesetzgebungsverfahren, um 
Zwangsmaßnahmen eine neue 
und erweiterte Rechtsgrundla- 
ge zu geben. In Gießen gab es 
im Sommer Aktionen direkt auf 
dem Gelände der Zwangspsy- 
chiatrien. Vom Freitag, 7. bis 
Sonntag, 9. Oktober findet die 
Kasseler Jahrestagung der Psych- 
iatrie-Erfahrenen statt (siehe 
www.bpe-online.de). Erstmals 
sind Aktionen und Demonst- 
rationen in der Stadt geplant. 
Langfristiger ist die Vorbereitung 
von Aktionen zum Kongress der 
World Psychiatrie Association. 
Der beginnt am 8.10.2017 in 
Berlin. 


2017 in Berlin: 
Weltpsychiater-Kongress 


Das kommende Jahr bringt 
für die Kritik an Machenschaften 
und Methoden der Zwangspsych- 
iatrie ein wichtiges Ereignis nach 
Deutschland, nämlich im Oktober 
den Weltkongress der Psychia- 
ter innen im CityCube in Berlin. 
Verschiedene Gruppen beginnen 
schon jetzt mit der Vorbereitung 
von Protestaktionen. Weitere 
Besprechungen sind auf dem 
Bundestreffen der Psychiatrie-Er- 


Foto: Ulrike Kumpe 


rapide. So entstanden die ersten Initi- 
ativen im Bereich der Lebensmittel- 
versorgung ohne Zwischenhandel, 
wie die Kartoffelbewegung, bei der 
die Bauern ihr Produkte auf den Stra- 
ßen Athens direkt an die Verbraucher 
verkauften. Selbstorganisierte solida- 
rische Gesundheitsstationen wurden 
gegründet und auch im Bereich 
der gekürzten Bildungsetats wurde 
Selbsthilfe organisiert. 

Es waren keine vereinzelten 
Projekte. Es entwickelte sich eine 
ganze Bewegung. Diese Bewe- 
gung wird als eine Erweiterung des 
Kampfes gegen die Austeritätspolitik 
gesehen. Es lässt sich schlecht kämp- 
fen, wenn die Versorgung mit dem 
Nötigsten nicht gesichert ist. 


Wie kam es zur Gründung von Soli- 
darity 4 All? 


Einen politischen Niederschlag 
fand die Widerstandsbewegung in der 


Entwicklung von Syriza von einer klei- 
nen 4 Prozent-Partei zu einer starken 
Oppositionskraft im Parlament mit 27 
Prozent der Wählerstimmen. Syriza 
beschloss, die entstehenden solidari- 
schen Netzwerke mit 10 Prozent ihrer 
Abgeordneten-Diäten zu unterstützen. 
Anfang 2013 wurde Solidarity 4 All 
gegründet, um eine freiwillige Vernet- 
zung dieser Bewegung zu unterstützen. 


Wie viele solidarische Projekte gibt 
es? Wie hat sich das entwickelt? 


Seit 2013 hat sich die Anzahl der 
Projekte mehr als verdoppelt. Dabei 
ist Solidarity 4 All keine Dachorga- 
nisation und auch kein Netzwerk, 
sondern bietet Hilfestellung für alle, 
die sie in Anspruch nehmen wollen. 
Mittlerweile gibt es über 400 solida- 
rische Initiativen in Griechenland. 
Jeder Bereich, also Bildung, Lebens- 
mittel oder Gesundheit, hat seine 
eigene Vernetzungsstruktur. 


Wie schätzt ihr die Situation in 
Griechenland ein, nachdem die 
griechische Regierung das dritte 
Memorandum unterschrieben hat? 
Wie geht es weiter mit der Solida- 
ritätsbewegung? 


Nach den neuen politischen 
Entwicklungen ist abzusehen, dass 
die Not und die Notwendigkeit 
gegenseitiger Unterstützung noch 
größer wird. Das bedeutet, dass die 
Solidaritätsbewegung und der Wider- 
stand gegen die Memoranden stärker 
werden müssen. Neue Strukturen 
müssen aufgebaut werden, die unab- 
hängig von den politischen Parteien 
sind. 90 Prozent der Projekte sind 
völlig unabhängig von Syriza. 


Bei den selbstorganisierten Projek- 
ten haben auch viele Mitglieder von 
Syriza mitgemacht. Für sie beginnt 
jetzt ein Prozess der Neuorientie- 
rung. Es genügt ja nicht, Spenden 
für hungernde Kinder einzusammeln, 
sondern es muss auch die Frage 
gestellt werden, wer für den Hunger 
verantwortlich ist. Sonst landet man in 
der Rolle eines Wohltätigkeitsvereins. 

Die weitere Entwicklung wird alle 
zwingen, Stellung zu beziehen. Soli- 
darity4All hat keine politische Festle- 
gung. Der Schwerpunkt liegt auf der 
praktischen solidarischen Selbsthilfe. 
Die Grundlage ist jedoch, die Ursa- 
chen zu kennen und gegen eine Poli- 
tik zu sein, die für diese Verhältnisse 
verantwortlich ist. 

Bei vielen ist der Eindruck vorherr- 
schend, eine historische Chance 
verpasst zu haben. Bereits zwölf 
Stunden nach dem überwältigenden 
Referendum (vom 5. Juli 2015) kam 
die Entscheidung zur Kehrtwende. 
Der Grund dafür ist, dass keine Alter- 
native zur Abhängigkeit von der Poli- 
tik der EU gesehen wurde. Tragisch 
ist die Einschätzung, Syriza werde 
das geforderte Memorandum weni- 
ger schmerzhaft umsetzen (können). 

Das größte Versäumnis von Syriza 
in den letzten zwei Jahren war, die 
Bevölkerung nicht auf diese Ausein- 
andersetzung vorbereitet zu haben. 


Georgia, du warst 2015 beim 
Kongress solidarische Ökonomie 
in Berlin und hast dort auch Work- 
shops zur aktuellen Situation in 
Griechenland durchgeführt. Wie 
siehst du die weitere Entwicklung? 


Die Entwicklung des produktiven 
Sektors muss im Vordergrund stehen. 


Repression- und Rechtsfälle: Schwerpunkt Containern 


fahrenen vom 7.-9.10. in Kassel 
geplant (siehe www.bpe-online. 
de, auch als Kontaktmöglichkeit 
zu den vorbereitenden Gruppen) 


Radiosendungen zum 
Thema Psychiatrie 


Vielfalter heißt ein »Magazin 
gegen Monokultur«, welches 
als Blog unter http://vielfalter. 
podspot.de/ zu finden ist und 
mit monatlichen Sendungen 
auf Radio Dreieckland für eine 
Gesellschaft der Unterschiedli- 
chen wirbt. Sie tragen Kritik an 
der Zwangspsychiatrie vor und 
geben unter anderem Tipps zum 
Ausstieg aus Psychopharmaka. 
Ein Beispiel ist das Interview mit 
Prof. Dr. Volkmar Aderhold, derin 
Deutschland nicht nur die Debat- 
te über Schäden und verkürzte 
Lebenserwartung durch Neuro- 
leptika angestoßen hat, sondern 
hierzulande auch durch Semina- 
re, Fortbildungen und Vorträge 
die Konzepte der bedürfnisan- 
gepassten Behandlung und des 
offenen Dialogs voranbringen will 
(siehe http://vielfalter.podspot. 
de/post/sendung-vom-28-ju- 
1i-2016). 


Traditionell verfolgt - 
keine Entschädigung!? 


Zwangssterilisierten und 
»Euthanasie«-Geschädigten 
wurden in der Bundesrepublik 
bis 1980 jegliche Entschädigung 
als NS-Opfer verweigert. Die 
immer wiederkehrende Argumen- 
tation dafür war, dass ihr Leid 


»kein typisches NS-Unrecht« sei 
(sondern immer üblich sei!) und 
sie somit nicht unter den 8 1 des 
Bundesentschädigungsgesetzes 
(BEG) - Verfolgung aus Grün- 
den der Rasse - fallen würden. 
Man schloss Zwangssterilisierte 
und »Euthanasie«-Geschädigte 
aus dem BEG aus. Der Appell zur 
Anerkennung der Zwangssterili- 
sierten und Euthanasie-Geschä- 
digten als NS-Verfolgte steht auf 
http://euthanasiegeschaedig- 
te-zwangssterilisierte.de. 


Konfrontation in Bad 
Salzungen 


Das hätte sich der Chef der 
forensischen Psychiatrie in 
Haina und Gießen wohl so nicht 
gedacht, als er die Mutter eines 
in der Zwangspsychiatrie zu Tode 
gebrachten Menschen wegen 
Beleidigung verklagte. Die berich- 
tet schon lange Zeit über die 
Zustände in den Zwangspsychi- 
atrien auf ihrem Blog (https:// 
psychiatrielager.blogspot.de/), 
auch über Vorgänge in Klini- 
ken unter Leitung von Rüdiger 
Müller-Isberner. Der erstatte- 
te nun Strafanzeige und setzte 
nach deren Einstellung über das 
thüringische Justizministerium 
durch, dass das Verfahren weiter 
ging. Die Gerichtsakten zeig- 
ten zudem, dass die Vitos-Klinik 
Haina/Gießen vor dem ersten 
Prozesstag am 7. Juli 2016 das 
Gericht mit Lügen über Tumul- 
te in vergangenen Prozessen in 
Gießen zu beeinflussen versuchte. 
Sicherheitsvorkehrungen wurden 


am kleinen Amtsgericht aber 
nicht getroffen -— da war mensch 
in der Provinz relaxter als in 
Gießen. Ein Laienverteidiger 
wurde zugelassen, der sich schon 
in der Vergangenheit sehr genau 
angeguckt hatte, was Klinikchef 
Müller-Isberner alles so macht 
und schreibt. Es käme also zum 
direkten Aufeinandertreffen, 
falls nicht »plötzlich« das Interes- 
se an dem Verfahren sinkt... 


Budenzauber Inklusion 


Udo Sierck hat unter diesem 
Titel eine kleine, aber bitte- 
re Bestandsaufnahme verfasst 
(erschienen 2013 bei der AG 
Spak in Neu-Ulm, 147 S., 16 
€). Er berichtet vom Schein der 
guten Vorsätze -— und aus der 
Realität. Denn vom in politi- 
schen Programmen geäußerten, 
hehren Anspruch, Menschen mit 
sogenannten »Behinderungen« in 
den Alltag, wie Schulen, zu inte- 
grieren, sei draußen im »realen 
Leben« noch nicht viel angekom- 
men. Viele Beispiele illustrieren 
das. Durch die große Schrift ist 
das Buch auch für augenschwa- 
che Menschen lesbar. Der hohe 
Preis für das kleine Buch wird 
allerdings abschrecken. 


Offensiv geführte 
Strafprozesse im 
November 


Gleich zwei politisch brisan- 
te Prozesse sollen im November 
offensiv geführt werden, das heißt 
mit aktiven Angeklagten, unter- 


Nicht nur soziale Zentren und kollek- 
tivbetriebene Cafes in den Städten 
müssen aufgebaut werden, sondern 
auch bei der Erzeugung der Lebens- 
mittel in der Landwirtschaft und in 
anderen Bereichen der Herstellung von 
Produkten sollen Initiativen ergriffen 
werden. Die solidarische Ökonomie 
soll von Solidarität 4 All mit Starthilfe, 
Knowhow, Beratung und Kapital geför- 
dert werden. 


Wie ist die Zusammenarbeit mit 
anderen Projekten; gibt es einen 
europaweiten Austausch? 


Der Aufbau von Exportstrukturen 
durch die europaweiten Solidaritäts- 
netze ist eine Möglichkeit, die grie- 
chischen Projekte zu unterstützen. 
Es gibt bereits einen Austausch mit 
Projekten in Belgien. Weitere Schritte 
wurden auf dem Kongress Solidari- 
sche Ökonomie (SOLIKON 2015) in 
Berlin unternommen. 


Welche Schlüsse sind aus den grie- 
chischen Erfahrungen zu ziehen? 


Die letzten sechs Jahre waren eine 
große Schule. Die politische und die 
soziale Bewegung zusammenzubrin- 
gen war der große Erfolg. Jetzt fällt 
der politische Druck auf die sozialen 
Bewegungen zurück. 

Politik muss im öffentlichen Raum 
stattfinden, damit die Bevölkerung 
sich beteiligen kann. 


Kontakt: 

Solidarity 4 All, Akadimias Str. 74, 7. 
Stock, 10678 Athen 

Website: www.solidarity4all.gr 

E-Mail: international@solidarity4all.gr 
Tel.:++210-3801.921,++210-3801.925 


stützenden Laienverteidiger_ 
innen plus Hilfe aus dem Publi- 
kum, eventuell und nach Wunsch 
der Angeklagten zusätzlich mit 
Anwält innen. Am Mittwoch, 
2.11. startet um 12.30 Uhr im 
Amtsgericht Starnberg (Otto-Gaß- 
ner-Str. 2, Saal 128) ein Prozess 
wegen der Aktions-Schwarzfahrt 
am 2. März 2015. Das Verfahren 
wird gegen einen der Beteiligten 
geführt. Staatsanwaltschaft und 
Gericht haben laut Akte schon 
einige absurde Tricks angewen- 
det, um trotz der damaligen 
Demo (Ermittlungsverfahren lief 
bundesweit unter dem Namen 
»Nulltarif«) mit Schildern, Trans- 
pi und Flyer eine »Erschleichung 
von Leistungen« anklagen zu 
können. Lustig: Ein anderer Teil- 
nehmer ist wegen dem gleichen 
Fall in Gießen schon freigespro- 
chen worden - er wird als Vertei- 
diger des Angeklagten dabei sein! 
Infoseite: www.schwarzstrafen. 
de.vu. Am Mittwoch, 16.11. folgt 
um 9 Uhr im Amtsgericht Erkelenz 
ein Strafprozess in Sachen »Ende 
Gelände 2015«. Angeklagt sind 
hier drei Kletterer, wegen derer 
Aktion die Autobahn zwischen 
Klimacamp und Kohlegrube 
Garzweiler gesperrt wurde und 
so viele weitere Aktivist innen 
über diese zur Grube kommen 
konnten. Die Gerichtsprozesse 
sind öffentlich, es wird vorberei- 
tende Prozesstrainings geben, die 
sich für alle Menschen lohnen, die 
nicht hilflos der Justizmaschinerie 
ausgeliefert sein wollen. 


Jörg Bergstedt 
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SCHWERPUNKT DEGROWTH-BEWEGUNG 


Foto: Anja Humburg 


Wer oder was ist Degrowth, und wenn ja, wie viele? 


Im wachstumskritischen Diskurs steht 
»Degrowth« für eine Reduktion von Produk- 
tion und Konsum im globalen Norden mit 
dem Ziel, weltweit das gute Leben für alle zu 
ermöglichen. Neben der Suche nach radi- 
kal anderen gesellschaftlichen, wirtschaft- 
lichen und politischen Strukturen, die sich 
an Solidarität, Offenheit und regionalen, 
basisdemokratisch kontrollierten Kreisläu- 
fen orientieren, steht es inzwischen auch 
klar für Herrschafts- und Kapitalismuskri- 
tik. Doch wer genau steht dahinter, und in 
wieweit kann es bereits als soziale Bewegung 
bezeichnet werden? 


VON CHRISTIANE KLIEMANN, LEIPZIG 


Als ich 2013 zum Organisationsteam der Leip- 
ziger Degrowth-Konferenz stieß, hoffte ich, De- 
growth könne der konzeptuelle Rahmen sein, 
der die bunten und vielfältigen Bewegungen 
für einen umfassenden sozial-ökologischen 
Wandel zu einer kraftvollen neuen Bewegung 
zusammenführt. Die Aufbruchs- und Festival- 
stimmung auf der Konferenz 2014 selbst, sowie 
die unglaubliche Zahl von 3000 Teilnehmen- 
den schien mir Recht zu geben. Und auch Ul- 
rich Brand, Professor für internationale Politik 
an der Universität Wien, fragte kurz nach der 
Konferenz in den Blättern für deutsche und 
internationale Politik: »Degrowth: Der Beginn 
einer Bewegung?«, kam aber dann zu dem 
Schluss: »Die Stärke des Degrowth-Vorschlags 
könnte derzeit eher darin bestehen, dass er sich 
nicht in die eine, klare Bewegung kanalisieren 
lässt, sondern dass bestehende und entstehen- 
de Akteure die damit verbundenen Vorschläge 
aufnehmen.« 


Damit einhergehend wies er vor allem auf die 
Gefahr hin, dass sich die vielen Nischenalterna- 
tiven, die sich in Leipzig präsentiert hatten, an 
herrschaftlichen Strategien brechen könnten, 
wenn es nicht zu umfassenden Bündnissen für 
breitere sozial-ökologische Transformations- 
prozesse käme. Deshalb käme es in Zukunft vor 
allem darauf an, »eine bestimmte Deutung des 
Degrowth-Begriffs zu stärken — nämlich jene, 
die unauflöslich mit Fragen der Gerechtigkeit 
und mit zu verändernden Herrschaftsverhält- 
nissen verbunden ist.« 


Zwei Jahre und eine Degrowth-Konferenz 
später hat sich — entgegen meinen Hoffnungen 
- keine in der Öffentlichkeit wahrnehmbare 
breite soziale Degrowth-Bewegung etabliert, 
und auch die Aufnahme von Degrowth-Vor- 
schlägen durch relevante Akteur*innen hält 
sich in Grenzen. In zwei von Brand genannten 
Bereichen ist der bunte Haufen Aktivist*innen 
jedoch einen großen Schritt weitergekommen: 


1. Bündnisse: Durch die Zusammenarbeit mit 
und die Präsenz auf den Klimacamps im Rhein- 
land sind Bündnisse sowohl mit der Klimage- 
rechtigkeits- als auch der Anti-Kohle- Bewe- 


gung entstanden. Dadurch wurde auch das 
Degrowth-Konzept in diese Diskurse hinein- 
getragen. Weitere Bündnisse, im deutsch- 
sprachigen Raum vor allem durch das Projekt 
Degrowth in Bewegung(en) und international 
auf der Budapester Degrowth-Konferenz (Arti- 
kel dazu auf den Seiten 10 und 11), wurden 
und werden ausgelotet. 

2. Die Verankerung von Gerechtigkeits- 
und Herrschaftsfragen im Degrowth-Begriff: 
Sowohl die auf den Degrowth-Sommerschulen 
und Konferenzen diskutierten Themenschwer- 
punkte, als auch die Analyse der Teilnehmen- 
den der Leipziger Konferenz durch Dennis 
Eversberg und Matthias Schmelzer vom Post- 
wachstumskolleg in Jena zeigen, dass diese 
Fragen in den thematischen Diskursen und der 
Ausrichtung vieler Aktiver eine zentrale Rolle 
spielen. In ihrer Analyse kommen Schmelzer 
und Eversberg sogar zu dem Schluss, es hande- 
le sich bei Degrowth eben doch um eine sozi- 
ale Bewegung, und zwar um eine »entstehen- 
de aber in sich heterogene soziale Bewegung 
(...), die im Kern für eine Kapitalismus- und 
Herrschaftskritik steht, die die individuelle und 
kollektive Praxis im Hier und Jetzt zum zentra- 
len Ausgangspunkt umfassender Gesellschafts- 
veränderung macht«. 


Wer sind die Degrowth 
Akteur»innen, was macht sie aus und 
was vereint sie? 


Wie kommen Schmelzer und Eversberg zu 
diesem Schluss? Einerseits konnten sie bei der 
Analyse der Fragebögen, die auf der Leipziger 
Degrowth-Konferenz an alle Teilnehmenden 
verteilt worden waren, den folgenden Grund- 
konsens ausmachen: 

»Wachstum ohne Naturzerstörung ist eine 
Illusion, daher wird in den Industrieländern 
Schrumpfung notwendig sein. Das bedeutet 
auch, dass wir auf Annehmlichkeiten werden 
verzichten müssen, an die wir uns gewöhnt 
haben. Die notwendige Transformation zu 
einer Postwachstumsgesellschaft muss fried- 
lich sein und von unten kommen, sie läuft auf 
die Überwindung des Kapitalismus hinaus, und 
weibliche Emanzipation muss dabei ein zentra- 
les Thema sein.« 

Andererseits fanden sie bei der Kategorisierung 
der Befragten fünf verschiedene, sich teilweise 
widersprechende Strömungen heraus. Die fünf- 
te, die sie »Libertäre Praxislinke « nennen, inte- 
griert diese Widersprüche und verbindet sie zu 
etwas Neuem. Dies sei »zum Gravitationszen- 
trum dessen geworden wofür »Degrowth« in 
seiner Gesamtheit steht.«: 


»Die Libertäre Praxislinke, der überdurch- 
schnittlich viele Befragte aus dem Ausland 
angehören, bündelt ein aktivistisches Alterna- 
tivmilieu: Weit überdurchschnittlich nehmen 
diese Befragten an Direkten Aktionen teil oder 
wohnen in Alternativprojekten, sie fühlen sich 
stark verbunden mit sozialen Bewegungen, und 
sie sind innerhalb des Degrowth-Spektrums 


hoch vernetzt. Typisch für sie ist ein Muster 
von radikal kapitalismus- und gesellschaftskri- 
tischen Positionen, die sich aber nicht klar auf 
einer Seite der Bruchlinie zwischen Zivilisati- 
onskritik und Rationalismus verorten, sondern 
dazu quer liegen. Befürwortung von Spirituali- 
tät und Ablehnung von Naturromantik, struk- 
turorientiertes Denken und Kritik an der Indus- 
triegesellschaft sind dabei keine Widersprüche, 
sondern gehen miteinander einher. Ausgehend 
von einer anarchistisch inspirierten Kapita- 
lismus- und Wachstumskritik, die sich auf 
Gerechtigkeitsaspekte, daneben aber auch auf 
Erfahrungen der Entfremdung durch verselb- 
ständigte Steigerungszwänge richtet, sucht 
diese Strömung den Ansatzpunkt transformati- 
ven Handelns in der eigenen Praxis. Sich prak- 
tisch loszusagen und anders zu handeln zielt 
dabei weniger auf die Errichtung von Parallel- 
strukturen als auf die Veränderung der eige- 
nen wachstumsgeprägten Subjektivität, und 
vermittelt darüber auch der Gesellschaft: Die 
Vision ist letztlich die einer Revolution durch 
praktische Selbsttransformation.« 


Vielfalt als Stärke 


Auch wenn wir Degrowth dank dieser Analyse 
mit einiger Berechtigung »soziale Bewegung« 
nennen und klarer definieren können, wofür 
diese genau steht, ist mein ursprünglicher 
Traum von einer wirklich breiten Bewegung bis 
jetzt leider nicht wahr geworden. Es war wohl 
auch naiv und vermessen zu glauben, ein in 
dieser Form relativ neues Konzept könne Dach 
oder Klammer sein für viel ältere Kämpfe und 
größere Bewegungen, die sich darin zu wenig 
repräsentiert sehen. Dennoch liegt die Stärke 
von Degrowth in seiner zumindest theoreti- 
schen Möglichkeit, ein solches Dach zu sein: 
In der Möglichkeit, die vielen, scheinbar unzu- 
sammenhängenden oder sogar widersprüchlich 
wahrgenommenen sozialen Kämpfe und Anlie- 
gen in einer größeren Vision oder Utopie einer 
alternativen Gesellschaft zu vereinen. Gleich- 
zeitig identifiziert Degrowth eben diese Kämp- 
fe und Anliegen, zum Beispiel die der Geflüch- 
teten, der Anti-Kohle Aktivist*innen und auch 
der Indignados in Spanien als unterschiedliche 
Ausdrücke derselben Krise. Einer Krise, die im 
Kern eine Krise des Kapitalismus, der Expansi- 
onslogik moderner Industriegesellschaften und 
des damit einhergehenden Menschenbilds des 
Homo Ökonomikus ist. 


In diesem Sinne sieht sich Degrowth nicht in 
Konkurrenz zu anderen sozialen und ökologi- 
schen Bewegungen, sondern als eine Möglich- 
keit und ein Angebot für diese, sich sinnvoll 
aufeinander und auf einen breiteren Rahmen 
zu beziehen. Gleichzeitig ist dieser Rahmen 
selbst nicht als fertiges Konzept zu sehen, 
sondern als gemeinsamer Suchprozess, dessen 
wesentlich Stärke in der Vielfalt liegt: Vielfalt 
der Möglichkeiten und Vielfalt der Akteure, die 
- im Gegensatz zur Monokultur der globalisier- 
ten kapitalistischen Wachstumswirtschaft - den 


verschiedensten Alternativen und selbstorgani- 
sierten Prozessen von unten Raum gibt. 


Bündnisse und Vernetzung 


Damit eine solche Vielfalt - unter welchem 
Namen auch immer - zu einer breit sichtbaren 
globalen Bewegung für eine grundlegende sozi- 
al-ökologische Transformation zusammenkom- 
men kann, bleibt das Schmieden von Bündnis- 
sen und Allianzen weiterhin ein wichtiger Fokus 
von Degrowth. Ein Schwerpunkt auf internatio- 
naler Ebene ist dabei der Dialog mit verwand- 
ten oder komplementären Bewegungen im 
globalen Süden, für die Degrowth verständli- 
cherweise kein attraktiver Begriff ist. So wurde 
auch auf der Budapester Degrowth-Konferenz 
das Thema »Degrowth und andere soziale 
Bewegungen« sehr kontrovers diskutiert. Wie 
der indische Aktivist für radikale ökologische 
Demokratie, Ashish Kothari in seinem Vortrag 
deutlich machte, entstünden die sozialen und 
ökologischen Bewegungen des Südens aus dem 
nackten Kampf um die Erhaltung ihrer Lebens- 
grundlagen und drückten sich deshalb ganz 
anders aus als zum Beispiel Degrowth. Eben- 
so wurde auch die mögliche Vereinnahmung 
anderer Bewegungen des globalen Nordens 
durch Degrowth als »Fragmentierung des poli- 
tischen Kampfes« kritisiert. Die Vorstellung 
von Degrowth als Dach für andere, teilweise 
viel ältere Bewegungen, könne dazu beitragen, 
Hierarchien zu schaffen, die zur ihrer Relevanz 
in keinem Verhältnis stünden. 


Auf der anderen Seite eröffnete sich ein inten- 
siver und viel versprechender Dialog über 
bestehende und mögliche zukünftige Bündnis- 
se zwischen Degrowth und anderen sozialen 
Bewegungen, wie zum Beispiel Umweltgerech- 
tigkeit. Der Vorschlag von Ashish Kothari, ein 
globales Forum der Alternativen für Dialog- 
und Lernprozesse einzurichten, stieß in Buda- 
pest auf breite Resonanz. 


Auch ich habe in diesen zwei Jahren viel 
gelernt - nicht zuletzt dank vieler Aha-Erleb- 
nisse im Austausch mit anderen Perspektiven. 
Mir ist klar geworden, dass es vielleicht gar 
nicht so wünschenswert ist, ein gemeinsames 
Dach für die unzähligen Akteur*innen der 
sozial-ökologischen Transformation zu haben. 
So offen und inklusiv ein solches auch immer 
sein mag, kann es der Vielfalt an bestehenden 
und möglichen Alternativen in ihrer Gesamt- 
heit letztendlich nicht gerecht werden. Und die 
Ermöglichung von größtmöglicher Vielfalt im 
Rahmen der Werte, für die Degrowth steht, ist 
an und für sich schon ein integraler Bestandteil 
von Degrowth. 


Christiane Kliemann ist freie Autorin und Aktivis- 
tin für Degrowrth. Sie hat die Degrowth-Konferenz 
in Leipzig mitorganisiert und ist seitdem Teil des 
Redaktionsteams des Degrowth-Webportals 
Degrowth.de. 
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SCHWERPUNKT DEGROWTH-BEWEGUNG 


WACHSTUMSBEFREITE PRAKTIKEN IN OSTEUROPA 


Gesundschrumpfen auf Ungarisch 


Nach einer Wachstumswende rufen auch 
immer mehr Menschen in den ehemals sozi- 
alistischen Ländern Osteuropas. Sie stan- 
den in Budapest zum ersten Mal zusammen 
auf der Bühne. 


ANJA HUMBURG 


Zentnerweise Trauben, Salat und Toma- 
ten chauffieren die Helfer und Helferinnen 
auf selbstgebauten Lastenrädern quer durch 
Ungarns Hauptstadt zur Corvinus Universtät. 
»Cargonomia« heißt der Zusammenschluss 
des Gemüseproduzenten Zsämboki vor den 
Toren Budapests, des Fahrradkuriers Kantaa 
und der Fahrradselbsthilfewerkstatt Cyclo- 
nomia. Sie beliefern die fünfte internationale 
Degrowth-Konferenz, die nach Paris, Barce- 
lona, Venedig und Leipzig zum ersten Mal in 
der Geschichte der Degrowth-Konferenzen ein 
post-sozialistisches Land zum Schauplatz der 
wachstumskritischen Gemeinschaft wählte. 
Genauso wie in zahlreichen anderen Großstäd- 
ten gibt es in Budapest Menschen, die Kritik am 
neoliberalen Wirtschaften üben und jenseits des 
Marktes eigene, solidarische und nicht-kommer- 
zielle Projekte ins Leben gerufen haben. 

»Vor der Konferenz gab es keine Debatte über 
Degrowth in Ungarn«, sagt Szandra Koves, 
Sprecherin der Budapester Degrowth Konfe- 
renz und Wissenschaftlerin an der Corvinus 
Universität. Genauso wenig wie über Alterna- 
tiven existierte eine kritische Debatte über die 
Notwendigkeit immer währenden wirtschaftli- 
chen Wachstums. »Niemand äußert Kritik am 
Wirtschftswachstum«, bestätigt etwa auch die 
polnische Wissenschaftlerin Iwona Bojadzje- 
wa. Die Konferenz, zu der 600 Menschen aus 
der ganzen Welt mit Wurzeln in der Wissen- 
schaft, in den sozialen Bewegungen und in den 
Werkstätten des Wandels anreisten, eröffnete 
der osteuropäischen Wachstumskritik nun ein 
internationales Forum. 


Kein Rückschritt 


Szandra Koves eilte von einem Interview 
zum nächsten, sprach im nationalen Radio. In 
großen ungarischen Medien erklärte sie, dass 
eine Abkehr vom Wirtschaftswachstum keinen 
Rückschritt bedeute. Wachstumskritik lasse 
sich in den post-sozialistischen Ländern nicht 
diskutieren, ohne die erst langsam heilenden 
Wunden der Vergangenheit im Blick zu behal- 
ten. »Die Menschen haben Angst, ihren Status 
quo zu verlieren«, sagt Szandra Koves. Ängste 
wie diese begegnen auch den Wachstumskriti- 
kern in anderen Ländern. Die besondere Situa- 
tion im Osten Europas: Utopien, wie Degrowth 
eine ist, sind mit einem Paradigmenwechsel 
verbunden und der erinnert viele Menschen 
in den ehemaligen sowjetregierten Ländern 
an existentielle Nöte in Zeiten des Zusammen- 
bruchs des sozialistischen Regimes. 


Verbreitete Ängste 
Auch Anelia Paneva, bulgarische Nachhal- 
tigkeitsforscherin, bestätigt dieses Bild: »Die 


Menschen in Bulgarien stehen unter großem 
sozialen Druck, sie suchen schlicht nach 
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Arbeit.« Wie groß diese Ängst sind, hängt auch 
damit zusammen, wie viel Gemeinschaftsinn 
unter den Menschen existiert. Auch hier macht 
sich noch heute bemerkbar, ob der Sozialismus 
eher moderat oder in einer absoluten Form 
geherrscht hat und damit viel Misstrauen und 
soziale Kälte unter den Menschen hervorgeru- 
fen hat. Bei manchen Menschen, die im Sozia- 
lismus großgeworden sind, so wie meine Sitz- 
nachbarin auf dem Rückweg, eine Dresdner 
Ärztin, lösen die Praktiken einer neuen solida- 
rischen, politisch motivierten Beitragsökono- 
mie starke Erinnerungen hervor: »Das ist doch 
Kommunismus. Das hatten wir doch damals 
auch«, sagte sie. Doch, so meine ich, verläuft 
eine wesentliche Trennlinie zwischen beiden 
Entwicklungen: diejenigen, die sich unter 
dem Degrowth-Mantel wiederfinden, wählten 
bewusst und freiwillig, was sie tun. Keine Not 
oder kein politischer Zwang drängte sie dazu. 


Wachstumswende im Kommen 


Die Utopie, die die Budapester Konferenz 
abzubilden vermochte, hinterließ das Bild einer 
willkommenen, zukunftsgewandten Utopie. 
Viele Journalisten fragen die Wissenschaftle- 
rin, welche Bezüge es zum Bedingungslosen 
Grundeinkommen gäbe. Eine andere Utopie, 
die binnen weniger Jahre ein breites öffentli- 
ches Forum in Ungarn erfahren habe, erklärt 
Szandra Koves. Ähnlich könnte es nun mit der 
Wachstumswende sein. Die kleine wachstums- 
kritische wissenschaftliche Szene in Osteuropa, 
der Szandra Koves angehört, ist keine Insel, 
sondern baut ihre Argumente auf die wach- 
sende Zahl von politisch motivierten Initiati- 
ven. Die spielen nicht nur in der ungarischen 
Hauptstadt eine Rolle, sondern auch in vielen 
anderen zentral- und osteuropäischen Ländern. 


Freiwillige Fahrradschrauber als 
Vorreiter 


Lucie Sovova, Wissenschaftlerin an der tsche- 
chischen Universität von Brno, zählte 20 urba- 
ne Gemeinschaftsgärten in Tschechien. In der 
slowakischen Hauptstadt Bratislava betreibt 
eine Gruppe freiwilliger Fahrradschrauber ein 
open-source basiertes, weitgehend geldfreies 
Verleihsystem für etwa 100 Stadträder, das 
mittlerweile Nachahmer in der ganzen Welt 
gefunden hat. Interessanterweise sind unter 
den Initiatoren etwa der offenen Werkstatt 
Cyclonomia in Budapest Franzosen, Schotten 
oder Deutsche. Einige der Projekte erfuhren 
so etwas wie einen direkten Import aus den 
frühen Keimzellen der Degrowth-Praktiken. Die 
meisten aber scheinen auf eine ähnliche Weise 
entstanden zu sein: aus der Kritik an globaler 
Ungerechtigkeit, der Begrenztheit ökologischer 
Ressourcen und dem Wunsch, selbst im Hier 
und Jetzt zu wachstumsbefreiten Praktiken 
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jenseits der Marktlogik beizutragen. 

Dort wo es solche Projekte gibt, mangelt es 
nicht an Zulauf. Ungefähr 300 aktive Mitglie- 
der leihen regelmäßig die weißen Stadträder 
in Bratislava aus. Sie zahlen keine Gebühr und 
unterschreiben keinen Vertrag. In den drei 
Jahren seit der Gründung, wurden ganze 3 
Räder gestohlen. Bei kommerziell betriebenen 
Verleihsystemen läge die Diebstahlrate bei etwa 
einem Drittel, erzählt einer der Initiatoren. 


Traditionsreiche Gartenkultur 


In der »Nacht der urbanen Gemeinschafts- 
gärten«, die parallel zur Degrowth-Konferenz 
stattfand, wurden ein Dutzend Gärten zur 
Begegnungsstätte von Stadtteilbewohnern 
und internationalen Konferenzgästen. Sie teil- 
ten mitgebrachte Speisen, Rentnerinnen und 
Kinder pumpten gießkannenweise Wasser aus 
dem Brunnen, Eltern schwatzten ums Feuer. 

Die neue politische Debatte und ihre Prakti- 
ken spielen sich meist in urbanen Nischen ab. 
Das ist in Ungarn, der Slowakei oder Tschechi- 
en nicht anders als in Berlin, Barcelona oder 
Paris. Neben dieser Nischenkultur existieren 
in den post-sozialistischen Ländern noch weit 
verbreitete Traditionen, die zwar nicht politisch 
motiviert sind, aber ein großer Schatz für eine 
wachstumsbefreite Gesellschaft sein können. 
Ob in der Gartenkolonie auf Stadtbrachen oder 
im Garten hinter dem Haus auf dem Land, viele 
Menschen bauen ihr Gemüse und Obst noch 
selbst an. Auf der Budapester Degrowth-Konfe- 
renz drehen sich zahlreiche Vorträge um diese 
»leise Ernährungssouveränität«. Das sozialisti- 
sche System unterstützte die Gärtnertradition. 
Für viele wurde es in dieser Zeit zum »persönli- 
chen Exil«, beschreibt Lucie Sovova. Nach dem 
Systemumbruch änderte sich die Stimmung in 
der Bevölkerung: »Endlich können wir alles im 
Supermarkt kaufen.« Doch die Statistik von 
Lucie Sovovä zeigt, dass 40 Prozent der Befrag- 
ten auch heute noch einen Teil ihres Gemüses 
selbst anbauen. 46 Prozent des Obstes und 
Gemüses, das die Brnoer während der Wachs- 
tumssaison konsumieren, stammt noch immer 
von eigenen Gärten. Rentner, Bürgerliche und 
Arbeiter pflegen diese Tradition ebenso wie 
Arbeitslose oder junge Familien. Für viele ist es 
ein Hobby oder schlicht eine unbewusst fortge- 
führt Familientradition. 


Eier ohne Warenstempel 


Die ukrainische Dokumentarfilmerin Oksana 
Udovyk erzählte von einem Besuch bei ihrer 
Großmutter in der west-ukrainischen Provinz 
Carpatian. Als sie auf dem Markt Eier kaufte, 
sprach eine Nachbarin sie im Bus entsetzt an, 
warum sie Eier kaufe? In den Tagen danach 
versorgten die Nachbarn sie wie selbstver- 
ständlich mit Eiern und glichen die Engpässe 
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auf dem Hof der Großmutter aus. Hätte sie 
jemand gefragt, ob sie ihre Ernten untereinan- 
der teilen, so würden sie vermutlich trotzdem 
mit »Nein« antworten, sagte Oksana Udovyk. 
Auch ohne ein politisches Motiv spiegeln diese 
Traditionen Werte wider, die die Degrowth-Be- 
wegung ausmachen. Etwa darin, dass die Gärt- 
ner und Gärtnerinnen die reproduktive Seite 
des Arbeitens wertschätzen und Lebensqualität 
über wirtschaftlichen Profit setzen. Ich selbst 
frage mich, ob für Menschen, die mit einem 
Garten als essentiellem Teil ihres Alltags leben, 
wirtschaftliches Wachstums überhaupt eine 
Rolle spielt? Ist diese marktgesteuerte Wirt- 
schaft nicht viel zu abstrakt und fern von der 
Realität der Menschen, die sich im Bus, am 
Gartenzaun oder im Büro begegnen? Könnte 
die Degrowth-Gemeinschaft im Osten Europas 
dazu beitragen, diese Fähigkeiten und die Zeit, 
die sie in diese Praktiken stecken, als einen 
zukunftstauglichen Pfad zu betrachten statt als 
»strukturschwach« abgestempelt zu werden? 
Liegen in der selbstorganisierten Versorgung 
etwa Möglichkeiten, das gesellschaftliche 
System zu stabilisieren? 


Konferenz als Impulsgeber 


Dieser Artikel ist eine kurze Momentauf- 
nahme, die meine subjektiven Beobachtun- 
gen während einer fünf-tägigen Konferenz, 
wiedergeben. Gewiss gibt es viele weitere 
Perspektiven auf die Frage nach der Wachs- 
tumswende in Osteuropa. Unterschiede und 
Gemeinsamkeiten zwischen Stadt und Land 
und zwischen den Ländern zu identifizieren 
könnte durch viele weitere Indikatoren den 
Blick weiten. Mir haben die Beobachtungen in 
Budapest gezeigt, das die Größe und Lautstär- 
ke der Degrowth-Debatte in Osteuropa nicht 
gleichzusetzen ist damit, wie weitreichend 
degrowth-orientierte Praktiken in der Gesell- 
schaft bereits verbreitet sind. Die Konferenz 
hat nicht nur dazu beigetragen, dass sich die 
internationale Degrowth-Gemeinschaft und 
die Öffentlichkeit ein Bild von den osteuro- 
päischen Wachstumskritikern und -kritikerin- 
nen machen konnten. Sie hat ihnen, die sie ja 
gar nicht eine einzelne Gruppe, sondern viele 
verschiedene Denker, Praktikerinnen und 
Aktivisten aus völlig unterschiedlichen Regi- 
onen und Kulturen sind, auch gezeigt, was 
in diesem Teil der Erde in Sachen Degrowth 
geschieht. Von der Konferenz strömt nun ein 
schöner Impuls dorthin, wo ihre Gäste längst 
wieder heimgekehrt sind. 


Dieser Artikel zeigt Ausschnitte von Vorträgen, 
Gesprächen, Diskussionen und Workshops 
auf der 5. Internationalen Degrowth Konferenz 
Anfang September in Budapest. Er zeichnet nicht 
das ganze Bild einer Bewegung, aber gibt einen 
Einblick in die Degrowth-Debatten in Osteuropa. 
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DEGROWTH IN BEWEGUNG 


Kann es eine Welt jenseits von Wachstum, 
Konkurrenz und Profitstreben geben? Zahl- 
reiche Initiativen und Bewegungen entwi- 
ckeln, leben und verbreiten bereits soziale, 
ökologische und demokratische Alternati- 
ven. \Was macht sie aus und wo sind Bünd- 
nisse möglich? In dem Projekt »Degrowth 
in Bewegung(en) « stellen sie sich vor und 
entwerfen mögliche Antworten. 


NINA TREU UND MATTHIAS SCHMELZER, 
LEIPZIG 


Das Projekt bringt Vertreter innen aus 32 sozi- 
alen Bewegungen, Initiativen und alternativ-öko- 
nomischen Strömungen zusammen. Diese reflek- 
tieren über ihre Bewegung, deren Aktivitäten, ihr 
Verhältnis zu Degrowth und anderen Initiativen 
sowie ihre Vision. In einem Diskussions- und 
Schreibprozess von über einem Jahr sind daraus 
prägnante Texte entstanden. Diese sind jetzt mit 
Fotos, teilweise auch mit Videos und Podcasts, 
auf www.degrowth.de zu finden und werden 
2017 auch als Buch veröffentlicht. 

Das Projekt ist als Nachfolgeprojekt der 
Degrowth-Konferenz in Leipzig zu verstehen. 
Als Initiator_ innen von Degrowth in Bewe- 
gung(en), die im Konzeptwerk Neue Ökonomie 
in Leipzig arbeiten, waren wir von der Vielfalt 
der Menschen fasziniert, die sich 2014 auf der 
Konferenz versammelt haben. Wir haben uns 
gefragt, was sie bewegt, was sie teilen und was 
nicht. Ist Degrowth ein zentraler gemeinsamer 
Nenner für sie oder nur ein mehr oder minder 
zufälliges Label für eine Konferenz? Aus diesen 
Fragen ist das Projekt entstanden. 

Es sind Menschen aus diversen, zum Teil sehr 
unterschiedlichen Bewegungen beteiligt: von 
der Anti-Kohle-Bewegung zu den Gewerkschaf- 
ten, aus Commons und Gemeinwohlökonomie, 
von 15M (Spanien) zu Radikaler Ökologischer 
Demokratie (Indien), aus der Umweltbewegung 
und der Bewegung für freie Software. Wir hatten 
als Organisator_innen zunächst an 20 Bewegun- 
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Das Mosaik der Alternativen 


A World Cafe in Budapest 


gen gedacht, aber es gab so viele Vorschläge für 
weitere Beteiligungen und (fast) alle angespro- 
chenen Personen waren begeistert von der Idee, 
dass es jetzt viel mehr geworden sind. Bislang 
sind vor allem deutschsprachige Bewegungen 
bzw. Vertreter innen beteiligt, da unsere Kontak- 
te hier gebündelt sind, ein erstes Treffen in Jena 
stattgefunden hat und das Buch auf deutsch 
erscheinen wird. Aber es gibt auch einige inter- 
nationale Beiträge, die übersetzt wurden und wir 
überlegen, das noch auszuweiten. 


Solidarisch an Bedürfnissen 
orientiert 


Uns ist wichtig, dass aus dem Projekt nicht 
nur Texte entstehen, sondern ein gemeinsamer 
Austausch- und Suchprozess. Was brauchen 


Foto: Anja Humburg 


wir, um eine emanzipatorische linke Bewegung 
anzuschieben, die ihren Fokus auf Alternativen 
zum Bestehenden legt? Wie können wir dafür 
zusammenarbeiten? Wir werden uns im Okto- 
ber mit den Autor_innen treffen, um über unse- 
re Erkenntnisse zu diskutieren, und nächstes 
Frühjahr eine Tagung organisieren, auf der sich 
jeweils mehrere Personen aus den verschie- 
denen Bewegungen treffen, vernetzen und 
austauschen können. So wollen wir gemeinsam 
überlegen, welche Schlussfolgerungen wir aus 
dem Prozess ziehen wollen. 

Einiges haben wir bereits gelernt: Um 
Gemeinsamkeiten und Unterschiede zwischen 
verschiedenen Gruppen zu erkennen, müssen 
wir diese gut kennen - ansonsten ist die Analy- 
se oft zu oberflächlich. Dafür braucht es Zeit 
und Kontinuität, die praktisch gesehen erst 


Basisdemokratisch geht's besser 


Die letzten drei Sommer gab es in Deutsch- 
land jeweils ein große Degrowth-Veran- 
staltung: 2014 die Degrowth-Konferenz, 
2015 und 2016 die Degrowth-Sommer- 
schulen. Besonders an ihnen war nicht nur, 
dass sie die international schon bekannte- 
re Degrowth-Idee hierzulande verankert 
haben, sondern auch, dass sie basisdemo- 
kratisch und selbstorganisiert waren. Der 
inhaltliche Anspruch wurde in der Praxis 
umgesetzt. 


NINA TREU UND CHRISTOPHER LAUMANNS, 
LEIPZIG 


Das Grundprinzip von Basisdemokratie ist, 
dass sich jede_r, der/die will, beteiligen kann 
und das gleiche Mitspracherecht hat. Die 
Entscheidungen werden im Konsens getrof- 
fen — das heißt nicht per Mehrheit, sondern im 
Einvernehmen aller. 

Viele Kollektive und politische Gruppen 
organisieren sich so — aber wie kam es für 
die Konferenzorganisation dazu? Das Bemer- 
kenswerteste daran ist, dass die basisdemo- 
kratische Organisation ohne große Vorab- 
sprachen entstand. Im Vorfeld des ersten 
Treffens tauschten wir uns mit verschiedenen 
Menschen aus, die Erfahrung in basisdemokra- 
tischer (Kongress-)Organisation hatten. Daraus 
entstand der Vorschlag für einen hierarchiefrei- 
en Orgakreis mit verschiedenen Arbeitsgrup- 
pen (AGs). Kein Wunderwerk, sondern einfach 
das naheliegendste Organisationsmodell. Auf 
dem Treffen selbst, zu dem etwa 40 Personen 
kamen, wurde der vorbereitete Vorschlag nach 
kurzer Diskussion angenommen. 

Zunächst legten wir das Plenum des Orgak- 
reises als wichtigstes Gremium fest. Die großen 
Linien und die grundsätzliche Ausrichtung der 
Konferenz sollten hier beschlossen werden, wie 
auch alle die Gesamtkonferenz betreffenden 


Entscheidungen. Wir gründeten verschiedene 
AGs zu den unterschiedlichen Bereichen der 
Konferenz, die so eigenständig wie möglich 
arbeiten sollten. Für jede AG gab es mindes- 
tens eine Ansprechperson. Wir trafen uns als 
Plenum regelmäßig, in der Zwischenzeit orga- 
nisierten wir uns über Telefonkonferenzen, 
Emails, gemeinsame virtuelle Ordner und eine 
Onlineplattform. Die Arbeit der AGs wurde 
über direkte Kontakte, die AG Koordination 
und einen AG-Rat, einer Telefonkonferenz mit 
Delegierten, abgesprochen. Anfangs arbeite- 
ten fast alle Beteiligten ehrenamtlich, mit der 
Zeit hatten wir durch Anträge einige bezahlte 
Stellen und Honorare. Dadurch hatten einige 
Leute mehr Zeit und einen Informationsvor- 
sprung, das Grundprinzip der gleichberechtig- 
ten Mitsprache blieb aber erhalten. 


Immer wieder Treffen 


Wichtig für die positive Stimmung und den 
gut laufenden Prozess war, sich immer wieder 
zu treffen und Zeit miteinander zu verbrin- 
gen. Wir diskutierten Machtverhältnisse, 
Gender-Normen, Hierarchien, Stress und Prob- 
leme regelmäßig gemeinsam. Angeschoben 
wurde dies von der AG Gruppenprozesse, die 
auf das Gruppenklima und unsere Belastung 
achtete und bei Konflikten mediierte. Gemein- 
sam achteten wir auch auf eine Vielfalt der 
Methoden und verfeinerten diese immer weiter. 
Wichtig waren neben Aufstellungen und Klein- 
gruppenarbeit auch Emorunden, Spaziergänge 
als Raum zur Konfliktlösung und Spiele. 

Diese Grundprinzipien wurden in den Folge- 
jahren von den Sommerschul-Orgakreisen 
übernommen 

und weiterentwickelt. So gewann z.B. die 
AG Gruppenprozesse weiter an Gewicht, ihre 
Einheiten nahmen mehr Raum in den Plena ein 
und sie moderierte den sensiblen Prozess zur 


Ausschüttung der Honorare. 

Für Contraste-Leser innen mag all dies viel- 
leicht nicht neu sein — aber von außen ernteten 
wir anfangs viel Erstauen für unsere Organisa- 
tionsform. Einige Partner_innen der Konferenz 
zweifelten daran, dass wir mit einem solchen 
Fokus auf den Prozess effizient genug arbeiten 
und eine professionelle Veranstaltung durch- 
führen könnten. Viele hielten es für unnötigen 
Ballast. Doch wir würden sagen: das Gegen- 
teil ist der Fall. Nur weil wir so viel Wert auf 
eine gleichberechtigte Beteiligung aller gelegt 
haben, sind die Konferenzen und Sommer- 
schulen so erfolgreich gewesen. Alle Mitglieder 
der Orgakreise haben Verantwortung für ihre 
Aufgaben übernommen und diese durchdacht — 
dadurch lief fast nichts schief. Alle identifizier- 
ten sich mit der Veranstaltung und warben für 
diese — dadurch kamen sehr viele Menschen. 
Und weil wir aufeinander achteten, herrschte 
im Orgakreis sehr gute Stimmung, die sich auf 
die Veranstaltung und die Teilnehmer innen 
übertrug. 

Darüber hinaus ist der langfristige Effekt 
von basisdemokratischer Organisation nicht zu 
vergessen. Alle Beteiligten lernen enorm viel 
dazu. Sie machen wertvolle Erfahrungen und 
gehen aus dem Prozess gestärkt hervor. Durch 
die Aufgabenteilung und -rotation wird Wissen 
weitergegeben und Hierarchien werden abge- 
baut. Über die Veranstaltung hinaus lernen 
Menschen, sich selbst zu organisieren und sich 
für Belange, die ihnen wichtig sind, einzuset- 
zen. Das ist und bleibt unersetzlich, um unser 
Leben demokratisch (im eigentlichen Sinne) zu 
organisieren. In diesem Sinne hoffe ich, dass 
sich immer mehr Gruppen basisdemokratisch 
organisieren und sich auch zutrauen, damit 
große Projekte auf die Beine zu stellen. 


Mehr im Manual unter http://www.degrowth.de/ 
de/leipzig-2014/evaluation/. 


gefunden werden muss. Die beteiligten Bewe- 
gungen teilen eine mehr oder weniger offen 
artikulierte Kapitalismuskritik, sie widersetzen 
sich zumeist den Logiken von Profit, Konkur- 
renz und Wachstum. Sie orientieren ihre Arbeit 
an konkreten menschlichen Bedürfnissen und 
setzen auf Kooperation, Solidarität und eine 
Orientierung am Guten Leben für Alle. 


Plädoyer für Dialoge 


Auf dieser Basis gibt es eine große Offenheit, 
verschiedene Belange aus dem sozialen und 
ökologischen Bereich zusammen zu denken und 
den Wunsch nach Zusammenarbeit. Damit dies 
möglich ist, müssen wahrscheinlich gemeinsa- 
me konkrete Projekte gefunden werden - denn 
die Bewegungen sind in ihrer Herangehens- 
weise oft sehr unterschiedlich. So reicht das 
Spektrum allein in diesem Projekt von »nur« 
32 Bewegungen von reformorientiert zu radi- 
kal-revolutionär. Einige setzen an wirtschaft- 
lichen bzw. politischen Strukturen an, andere 
am Individuum. Manche haben »das Ganze« 
im Blick, andere führen wiederum sektora- 
le Kämpfe. Es gibt Bewegungen, die in ihren 
Strukturen schon die eigenen Alternativvor- 
stellungen umsetzen und solche, die klassisch 
hierarchisch sind. Viele bestehen schon lange, 
während andere gerade im Entstehen begriffen 
sind. Diese Darstellung soll nicht heißen, dass 
die Bewegungen unvereinbar sind — aber dass 
sie auch in ihrer Unterschiedlichkeit gesehen 
werden müssen und wir mehr Dialogformate 
brauchen, um uns besser kennen zu lernen. 

In einer Mosaiklinke sollte es möglich sein, 
verschiedene Herangehensweisen zu respek- 
tieren, wo es nötig und machbar ist, gemein- 
same Kämpfe zu führen und sich solidarisch 
zu unterstützen. Nur so kann der Aufbau einer 
starken emanzipatorischen Bewegung, die der 
vermeintlichen Alternativlosigkeit in Europa 
und der überall erstarkenden Rechten etwas 
entgegensetzt, gelingen. 


Mit einem Esel fing es an 


Francois Schneider startete vor Jahren 
einen Fußmarsch gegen Wirtschafts-wa- 
chstum. Inzwischen ist daraus eine große 
Protestbewegung geworden. Nur mit ei- 
nem Esel und etwas Handgepäck begann 
Francois Schneider im Juli 2004 eine ein- 
jährige Tour durch Frankreich. Die Reise 
hatte ein politisches Ziel: nämlich mit 
»ganz normalen Zeitgenossen« darüber 
zu diskutieren, ob Wirtschaftswachstum 
noch ein sinn-volles Ziel sein könne. Sch- 
neider selbst glaubt es nicht. Für ihn lie- 
gt die Zukunft »nicht in mehr Atomkraf- 
twerken, mehr Autobahnen oder mehr 
Supermärkten, sondern in einem genüg- 
sameren Leben«. 

Inzwischen ist aus dem »Marsch für 
Wachstumsrücknahme« (französisch 
»decroissance«) und anderen Aktionen 
eine politische Bewegung geworden. So 
richtig prominent wurde die Initiative 
im Oktober 2007. Damals veranstaltete 
Staatspräsident Nicolas Sarkozy in Paris 
einen »Umweltgipfel«. Seine Forderun- 
gen klangen gut und reichten von einer 
Verringerung des Pestizideinsatzes bis 
zur Gebäudeisolierung. Milliardeninvesti- 
tionen sollten grünes Wirtschaftswachs- 
tum beflügeln. Doch Schneider sah darin 
nur die »Umetikettierung herkömmlicher 
Wachstumspolitik« in grünes Wachstum. 
Denn »Sarkozy lobte auf diesem Gipfel 
auch Schnellbahnstrecken, Autobahnen 
und die Kernenergie. Deshalb luden 
Schneider und seine Mitstreiter vor dem 
offiziellen Gipfel zu einem Gegengipfel 
nach Lyon ein. Daran nahmen mehr als 
800 Bürger teil - viel mehr als erwartet. 


Harald Klimenta, gekürzt aus Publik Forum 
2/2011 
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Degrowth und Commons in Bewegung(en) 


Die verschiedenen Bewegungen zur 
Transformation der herrschenden Gesells- 
chaft mit ihren ökologisch wie ökonomisch 
zerstörerischen Tendenzen bilden einen 
Themenschwerpunkt der Contraste. Zwei 
von ihnen werden hier von zwei »Commo- 
nern« vergleichend betrachtet. 


LESLIE GAUDITZ UND JOHANNES EULER, COM- 
MONS-INSTITUTE.\V. 


Wenn Degrowth heißt, dass wir Menschen uns 
von den Fesseln des Wachstumszwangs befreien 
müssen, und wenn Commons-Aktivist*innen 
sich für mehr Commoning in der Welt einset- 
zen, dann müssen wir uns wohl folgende Fragen 
stellen: Von welchem Wachstum gilt es sich zu 
lösen? Wovon brauchen wir mehr? Wie könnte 
das gehen? Wer setzt sich dafür ein? 

Auf der Akteur*innenebene scheint es ein 
hohes Maß an gegenseitiger Wahrnehmung und 
Sympathie zu geben. Insbesondere der kritische 
und progressive Teil der Degrowth-Bewegung 
scheint dabei mit dem kapitalismuskritischen 
Teil der Commons-Bewegung zu harmonieren. 
Beiden geht es darum, mit alten Mustern zu 
brechen, die in der Logik des heutigen Gesell- 
schaftssystems begründet sind und bis in die 
(und durch die) individuellen Handlungs- und 
Denkgrundlagen wirken. In Degrowth-Kreisen 
werden Wachstumszwänge angeprangert. Die 
Commons-Bewegung kritisiert die Verwertungs- 
zwänge der heutigen Gesellschaft. Dass beides 
zwei Seiten ein und derselben Medaille sind, 
liegt auf der Hand. 

Da sich Degrowth als wachstumskritische 
Gegenbewegung formierte, stand eine eigene 
Alternativvorstellung zunächst nicht im Zent- 
rum der Aufmerksamkeit. Mit Commoning 
hingegen kann eine Welt gedacht werden, in 
der unsere Lebensbedingungen auf eine nicht 
kapitalistische Art (re)produziert werden, 
jenseits von Wachstumszwängen. In diesem 
Sinne wird Commoning bei der Formulierung 
einer Postwachstumsgesellschaft vielfach als 
integraler Bestandteil betrachtet. Vor allem die 
im Degrowth-Kontext häufig herangezogenen 
Überlegungen zu Buen Vivir- dem guten Leben 
- weisen bemerkenswerte Ähnlichkeiten mit 
Commons-Ansätzen und -Prinzipien auf. 

Es lassen sich jedoch auch Differenzen feststel- 
len. Degrowth-Kreise legen den Fokus auf Resi- 
lienz und Suffizienz. Bei Commons sind diese 
eher implizit enthalten, als offensiv im Sinne 
der ökologischen Grenzen der Erde diskutiert 
zu werden. Aus Commons-Perspektive kann 
wiederum argumentiert werden, dass Teile 
der Degrowth-Bewegung der kapitalistischen 
Verwertungslogik nicht kritisch genug gegen- 
überstehen sowie zu sehr auf staatliche Steue- 
rungsmechanismen setzen. In gewisser Weise 
handelt es sich hier sowohl um eine (auch in der 
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Die Tageszeitung junge Welt erscheint im Verlag 8. Mai, 
der mehrheitlich einer Genossenschaft gehört. Mitglieder 
dieser Genossenschaft sind vor allem Leserinnen und 
Leser der Zeitung, aber auch Mitarbeitende aus Verlag 
und Redaktion. Wichtigste Aufgabe der Genossenschaft: 
Die Absicherung der ökonomischen Grundlagen und der 
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volles, genussreiches Leben für alle erreichbar 
ist. Das heißt, es geht nicht primär um individu- 
ellen Verzicht, sondern unter der Prämisse der 
kollektiven Selbstentfaltung aller darum, wer 
was, wie und warum herstellt und (ver)nutzt. 
Vor dem Hintergrund des Prinzips »Beitragen 
statt tauschen« wird die Geld- und Tauschlogik 
in Commons-Kreisen grundsätzlich kritisiert. Als 
langfristige Commons-Vision kann wohl eine 
Gesellschaftsform gelten, die sich vom Tausch 
als gesellschaftlichem Vermittlungsmodus frei- 
macht. Auch ist in der Commons-Bewegung 
eine grundsätzlich kritische Haltung staatlichen 
Institutionen gegenüber vorhanden - nicht nur 
weil Markt und Staat maßgeblich für diverse 
Einhegungen verantwortlich gemacht werden, 
sondern auch weil Commons nicht zentralisiert 
funktionieren. Dies ist auch eine wesentliche 
Abgrenzung der Commons-Bewegung zum 
marxistisch-staatszentrierten Kommunismus. 
Die Verortung von Commons jenseits von Markt 
und Staat lässt erahnen, dass die Commons-Ak- 
tivist“innen sowohl mit marktwirtschaftlichen 
als auch mit nationalstaatlichen Prinzipien 
brechen wollen. Normative Grundlage ist dabei 
die Ablehnung jeglicher Formen der Herrschaft. 
Eine stärkere Beachtung solcher Diskurse, die 
Staat und Markt als gesellschaftsbestimmen- 
de Institutionen kritisch diskutieren, könnte 
die Degrowth-Bewegung bereichern und dazu 
beitragen, strukturelle Hindernisse für eine Post- 
wachstumsgesellschaft sichtbar zu machen. 


Technologie - aber wie? 


Grundsätzliche Technologiekritik, die sich 
zum Beispiel an Ivan Nlich orientiert und sich in 
Degrowth-Kontexten findet, wird in zeitgenössi- 
schen Commons-Kreisen konstruktiv gewendet, 
indem gefragt wird: Welche Ausgestaltung von 
Technologien entspricht menschlichen Bedürf- 
nissen und wem nützt Technik wozu? Unter 
anderem durch die starke Verwurzelung in der 
digitalen Welt und aufgrund der Beteiligung 
eher technikaffiner Menschen ist ein gewisser 
Technologieoptimismus vorhanden. Technolo- 
giekritik und Technikoptimismus gehen dabei 
Hand in Hand: Während die einen sich mit der 
Kritik an heutigen, als problematisch wahrge- 
nommenen Technologien beschäftigen, entwi- 
ckeln die anderen neue, die nach anderen Prin- 
zipien, wie Modularität, Reparierbarkeit oder 
Ressourcenschonung, funktionieren — Prinzipi- 
en, die auch mit Degrowth-Ansprüchen verein- 
bar sind. Das Projekt »Open Source Ecology« 
zum Beispiel hat es sich zur Aufgabe gemacht, 
fünfzig industrielle Maschinen zu bauen, die ein 


kleines Dorf braucht, damit die Bewohner*in- 
nen nachhaltig sowie relativ autark ein gutes 
Leben führen können. 


Gleichberechtigung im Fokus 


Wie eingangs erwähnt, scheint viel Degrowth 
in Commons zu stecken und viel Commons in 
Degrowth. Ähnlich verhält es sich auch mit 
anderen Strömungen. Auf Gleichberechtigung 
abzielende Perspektiven zu Mensch-Natur-Ver- 
hältnissen, wie beispielsweise in Umwelt- und 
Tierschutzkreisen und in verschiedenen Gerech- 
tigkeitsdiskursen, spielen ebenso eine Rolle wie 
das Ziel eines gleichberechtigten Miteinanders 
der Menschen, wie es zum Beispiel No-Bor- 
der-Gruppen fordern, die sich eine Welt ohne 
Staatsgrenzen wünschen. Insbesondere viele 
Souveränitätsbewegungen (etwa für Lebens- 
mittelsouveränität) haben viel mit Commons 
gemein, Auf andere Transformationsbemü- 
hungen beziehen sich Commons-Aktivist*in- 
nen hingegen mitunter kritisch, etwa wenn 
die vorgeschlagenen Mittel der Umsetzung im 
Widerspruch zu den jeweiligen Zielen stehen 
(zum Beispiel wenn sich hierarchisch organisier- 
te politische Parteien für Commons einsetzen). 
Ebenso werden Ansätze und Umgangsweisen 
kritisiert, die die zu überwindenden Logiken - 
Tausch-, Verwertungs- und Geldlogik - ebenso 
wie Hierarchien und Zwangsverhältnisse unre- 
flektiert reproduzieren beziehungsweise mani- 
festieren (zum Beispiel die Reformierung des 
Geldsystems durch alternative Tauschwährun- 
gen wie Bitcoin). 


Gemeinsam auf dem Weg in eine 
postkapitalistische Welt 


Eine Transformationsperspektive, die den 
Weg in eine Commons-Gesellschaft vordenkt, 
wird als Keimform-Ansatz beschrieben. Diese 
Perspektive bildet insbesondere im deutsch- 
sprachigen Raum einen wichtigen Bezugspunkt. 
Vereinfacht gesprochen, geht es um die These, 
dass eine konsequente Praxis von Commons sich 
im Hier und Jetzt verbreiten und unter ande- 
rem aufgrund der Krisenhaftigkeit des heuti- 
gen Gesellschaftssystems dazu in der Lage sein 
könnte, zur gesellschaftsbestimmenden Logik 
zu werden. Demnach sind im heutigen Commo- 
ning die Potenziale einer Commons-Gesellschaft 
schon angelegt, wenn auch noch nicht voll 
entfaltet. Dabei finden sich Commons-Projek- 
te immer der Gefahr ausgesetzt, vereinnahmt 
zu werden. Verteidigungs-, Aneignungs- und 
Aushandlungskämpfe von gemeinsam verwal- 
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teten Ressourcen sind notwendig, solange der 
hierarchische Nationalstaat und der kapitalisti- 
sche Markt mit ihren jeweiligen Logiken domi- 
nant sind. Diese Kämpfe werden erfolgreicher 
sein, wenn sie im Kontext einer starken, gemein- 
samen und vor allem emanzipatorischen Bewe- 
gung stattfinden. 

Eine konkrete postkapitalistische Vision ist eine 
Welt, die nicht hierarchisch ist, sondern netz- 
werkartig über funktional differenzierte Verbin- 
dungspunkte selbstorganisiert ist und in der die 
individuellen Bedürfnisse aller Personen durch 
Commons befriedigt werden können. Diese 
Welt würde sich zudem durch selbstbestimmte 
und verantwortungsvolle Tätigkeitsverhältnisse 
auszeichnen, die Freude und Sinn bringen, ohne 
Ressourcen zu übernutzen oder Ökosysteme zu 
zerstören. Die Commons-Bewegung vertraut in 
die menschlichen Potenziale und übersetzt den 
Nachhaltigkeitsgedanken in die Sprache mensch- 
licher Bedürfnisse: Es gibt ein Bedürfnis, den 
Planeten zu erhalten, das nur befriedigt werden 
kann, wenn wir unsere individuelle wie kollek- 
tive Bedürfnisbefriedigung im Einklang mit den 
Grenzen der Erde organisieren. Commoning ist 
eine konkrete Art und Weise, mit Menschen und 
nicht menschlicher Natur umzugehen, die nicht 
auf einem abstrakten Wachstumszwang aufbaut, 
sondern anerkennt, dass wir Menschen ein (re) 
produktiver Teil der Erde sind. 


Verbundenheit in Vielfalt 


Wir leben in einer endkapitalistischen Welt, in 
der sich Gegensätze tendenziell eher verschär- 
fen und Konflikte immer brutaler ausgetragen 
werden. Da ist die Schaffung positiver Pers- 
pektiven, das Formulieren und — mehr als alles 
andere — das Praktizieren einer solidarischen 
Vision von besonderer Bedeutung. Für die 
Zukunft erscheint es aus Bewegungsperspektive 
wünschenswert, dass eine aufeinander abge- 
stimmte Laufrichtung gefunden wird. Gleich- 
wohl sollten auch die inhaltlichen Auseinander- 
setzungen intensiviert werden, um strategische 
Fragen offen und kontrovers zu diskutieren. 
Nur so kann vermieden werden, dass die unter- 
schiedlichen Strömungen unverbunden neben- 
einander stehen, und wird dafür gesorgt, eine 
Verbundenheit in Vielfalt entstehen zu lassen. 
Als gemeinsames Dach könnte sich ein emanzi- 
patorisch verstandener, den Kapitalismus über- 
schreitender Begriff der »sozial-ökologischen 
Transformation« anbieten. 


gekürzt aus: http://www.degrowth.de/wp-cont- 
ent/uploads/20 16/06/DIB_Commons.pdf 
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BIOTONNE 


Dem Braunkohlerevier neues Leben einhauchen 
m 


Leere Straßen und vernagelte Fenster: 
das ist der Anblick, den Alt-Immerath 
meistens bietet. Nur noch drei Famili- 
enwohnenindem Dorf, dasRWE2017 
für den nur wenige hundert Meter 
entfernt gelegenen Tagebau Garzwei- 
ler Ilabreißen möchte. 


JOSTA VAN BOCKXMEER, KLIMA- 
CAMP RHEINLAND 


In der Ferne sind der tiefe Lärm 
der Bagger und das hohe Quieken 
des Förderbandes zu hören, vor 
allem in der Nacht erinnern sie die 
verbliebenen Bewohner daran, dass 
auch ihr Haus nicht lange mehr 
stehen wird. 

Doch letzte Woche kam wieder 
Leben nach Immerath: Aktivist*in- 
nen des Klimacamps im nahegele- 
genen Lützerath besetzten die alte 
Schule in Immerath. Die Straße war 
plötzlich mit einem bunten Demo- 
zug gefüllt, eine Sambatruppe sorg- 
te für die richtige Stimmung und 
am Haus erschienen immer mehr 
Luftballons, Zeichnungen und Fähn- 
chen. Zwischen den Workshops 
in Yoga, Tischlern und Capoeira 
servierte die Aktionsküche leckeres 
Essen. 

Ziel der Wiedereröffnung war 
es, »dem Dorf neues Leben einzu- 
hauchen«, meint Aktivist Platano, 
»Auch wenn dieses Dorf schon fast 
leer ist, bedeutet das nicht, dass 
wir die Situation nicht mehr ändern 
können.« Für den 31-Jährigen ist die 
Besetzung auch eine Form des direk- 
ten Widerstandes. »Solange hier 
Menschen wohnen, kann das Dorf 
nicht abgerissen werden.« 


HAMBACHER FORST 


Experimentieren mit neuen 
Aktionsformen 


Die Besetzung der alten Schule in 
Immerath war Teil des sogenannten 
»Aktionslabors für innovativen Wider- 
stand«, das von Mittwoch bis Montag 
auf dem Klimacamp stattfand. Beim 
Aktionslabor ging es darum, neue 
Aktionsformen zu entwickeln und 
auszuprobieren. Neben der besetzten 
Schule gab es etwa eine Luftballon- 
blockade auf den Gleisen zwischen 
dem Tagebau Garzweiler I und dem 
Kraftwerk Frimmersdorf und protes- 
tierten zehn Aktivist*innen nackt am 
Rande des Tagebaus, mit dem Text 
auf ihren Bäuchen: »Life ist vulnerab- 
le« - »Das Leben ist verletzlich«. 

Beim Aktionslabor ging es auch 
darum, Menschen mit einzubeziehen, 
die sich bisher noch nicht als Aktivist_ 
innen verstehen. Für 2017 ist geplant, 
die erprobten Aktionen in einem soge- 
nannten »Flächenkonzept«, in dem 
ähnlich zum »Streckenkonzept« im 
Wendland Aktionen mit verschiede- 
nen legalen Risiken parallel stattfin- 
den, umzusetzen. Auch die Kommu- 
nikation mit der lokalen Bevölkerung 
soll dabei gestärkt werden. Auf dem 
diesjährigen Klimacamp fanden 
bereits erste Gespräche mit Vertretern 
der IG Bergbau, Chemie, Energie statt, 
die laut den Klimaaktivist“innen eine 
wichtige erste Annäherung bedeuten. 


Neue Formen der 
Kommunikation 


Die Kommunikation mit verschie- 
denen Interessengruppen, aber auch 
untereinander, war ein zentrales 


Thema des Klimacamps. Nicht wenige 
Redebeiträge im Plenumszelt began- 
nen damit, dass der Redner oder die 
Rednerin erzählt hat, wie nervös er 
oder sie ist, vor so vielen Menschen 
zu sprechen. Das führte nicht selten 
zu lautem Klatschen, und es trauten 
sich einige, die das noch nie gemacht 
hatten, auch mal ein Plenum zu mode- 
rieren. Auch gab es viele Workshops 
zu Gruppenprozessen und wie man sie 
besser gestaltet. 

In der Organisation der Degrowth 
Sommerschule, die vom 19. bis zum 
23. August auf dem Gelände des 
Klimacamps stattfand, gab es sogar 
eine Gruppe, die nur für das Grup- 
penklima zuständig war. Malo Vidal 
war Teil dieser Gruppe. Der 35-Jährige 
mit grauen Haaren, einem gebräunten 
Gesicht und einer Wickelhose, spricht 
langsam und bedächtig. Immer wieder 
macht er Pausen um seine Gedanken 
zu sammeln oder seine Zweifel daran 
zu äußern, dass seine politischen Ziele 
irgendwann in Erfüllung gehen. In 
einem Umfeld, in dem meistens die 
Überzeugung herrscht, dass wir die 
Welt ändern können, ist das unge- 
wöhnlich. Es führt aber auch zu einer 
neuen Art von Gespräch. 

In einem ist Malo sich sicher: Das 
Zentrum des politischen Handeln liegt 
für ihn in dem Vertrauen, das die Akti- 
vist“innen untereinander aufbauen. 
Begonnen hat er mit dem politischen 
Aktivismus während des Bildungs- 
streiks 2009. Damals hat er zum ersten 
Mal moderiert und Gruppenprozesse 
angeleitet. »Mir wurde klar: Was es 
mindestens bringt, ist, dass Menschen 
zusammenkommen. Das war für mich 
die intrinsische Motivation.« 


Eine Utopie der Utopien 


Was wäre denn Malos Utopie? Er 
stellt sich eine »Utopie der Utopi- 
en« vor, sagt er. Ein Ort, an dem 
die Rahmenwerte der Ökologie, des 
zwischenmenschlichen Respekts und 
des Respekts vor Grundbedürfnissen 
gelebt werden. Er möchte aber sonst 
keine Bedingungen setzen: Wie die 
Menschen im Einzelnen leben, soll- 
ten sie selbst bestimmen können und 
in Vertrauen und Kommunikation 
miteinander entwickeln. 

Den Organisationsprozess der 
Degrowth Sommerschule sieht er 
als Hoffnungsschimmer, da dort 
lang anhaltende Kontakte entstehen. 
»Was wir brauchen ist Vertrauen, 
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und das bekommen wir nur durch 
gemeinsames Handeln.« 

Dieses gemeinsame Handeln fand 
auch während der Aktionen des Akti- 
onslabors statt. Auch wenn sie wohl 
zu klein waren, um ein ähnliches 
Aufsehen zu erregen wie die Blocka- 
den im letzten Jahr von Ende Gelän- 
de, haben sie etwas anderes erreicht: 
Sie haben einen Raum geschaffen, 
in dem Menschen sich kennenler- 
nen und ausprobieren konnten, in 
dem sie Vertrauen fassen konnten 
zueinander und zu sich selbst, damit 
sie lang anhaltende Beziehungen 
aufbauen und zusammen aktiv blei- 
ben können. Und damit in Dörfern 
wie Alt-Immerath vielleicht irgend- 
wann neues Leben einkehrt. 


» Wir stehn dem Tagebau direkt im Weg« 


Neben der riesigen Baggergrube 
im Rheinischen Braunkohle-Re- 
vier, am Ortsrand von Morschenich 
im Kreis Düren leben 20 bis 30 
größtenteils junge Leute in einem 
Protestcamp, um auf den Klimas- 
kandal der Braunkohle-Verstro- 
mung aufmerksam zu machen. Sie 
besetzen die Bäume im Hamba- 
cher Forst, um sie vor den Rodun- 
gen zu bewahren und starten 
Aktionen am und im Baggerloch. 
Marita Boslar hat die Aktivist«in- 
nen besucht und mit Baumhaus- 
bewohner Tim Wiese und Wiesen- 
besetzerin Julia X (Ihre Klarnamen 
möchten die Aktivist#»innen nicht 
publiziert sehen) über das Leben 
im Camp gesprochen. Er lebt 
schon jahrelang hier, sie ist erst 
kürzlich hinzugekommen. 


Wie lange bist du schon dabei, Tim? 


Als ich hier ankam, dachte ich, 
dass ich nur für einige Wochen im 
Hambacher Forst bleiben würde - 
und jetzt »feiere« ich demnächst drei 
Jahre Waldbesetzung. 


Was ist deine Motivation, hier im 
Hambacher Forst auszuharren? 


Es ist ein globales Interesse daran, 
dass die Braunkohleverstromung 
gestoppt wird. Denn sie ist die klima- 
schädlichste Energiegewinnung, die 
wir derzeit haben auf unserem Plane- 
ten. Und durch die Blockaden und die 
Besetzungen wurde auch in der Region 
das Bewusstsein darüber gestärkt. Gut 
finde ich auch, dass hier experimen- 
tiert wird. Hier kommen Menschen 
aus allen Teilen der Welt zusammen. 
Das hat den Widerstand vielfältiger, 


kreativer gemacht. Es gibt neue Akti- 
onsformen, Straßentheater, »Lebens- 
laute« spielten klassische Musik... Es 
gibt viele Gruppen, die sich auf einmal 
einbringen - in einem Thema, das vor 
vier Jahren kaum jemanden interes- 
siert hat. Das ist auch mit einer der 
Erfolge der Besetzung. 


Was gefällt dir hier sonst noch im 
Protestcamp Hambacher Forst? 


Wie man sich organisiert, eine selbst- 
verwaltete, selbstorganisierte, horizon- 
tale Organisierung im Gegensatz zu 
einer hierarchischen, vertikalen. Und 
ich glaube, dass das hier einfacher ist 
zu erkennen und anzugehen als im 
»normalen« Alltag, wo ich auch mal 
herkam: aus einem Arbeitsverhältnis, 
wo ich jetzt glücklich raus bin. 


Wie siehst du das, Julia? 


Ja, hier ist definitiv die Möglich- 
keit, die gängigen Verhaltensweisen 
mal fallen zu lassen. Es ist nicht die 
Ablenkung Internet da oder die Ablen- 
kung, sich die zehntausendste Serie 
reinzuziehen. Da ist auch nicht gera- 
de jemand da, der dir sagt: So, Alter, 
wenn du keine Kohle hast — dann 
kriegst du halt nichts zu fressen. Da 
ist man erstmal schon befreit. Das ist 
allerdings nur der erste Schritt. Der 
zweite Schritt ist definitiv ne sehr sehr 
große Selbstverantwortung. Tatsäch- 
lich sind Selbstverantwortung und 
Selbstinitiative zwei sehr wichtige 
Dinge, um befreit leben zu können, 
um auch Widerstand leisten zu können 
gegen die herrschenden Verhältnisse. 
Man muss sich, glaube ich, erst einmal 
von diesen Verhältnissen befreien und 
lösen, anstatt sie nur anzuprangern. 


Wie hat der Widerstand angefan- 
gen und wie sieht er konkret aus? 


2012 wurde der Grundstein der 
Solidaritätsbekundung mit den hier 
durch die Braunkohleverstromung 
betroffenen Menschen gelegt. Auch 
als Plattform, um sich jenseits von 
Petitionen dagegen zu stellen, um 
auch direkt anzugreifen. Durch Beset- 
zungen, Blockaden, Sabotagen zum 
Beispiel. Und das hat im Endeffekt 
ganz gut geklappt. Wir sind ja bisher 
immer noch da. Vor drei Jahren hatte 
die Bild-Zeitung getönt: »Waldbeset- 
zung — Es hat endlich ein Ende!«- Und 
dann gab es die Wiesenbesetzung. 
Und es ist kein Ende in Sicht. Der 
Widerstand wird nicht ruhen — und 
die Waldbesetzung und die Wiesenbe- 
setzung sind nur ein Teil des gesamten 
Widerstandes im Rheinland. 


Wie ist euer Verhältnis zu den 
Anwohner*innen der Baggergrube? 


Das Wiesencamp und die Waldbeset- 
zungen im Hambacher Forst basieren 
auf deren Unterstützung von außer- 
halb. Wir stehen dem Tagebau direkt 
im Weg, stellen uns den Rodungsarbei- 
ten entgegen. Das ist aber nur deshalb 
möglich, weil Unterstützer Artikel 
schreiben, Pressearbeit machen und uns 
Lebensmittel bringen. Sie kommen zu 
Veranstaltungen und Demonstrationen, 
Vorträgen und Konzerten und geben 
uns das Gefühl: Wir sind nicht allein. 
Würde diese Unterstützung nicht statt- 
finden, wären wir halt nicht hier. 


Mit wem seid ihr hier verbündet? 


Mit zahlreichen Bürgerinitiati- 
ven, die schon seit zwanzig, dreißig 


Jahren gegen den Betreiber - damals 
Rheinbraun, heute RWE -wettern, 
mittels Petitionen. Denen stellen 
wir uns zur Seite. Sie sind die direkt 
Betroffenen. Es sind Bauern, die 
ihre Agrarflächen verlieren, aber 
auch Schulen oder Kindergärten, 
die einfach aufgelöst werden durch 
diesen Betreiber. Es ist ein riesi- 
ger Widerstand, der die ganze Zeit 
am Brodeln ist, was man im ersten 
Augenblick gar nicht so wahrnimmt. 
Aber er ist vorhanden, und wir sind 
ein Teil davon. Und selbst wenn wir 
geräumt werden, ist es nicht das 
Ende. Es geht halt einfach weiter 


Manchmal hört ihr aus der Bevöl- 
kerung hier, ihr kämt leider dreißig 
Jahre zu spät. Der Braunkohlebag- 
ger habe doch sein Werk fast schon 
getan. Was antwortet ihr darauf? 


Dass andere Anwohner des großen 
Braunkohlelochs hier sich freuen, 
dass jetzt junge Menschen aktiv 
werden und sich gegen die Klimaver- 
giftung wehren, dass sie nicht aufge- 
ben. Darum unterstützen sie uns mit 
Lebensmitteln, einer Einladung zum 
Baden, einem Waschgang in ihrer 
häuslichen Maschine. 


Was bedeutet dir das Leben im 
Baumhaus? 


Ich habe viel gelernt im Wald. Dort 
sind Individuen, die miteinander 
irgendwie koexistieren, obwohl sie 
eigentlich keine Gemeinsamkeiten 
haben. Aber sie schaffen ’s. Und daran 
zu lernen - an dieser Symbiose, die die 
Natur uns zeigt, wie man sie nutzen 
kann auch, das hat mich fasziniert. 

Ich hätte, als ich hierher gekommen 


bin, nie gedacht, dass mich das umhaut, 
wenn ein Baum gefällt wird. Und letz- 
tens wurden wieder so viele Bäume 
geräumt, und ich habe sie fallen sehen. 
Darin haben auch Menschen gewohnt, 
unsere Mitstreiter“innen. Ich habe 
miterlebt, wie sie inhaftiert wurden, sah 
sie psychisch zusammenbrechen. Die 
Seite muss man auch sehen, dass hier 
Menschen an ihre Grenzen kommen. 
Du weißt, dass, wenn Leute Blockaden 
durchführen, sie inhaftiert werden für 
eine sehr lange Zeit - für eine Sache, die 
doch völlig legitim ist! 


Marita Boslar ist Ratsmitglied der 
Grünen Jülich und aktiv im Redakti- 
onsteam von »alleweltonair«, dem 
Radioprojekt des Allerweltshaus Köln. 


ANZEIGE 


Hier wird das geplante Freihan- 

delsabkommen zwischen der EU 

und den USA vorgestellt und die 
Probleme erklärt. 


Freihandel 


TTIP und der Widerstand 
Magazin Verlag, 2014, 48 Seiten, 2 Euro 
online bestellen: www.brd-dritte-welt.de 
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ÖSTERREICH: LINKE BEWEGUNG - RECHTE TENDENZEN 


Der neue Regionalismus 


Ein Trend, der in zäher Regel- 
mäßigkeit die europäische, später 
die globale Geschichte prägt(e): 
Die Hinwendung zu kleineren po- 
litischen Einheiten, die mit dem 
Wunsch nach Beheimatung und 
Überschaubarkeit zusammen- 
hängt, war und ist die ernst zu 
nehmende Gegenspielerin des 
Zentralismus der Nationalstaaten 
und entpuppt sich heute als un- 
übersehbare Alternative zur Glo- 
balisierung. 


ROMAN SCHWEIDLENKA, GRAZ 


Die zeitgenössische Hinwendung 
zur Region erhält ihren Elan durch die 
Wirtschaftskrise und die Verunsiche- 
rung durch den Sozialabbau. Dabei 
verbinden sich Wünsche nach direk- 
ter politischer Mitgestaltung des eige- 
nen Lebensraums mit der Wertschät- 
zung des ökologischen Landbaus, mit 
der Förderung regionaler Wirtschafts- 
kreisläufe, mit Kleinkunstambitionen, 
sowie mit vielfältigen Ausdrucksfor- 
men der neuen Spiritualität, vom 
seriösen Yogaangebot bis hin zu 
skurrilen, marktkonformen Esoterik- 
phantasien und -seminaren. So veran- 
staltet der Woferlstall im Herzen der 
Nordalpen, in Bad Mitterndorf, eine 
bunte Mischung aus kritischer Klein- 
kunst, regionalen Zusammenkünften 
und wissenschaftlicher Beschäftigung 
mit regionalistischen Themen. Die 
basisdemokratische obersteirische 
Kleinpartei »Die Alternative« verbin- 
det regionale Anliegen mit einer 
neuen Festkultur, wie dem »Bienen- 
fest« im August 2016. Was sie alle 
vereint: Geldmangel, wie ihn viele 
engagierten Initiativen spüren. 

Vor allem junge Menschen fühlen 
sich hier angesprochen. Sie teilen 
das Bewusstsein, in einer krisen- 
haften Zeit zu leben. Sie befürchten 
oder erhoffen den Zusammenbruch 
des gegenwärtigen Systems, pflegen 
apokalyptische Visionen und sind 
überzeugt, mit Schritten zur (partiel- 
len) Selbstversorgung dieser Entwick- 
lung entgegen wirken zu können. 
Auch in den Städten mehren sich die 
Salat- und Schnittlauchbeete auf den 
Balkonen und in Zimmerblumentöp- 
fen. Gemeinschaftsgärten boomen in 
Stadt und Land. Neben neu entste- 
henden Formen kollektiver Zusam- 


DER POLITISCHE KRIMI 
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menschlüsse und Kooperationen, bei 
denen die Menschen die frustrieren- 
den Glotze-Abende verlassen und 
wieder miteinander reden, werden 
alte Klischees überwunden und neue 
Wege des Lebens und Zusammenle- 
bens betrachtet. 

In dieses bunt wogende Feld einer 
sich neu entwickelnden »Kultur von 
unten«, die viele Elemente der selig 
entschlummerten linksliberalen Alter- 
nativbewegung der siebziger und 
achtziger Jahre übernommen hat, 
mischen sich — und hier sind wir beim 
bedenklichen Teil der neuen Entwick- 
lungen, - Weltverschwörungstheorien 
mit esoterischen Glaubensinhalten. 

Einerseits wurden im Zuge von TTIP 
die »Transatlantiker«, hochkarätige 
Zusammenschlüsse europäischer und 
amerikanischer Kapitalist innen und 
Politiker innen, die eine engere Anbin- 
dung Europas an die USA forcieren, in 
weltverschwörerische Zusammenhän- 
ge gestellt. Aber auch das alte antise- 
mitische Pamphlet von der »jüdischen 
Weltverschwörung«, wie es in den 
von der Wissenschaft als Fälschung 
entlarvten »Protokollen der Weisen von 
Zion« traurige historische Berühmtheit 
erlangte, geistert rudimentär durch die 
Bewusstseinsgefilde des neuen Regio- 
nalismus, der in seinem Mainstream 
gegenwärtig eher demokratisch und 


linksliberal, manchmal auch individu- 
alanarchisch geprägt ist. 

Doch nicht nur die allgegenwärtigen 
Weltverschwörungstheorien können 
beobachtet werden, auch das Auftreten 
vereinzelter rechter Agitatoren 
und Grüppchen in der Szene des 
neuen Regionalismus ist feststellbar. 
Dabei handelt es sich nicht um 
stramme rechtsextreme Skins, als 
vielmehr um rechte Hipsters oder 
rechte Ökofreaks, die mit lässiger, 
szenekonformer Kleidung nicht nur 
biologische Äpfel schätzen, sondern 
auch rechtsextreme Ideologieelemente, 
meist auf esoterisch untermalten 
Weltverschwörungstheorien basierend, 
unter das (junge) Volk bringen. Auch 
zunehmende Rezeptionen der von 
Russland ausgehenden, esoterischen 
Anastasiabewegung, vonKritiker innen 
als mit rechtsextremen Elementen 
und Beziehungen angereichert 
beschrieben, sind aktuell. Ein Ziel der 
Anastasiabewegung sind sich selbst 
versorgende kleine Bauernhöfe. 

Wird in der Steiermark im Main- 
stream des neuen regionalen Trends 
auch keine Zerschlagung des Landes 
in einzelne Stammesgebiete ange- 
strebt, so tummeln sich an den 
Rändern der alternativ bis esoteri- 
schen Szene zunehmend Gruppen 
oder Bewegungen, die eine unrealis- 


Gesellschaftskritik im Literaturformat 


Eine Contrasteserie von Roman Schweidlenka 


Du sollst den Schergen einer Dikta- 
tur Bänder mit zehntausenden Adres- 
sen Oppositioneller übergeben, um 
deine Freundin, die in einem Keller 
gefoltert wird, zu retten. Damit stürzt 
du unzählige Menschen in die Folter- 
kammern. Wie handelst du? 

Diese Frage stellt Sascha Reh am 
Ende seines Politthrillers und lässt 
den Leser unwillkürlich die Härte der 
chilenischen Diktatur unter Pinochet 
spüren. Politthriller? Ja, wenngleich 
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ganz nahe an der Realität der frühen 
siebziger Jahre pulsierend. Lediglich 
die handelnden Personen sind frei 
erfunden. In der BRD Polizeiwillkür 
gegen Anti-Vietnamkriegsdemonst- 
ranten. Der Sieg des Sozialisten Allen- 
de setzte einen politischen Hoffnungs- 
funken frei, der damals die gesamte 
Linke erfüllte. Das Buch vermittelt die 
Entwicklungen von Allendes Regie- 
rung, die mit Hilfe sich selbst verwal- 
tender Arbeiter und Komitees dem 
Terror von rechts trotzte. Indem dyna- 
mischen, explosiven sozialen Gebräu 
Chiles wirkten auch die berüchtigten 
Chicago Boys, Schüler des unseli- 
gen neoliberalen Gurus Friedman, 
der massiven Anteil am Wirken des 
Pinochetregimes hatte, unter dem 
Chile zum ersten Experimentierland 
des Neoliberalismus wurde, dessen 
destruktiven Atem wir heute überall 
spüren. Doch die geistigen Brand- 
stifter bleiben wie auch nach 1945 
(vielfach) ungestraft, Friedman tourt 


bis heute gefeiert durch konservative 
Händeschüttel-Exzesse. 

Die Handlung ist rund um ein tech- 
nologisches Projekt aufgebaut, das 
helfen sollte, die Wirtschaft Chiles 
anzukurbeln und die gerechte Vertei- 
lung der Güter sicherzustellen. Für 
Technologiefreaks mögen die langat- 
migen Ausführungen dazu von Inte- 
resse sein, sie sind sicher nicht span- 
nend für Jede/n. Dessen ungeachtet 
schafft es der Autor, die Freignisse 
rund um Allende und Pinochet leben- 
dig werden zu lassen und den politi- 
schen Geist der siebziger Jahre aus der 
Versenkung zu holen. Dieser leider 
nur allzu faktengetreue Politthriller 
fördert unwillkürlich die Hoffnung, 
dass uns in (ferner?) Zukunft keine 
faschistische Diktatur eines Morgens 
aus den Betten reißt. 


Sascha Reh: Gegen die Zeit. Verlag 
Schöffling & Co. 


Foto: Alexander Buschenreiter 


tische Loslösung vom Staat, gänzli- 
che Autarkie und neue phantastische 
Geldsysteme in ihrem ideologischen 
Programm bereithalten, wobei sich 
anarchische und rechte Ideologien 
mischen. Sie werden seit kurzem mit 
dem Überbegriff »Souveräne Bewe- 
gungen« bezeichnet. Dazu zählen 
unter anderem OPPT (One People’s 
Public Trust), Freeman (auch Free- 
men), Terrania, Staat Steiermark. 
In einigen dieser Bewegungen kam 
es wiederholt zu antisemitischen 
Äußerungen und Holocaustleugung. 
Oft werden Veranstaltungen dieser 
Strömung vom angeblich alterna- 
tiven Radio OkiTalk begleitet. In 
Deutschland sind es die rechtsextre- 
men Reichsbürger, die vergleichbare 
Konzepte vertreten. Viele dieser neuen 
Strömungen, die quasi per Magie den 
Staat als nicht existent erklären, haben 
Vorbilder in entsprechenden Strömun- 
gen in den USA unter anderem bei den 
»Souveränen Bürgern«, die über eine 
bewaffnete Miliz verfügen. 

Der neu ausgerufene »Staat Stei- 
ermark« in der Oststeiermark sorg- 
te bereits für Aufregung. Auch hier 
eine Mischung von Esoterik, Antise- 
mitismus im geistigen Gefolge des 
führenden esoterischen Rechtsext- 
remisten Jan van Helsing und Poli- 
zeibeschimpfung. In seinem, am 6. 


REZENSION 


OKTOBER 2016 


März 2016 veröffentlichten Text »Der 
Staat Österreich ist am Ende« bedient 
Robin Fermann all diese Elemente: 
»Verfassungsschutz und Staatsschutz 
sind und waren sowohl in Deutsch- 
land als auch in Österreich kriminel- 
le und terroristische Organisationen, 
die im Auftrag des Terrorstaates 
USA handelten. Der Terrorstaat USA 
wiederum arbeitete im Auftrag der 
zionistischen Khasarenverbrecher- 
bande (Synonym für Juden, Anm. 
d. Verf.). Die Aufgabe der geheimen 
Organisationen war, die Menschen 
permanent in Angst und Schrecken 
zu versetzen, um weiter regieren zu 
können. Sie können sicher sein, dass 
der Staat alles, was sie sich vorstellen 
können, kontrolliert. Dazu gehören 
der Drogenhandel, die Prostitution 
sowie jeglicher Art von Kriminalität 
und Terrorismus.« 

Vorbilder tummeln sich wie 
erwähnt im Land der unbegrenzten 
Möglichkeiten: Konkret ist hier vom 
neuen rechtsextremen Anarchismus 
(wohl ein unglücklich gewählter 
Begriff) die Rede, der sich in gewalt- 
tätigen Gruppen wie den »National 
Anarchist Movement«, »Attack The 
System« oder »American Revolu- 
tionary Vanguard« äußert. Diese 
Gruppen, die seit 2010 auffällig 
sind, fordern militant die Zerschla- 
gung der Staaten und die Errichtung 
extrem patriarchaler, hierarchischer 
Stammesgesellschaften, in denen 
Weiße die führende Elite stellen 
oder die nur für Weiße reserviert 
sind. Diese bewaffneten Gruppen 
orientieren sich am Neuheidentum, 
wobei (angeblich) germanische Reli- 
gionen wie der Odinismus hoch im 
Kurs stehen. Außerdem sind Anti- 
semitismus und die »Protokolle der 
Weisen von Zion« Teil des politi- 
schen Programms. Erstaunlicher- 
weise werden auch Kontakte zu den 
Zapatistas und zur Occupybewegung 
gesucht, wie Matthew N. Lyons 
in seinem 2015 erschienen Buch 
»Arier, Patriarchen, Übermenschen. 
Die extreme Rechte in den USA« 
beschreibt. Auf jeden Fall ist der 
neue rechtsextreme Dezentralismus 
ernst zu nehmen. Es handelt sich um 
jene Strömung, die den gegenwär- 
tigen alternativen Trend zur Region 
nach rechts bewegen könnte. 


Wie lernt die plurale Linke? 


Die Linke steht vor großen Heraus- 
forderungen angesichts einer Situ- 
ation, die von der Wirtschafts- und 
Finanzkrise über die ökologische Krise 
bis zur Krise der Repräsentation und 
der sozialen Krise geprägt ist. Die von 
Hans-Jürgen Urban charakterisierte 
Mosaik-Linke entsteht deshalb nicht 
von selbst. Sie braucht den Kitt eines 
gemeinsamen Projekts, das in der 
Lage ist, hegemoniale Kraft zu entwi- 
ckeln. Wo aber sind die Räume, Anläs- 
se und Orte, damit dies geschehen 
kann? Welches sind die Methoden? 
Gibt es neben den Lern- auch Verlern- 
prozesse sozialer Bewegungen? Wie 
können weiter vorhandene Konflikte 
gelöst und zum Ausgleich gebracht 
werden? Mit Beiträgen von Martina 
Blank, Marcus Hawel, Ronald Höhner, 
Peter Hudis, Stefan Kalmring, Philippe 
Kellermann, Gregor Kritidis, Stefanie 
Kron, Hanna Meißner, Jan Schlem- 
mermeyer, Rahel Sophia Süß, Amir 
Taha und Michael Vester. 


Marcus Hawel/Stefan Kalmring (Hg.): 
Wie lernt das linke Mosaik? Die plura- 
le Linke in Bewegung, VSA Verlag, 
Hamburg 2016. Als freies PDF unter 
http://www.rosalux.de/publicati- 
on/42409. 


ANZEIGE 


Informativ, knapp und klar: 


Die Schaubühne seit 1905 
Die Weltbühne seit 1918 
Ossietzky seit 1998 


»Der Krieg ist ein besseres Geschäft als der Friede. Ich 
habe noch niemanden gekannt, der sich zur Stillung 
seiner Geldgier auf Erhaltung und Förderung des 
Friedens geworfen hätte. Die beutegierige Canaille hat 
von eh und je auf Krieg spekuliert.« 

Carl von Ossietzky in der Weltbühne vom 8. Dezember 1931 
Ossietzky erscheint alle zwei Wochen - jedes Heft 
voller Widerspruch gegen angstmachende Propaganda, 
gegen Sprachregelung, gegen das Plattmachen der 
öffentlichen Meinung durch die Medienkonzerne, 
gegen feigen Selbstbetrug. 

Ossietzky herausgegeben von Matthias Biskupek, 
Daniela Dahn, Rolf Gössner, Ulla Jelpke, Otto Köhler 
und Eckart Spoo, unter Mitarbeit von Rainer Butenschön 
und Peter Turrini. 

Ossietzky - die Zeitschrift, die mit Ernst und Witz das 
Konsensgeschwafel der Berliner Republik stört. 


Ossietzky Verlag GmbH +» ossietzky@interdruck.net 
Siedendolsleben 3 « 29413 Dähre + www.ossietzky.net 


OKTOBER 2016 


KAPITALISMUS IN DER 
DAUERKRISE 


DIE 
FREIHEIT 
NEHM 


nur ICH 
DIR 


71 Kohrselten 


des Kapttallsmus 


Elf Kehrseiten des Kapitalismus hat 
der Autor und Journalist Patrick Spät 
ausgemacht und er will sie alle sezie- 
ren und hinterfragen: Dem Kapita- 
lismus auf den Zahn fühlen! Nein, 
die herrschende Gesellschaftsord- 
nung bringe nicht »Wohlstand und 
Freiheit für alle« und sie »verbreite 
keine Menschenrechte«, proklamiert 
der Autor. Außerdem habe sich der 
Kapitalismus nicht hartnäckig gegen 
jede Kritik immunisiert, sondern 
»er schluckt sie in null Komma nix 
und obendrein zieht er noch Geld 
daraus«. 

Der teilweise leicht resigniert 
wirkende Tonfall zieht sich durch 
viele Kapitel des Buches, das bezeich- 
nenderweise den etwas verwirren- 
den Titel »Die Freiheit nehm ich 
Dir« trägt. Gleichzeitig verbreitet 
Spät immer wieder Hoffnung auf 
etwas Neues, wenn er in verschiede- 
nen Argumentationssträngen deut- 
lich macht, dass »das ganze System 
umgekrempelt werden müsse«, denn 
»der Kapitalismus ist von Menschen 
gemacht, und deshalb kann er 
auch von Menschen überwunden 
werden.«< Um das bewerkstelligen 
zu können, müsse man »jedoch 
zunächst die Maschine verstehen, 
um ihren Fehler zu beheben«. Es 
gehe nicht vorwiegend darum, mit 
der Kapitalismuskritik bei einzelnen 
Akteuren stehen zu bleiben, sondern 
sie müsse das große Ganze ins Visier 
nehmen. 

Leider hält sich der Autor viel zu 
lange mit diesem »zunächst« auf, 
indem er beispielsweise ausführlich 
auf die Rolle des Privateigentums, 
die Anhäufung materiellen Reich- 
tums bei dem einen Prozent sowie 
auf die neoliberalen Auswüchse der 
»kapitalistischen Hydra« eingeht. 
Man muss dem Autor zugutehalten, 
dass er keine dröge und Theorie-las- 
tige Abhandlung geschrieben hat, 
sondern dass sich die elf Kapitel leicht 
und flüssig lesen lassen. Die Lügen 
des Kapitalismus werden gründlich 
entlarvt und so manche Schweine- 
rei wird zwar kurz beschrieben, aber 
nicht bis ins Detail beleuchtet. 

Dennoch bleiben zum Schluss die 
Vorschläge, was dann nach der Über- 
windung des Kapitalismus gesche- 
hen könnte oder sollte, lediglich in 
Ansätzen stecken. Den Satz »wir 
brauchen starke Genossenschaften, 
Kollektivbetriebe und Commons - 
hier liegt der Schlüssel zur Freiheit« 
steht seltsam isoliert im letzten Kapi- 
tel des Buches. Da hätte man sich 
doch gewünscht, etwas mehr von 
den Ideen des Autors zu erfahren. 


Peter Streiff 


Patrick Spät: Die Freiheit nehm ich 
Dir - 11 Kehrseiten des Kapitalismus. 
Rotpunktverlag, Zürich 2015, 184 
Seiten, 9,90 Euro 


ESBLEIBT NUR SOZIALISMUS 


In der Auseinandersetzung mit 
den Ursprüngen des Kapitalismus 
kommt die US-amerikanische Poli- 
tikwissenschaftlerin Ellen Meiks- 
ins Wood zu dem Schluss, dass es 
keinen sozialen Kapitalismus geben 
kann. Sie schreibt am Ende ihrer 
Analyse schlicht: »Die wirkliche 
Alternative, obwohl sie unerreich- 
bar scheint, bleibt der Sozialismus.« 
Wood verstarb Anfang diesen Jahres 
und es ist bedauerlich, dass ihr Buch 
»Ursprünge des Kapitalismus. Eine 
Spurensuche« erst 13 Jahre nach 
seiner Erstveröffentlichung 2002 
ins Deutsche übersetzt wurde. Wie 
ein sozialistischer Ausblick aussehen 
kann, lässt sie am Ende ihrer Spuren- 
suche jedoch offen. 

Im Zentrum des Buches stehen die 
Anfänge des Kapitalismus und die 
marxistischen Debatten dazu. In drei 
Abschnitten erläutert sie ihre Thesen 
nachvollziehbar und klar struktu- 
riert. Ihr zentrale These lautet, dass 
der Beginn des Kapitalismus verstan- 
den werden muss, wenn man ihn 
heute beenden will. Dabei arbeitet sie 
die Spezifität dieser Wirtschafts-und 
Gesellschaftsformation heraus. Sie 
verortet, wie schon Marx, die Ursprün- 
ge im ländlichen England. Im Gegen- 
satz zu ihm, der den Prozess der Enteig- 
nung im Zentrum der Entstehung 
sieht, zeigt Meiksins Wood schlüssig 
auf, dass es allem voran die Besitzver- 
hältnisse und zunehmend die markt- 
förmigen Zugangsbedingungen zu 
den Produktionsmitteln im ländlichen 
England waren, die den Kapitalismus 
entstehen ließen. Diese marktförmigen 
Zugangsbedingungen, die die engli- 
schen Pächter zwangen, permanent die 
Produktivität zu steigern, um sich zu 
reproduzieren, setzten eine Entwick- 
lung in Gang, die heute global ist. 

Wood räumt mit zwei Mythen auf. 
Zum einen damit, dass der Kapita- 
lismus in den Städten und Handels- 
zentren entstanden sei, zum ande- 
ren damit, dass Kapitalismus vom 
europäischen Bürgertum begründet 
worden sei. In einer ausführlichen 
Debatte der marxistischen Analysen 
zeigt sie, dass die Mehrheit von ihnen 
davon ausging, dass Kapitalismus in 
jedem zwischenmenschlichen Handel 
angelegt war. Woods hingegen unter- 
scheidet zwei Formen des Marktes. 
Markt als Möglichkeit und Markt als 
Imperativ, also als Zwang: »Nur im 
Kapitalismus basiert die grundlegen- 
de Aneignungsweise auf der völli- 
gen Enteignung der unmittelbaren 
Produzenten, die (im Unterschied zu 
Sklaven) rechtlich frei sind und deren 
Mehrarbeit durch rein »ökonomi- 
sche« Mittel angeeignet wird.« Es war 
diese Enteignung, die sowohl eine 
Produktion billiger Gebrauchsgüter 
nötig, als auch möglich machte, doch 
Wood zufolge war es eben der zweite 
und nicht der erste Schritt. 

In Anbetracht globaler ökonomi- 
scher Krisen ein in jedem Fall lesens- 
wertes Buch, das kaum etwas an 
seiner Aktualität eingebüßt hat. 


Ulrike Kumpe 


Ellen Meiksins Wood: Der Ursprung 
des Kapitalismus - Eine Spurensuche; 
LAIKAtheorie 

Band 55; Laika-Verlag 2015; ISBN: 
978-3-942281-67-6; 28,00 Euro, 232 
Seiten 


GEFLÜCHTETE 
WILLKOMMEN 


Kanal Fbchıp 


WILLKOMMENS- 
STADT 


We Flüchtlinge wnhnen 
nd Stat ebene 
werden 


Am Anfang stand die Verblüffung: 
Warum veröffentlicht ein bekannter 
Architektur-Journalist im Münch- 
ner Oekom-Verlag, der vor allem 
für ökologische Themen bekannt 
ist, ein Buch zum Thema »Flüchtlin- 
ge«? Will da jemand auf das zentrale 
Medien-Thema aufspringen? — Die 
erste Verblüffung weicht schnell 
der Erkenntnis, dass dem nicht so 
ist. Zwar hat sich der Autor Dani- 
el Fuhrhop mit seiner Streitschrift 
»Verbietet das Bauen!« im letzten 
Jahr einem Namen gemacht (vgl. die 
Rezension in CGONTRASTE Novem- 
ber 2015), aber sein neues Werk mit 
dem proklamatorischen Titel »Will- 
kommensstadt« knüpft fast nahtlos 
an seinen Bestseller an. 

Sein Anliegen formuliert er kurz 
und knapp: »Die Stadt ist schon 
gebaut, Neubauten versiegeln 
wertvolle Flächen — Umbauen und 
Sanieren sind echte Alternativen!« 
Bezogen auf sein aktuelles Thema, 
die Frage, wo die geflüchteten 
Menschen in Deutschland wohnen 
sollen, damit Integration gelingen 
kann, sagt er: »Wir sollten uns um 
schon gebaute Häuser kümmern, 
Abriss wird abgesagt und Leerstand 
mit neuem Schwung bekämpft.« In 
acht Abschnitten seziert er Merkels 
Aussage »Wir schaffen das«, zeigt 
die teilweise hilflosen offiziellen 
Bemühungen zum Bau von oft viel 
zu großen Provisorien auf und 
beleuchtet vielfältige lokale Initia- 
tiven, in denen Menschen im Alltag 
Geflüchtete unterstützen. Inhaltliche 
Grundlage ist vor allem eine empiri- 
sche Untersuchung zum Wohnungs- 
leerstand in Deutschland, aufgrund 
der er fordert, »die Verteilung der 
Geflüchteten grundsätzlich anders 
zu regeln und dabei zu berücksichti- 
gen, wo Wohnungen leer stehen und 
Menschen fehlen.« 

Der Schwerpunkt des Autors liegt 
jedoch nicht auf einer abstrakten 
Verteilungsdiskussion, sondern auf 
Geschichten, die auch mal quer zu 
den eigentlich geltenden Regeln 
verlaufen. Wie beispielsweise der 
»beherzte Gesetzesbruch« eines 
tatkräftigen Bäckermeisters, der 
nicht länger auf die amtliche Erlaub- 
nis wartete, damit ein afghanischer 
Lehrling ein Praktikum bei ihm 
machen konnte. Ihm sei es wichtiger 
zu beurteilen, ob jemand »ein Gefühl 
für den Teig hat«. Dem Gesetzes- 
bruch verdankte der Afghane seine 
Lehrstelle. 

Fuhrhop bleibt bei seinem Stil, sich 
für seine klar formulierte Forderung 
einzusetzen. Wer eine systematische 
Aufreihung von Argumenten erwar- 
tet, wird trotz umfangreichen Quel- 
lenangaben eher enttäuscht sein. 
Wer jedoch gerne ein engagiert und 
unterhaltsam geschriebenes Plädo- 
yer »für mehr Lebensqualität für 
alle« liest, wird Fuhrhop als Mitstrei- 
ter schätzen lernen. 


Peter Streiff 


Daniel Fuhrhop: Willkommensstadt 
- Wo Flüchtlinge wohnen und Städte 
lebendig werden. Oekom Verlag, 
München, August 2016, 216 Seiten, 
17,95 Euro 


ZWISCHEN EUPHORIE UND 
ERNUCHTERUNG 


Die Autorinnen Ruth Becker und 
Eveline Linke befassen sich schon 
jahrelang mit Frauenwohnprojekten. 
Ihr Buch »Mehr als schöner Wohnen« 
basiert vor allem auf Interviews, die 
sie mit 40 Bewohnerinnen aus neun 
Projekten geführt haben. Dass die 
Befragten anonym bleiben möch- 
ten, mag nachvollziehbar sein. Dass 
jedoch nicht einmal verraten wird, 
um welche Wohnprojekte es sich 
handelt, ist bedauerlich, denn so 
kann sich die interessierte Leserin die 
Projekte nicht genauer anschauen, 
um sich ein eigenes Bild zu machen. 

Nach einer historischen Einfüh- 
rung geht es ausführlich und fundiert 
um die Zusammensetzung der 
Bewohnerinnen, um Gemeinschaft, 
Selbstverwaltung, und um die Frage 
»was bekommt frau im Projekt?«. 
Die Autorinnen untersuchen Wunsch 
und Wirklichkeit, und legen keine 
Schleier falsch verstandener Soli- 
darität über die Widersprüche, die 
sie herausfinden. Jedoch habe ich 
zunehmend den Eindruck, dass 
sie die oft nur sehr kurzen Zita- 
te der von ihnen Interviewten vor 
allem zur Illustration ihrer eigenen 
Auffassungen verwenden. Statt sich 
die Aussagen entfalten zu lassen, 
streuen sie eigene Kommentare und 
Bewertungen ein. Damit geben sie 
zwar oft weitere Gedankenanregun- 
gen, leiten diese jedoch sehr schnell 
in eine Richtung, was ich als störend 
empfunden habe. 

Warum stellen sie zum Beispiel die 
unterschiedlichen Mietpreisberech- 
nungen nicht einfach dar, sondern 
belehren mit ihrer Vorstellung von 
Gerechtigkeit? Als eine Interview- 
te die Bedeutung des gemeinsamen 
Tuns betont, widersprechen sie 
sogleich, und ordnen dies als überbe- 
wertet ein, zumal solche Arbeiten oft 
anspruchslos seien — daraus lese ich 
fehlende Wertschätzung gutbetuch- 
ter Mittelstandsfrauen für mühsame 
alltägliche Sorgeaufgaben. Folge- 
richtig empfehlen sie, gegenseitige 
Erwartungen an Fürsorglichkeit und 
Pflichtbewusstsein — die auf weib- 
lichen Rollenklischees basierten - 
aufzugeben, und stattdessen bezahl- 
te Dienstleistungen für Organisation, 
Kochen etc. zu nutzen. Zum Schluss 
raten sie, nicht gleich die Welt retten 
zu wollen, und allzu große Vielfalt 
unter einem Dach zu vermeiden. 

Wer sich von all dem, und dem 
mitunter besserwisserischen Tonfall 
nicht abschrecken lässt, wird mit 
vielfältigen Einsichten und Fragestel- 
lungen belohnt, mit denen sich Frau- 
en, die gemeinschaftlich wohnen 
möchten, beizeiten auseinanderset- 
zen sollten. So habe ich das Buch 
trotz allem mit großem Interesse 
gelesen. 

Elisabeth Voß 


Ruth Becker, Eveline Linke: Mehr als 
schöner wohnen! Frauenwohnprojekte 
zwischen Euphorie und Ernüchterung, 
Helmer Verlag, Sulzbach/Taunus 2015, 
250 Seiten, 19,95 Euro 


CONTRASTE 15 


REZENSIONEN 


BODENSEE 


Projekte schlagen Wellen 


Der seit Jahrzehnten engagierte 
»Provinzler« Dieter Koschek hat ein 
kleines, kommentiertes Handbuch 
über »alternative« Gruppen und 
Einrichtungen im Bodenseeraum 
vorgelegt. Es berichtet von einigen 
Landwirtschafts- und Wohnprojek- 
ten, von Diskussionsrunden, oder 
über die Idee der Gemeinwohlöko- 
nomie und von künstlerischen Initia- 
tiven. Koschek bietet kurze Beschrei- 
bungen und viele Adressen, somit 
eine Bestandsaufnahme, wobei die 
Leserin kaum entscheiden kann, ob 
das alle (wichtigen) Adressen sind, 
oder nicht, oder (nur) die, die der 
Herausgeber und Autor »gut findet«. 

Das alles ist nichts Besonde- 
res - und im grünen Musterländle 
Baden-Württemberg schon gar nicht. 
Insgesamt bleibt nach der Lektüre 
ein durchwachsener Eindruck. Das 
Spektrum der vorgestellten bezie- 
hungsweise enthaltenen Initiativen 
ist sehr breit und reicht über die teil- 
weise ominösen Regionalgeldinitiati- 
ven bis in den esoterischen Bereich 
und bis hin zu Öko-Konzernen oder 
Modellvorhaben städtischer Umwelt- 
ämter zur »Bürgerbeteiligung«. Von 
was die aktiven und dort genann- 
ten Personen in den »alternativen 
Projekten« ihre ökonomische Exis- 
tenz bestreiten, wird nicht genannt, 
bei vielen Passagen wird die Vernet- 
zung und Begegnung als Selbst- 
zweck idealisiert und man berauscht 
sich am postulierten »Anders-sein«, 
ohne zu reflektieren, wie sich die 
Gesellschaft verändert hat und wo 
man und frau (deshalb) heute selbst 
eigentlich steht. Einen Begriff wie 
»Nachhaltigkeit« heute, über 20 
Jahre nach der linken Kritik an der 
Studie »Zukunftsfähiges Deutsch- 
land« des Wuppertal-Institutes, zu 
benutzen, ohne ihn mindestens 
zugleich scharf zu kritisieren, ist naiv 
und einfach peinlich. Eine weiterge- 
hende Kritik müsste schon auf struk- 
turelle Zusammenhänge verweisen. 

Nicht zuletzt wirft dieses Buch 
die Frage nach dem Wissenstransfer 
zwischen den verschiedenen Gene- 
rationen in alternativen Bewegun- 
gen und solidarisch-ökonomischen 
Versuchen auf. Über die Geschichte 
der alternativen Bewegungen rund 
um den Bodensee berichtet das von 
Heike Kempe 2014 herausgegebene 
Buch »Die andere Provinz. Kulturel- 
le Auf- und Ausbrüche im Boden- 
seeraum seit den 1960er Jahren«, 
das in Contraste in der Dezember- 
ausgabe 2014 besprochen wurde. 


Bernd Hüttner 


Dieter Koschek: Projekte schlagen 
wellen. Alternativen am Bodensee, 
Verlag AG SPAK, Neu-Ulm 2016, 140 
S., 10 EUR 


ANZEIGE 


Unterstützt die zapatistische 
Selbstverwaltung! 
-— Kaffeekollektiv Aroma Zapatista eG 


Solidarischer Handel mit 
zapatistischem Kaffee 
und Tee 


Infos und Online-Shop: 
www.aroma-zapatista.de 
EUCH NANOERSNEWZIHEURERET 


16 conTRAsSTE 


TERMINE & KLEINANZEIGEN 


TERMINE 


WIDERSTAND ELEVATE FESTIVAL NETZKRAFTBEWEGUNG ENERGIEKONZEPTE 
DIE WAFFEN NIEDER!! WE ARE EUROPE GLOBALE AKTIONSWOCHE KOOPERATIONEN 


AUFRUF ZUR DEMO 
08. 10. 2016 (Berlin) 


Kooperation statt NATO-Konfron- 
tation, Abrüstung statt Sozial- 
abbau. Die Bundesregierung be- 
treibt eine Politik der drastischen 
Aufrüstung und Deutsche 
Konzerne exportieren Waffen 
in alle Welt. Die Veranstalterxin- 
nen fordern von der Bundesre- 
gierung, jegliche militärische 
Einmischung in Krisengebiete 
einzustellen und sich mit politi- 
schen Lösungen und wirtschaft- 
licher Hilfe für den Wiederaufbau 
zerstörter Länder einzusetzen. 

http://wvm.friedensdemo.org/ 


KRISENLOGIK 


DIE INNEREN SCHRANKEN 
DER KAPITALISTISCHEN 
PRODUKTIONSWEISE 
21.-23. 10 2016 (Bad Hersfeld) 


Die kapitalistische Produk- 
tionsweise ist ihrem Wesen nach 
krisenhaft. ein grundsätzlicher 
Unterschied zu nicht-kapitalisti- 
schen Gesellschaften, in denen 
Krisen der Produktion immer 
durch äußere Faktoren ausgelöst 
wurden. Diese Krisenhaftigkeit 
entfaltet sich im Zuge einer histo- 
rischen Basisdynamik, die durch 
den Widerspruch zwischen 
Verwertungsimperativ und Pro- 
duktivkraftsteigerung angetrie- 
ben wird und in dem Prozess 
mündet, den wir heute erleben. 
Die Teilnehmerinnen setzen 
sich anhand von Texten, Vorträ- 
gen und Diskussion mit diesen 
Zusammenhängen auseinander. 
Ort: JBS, Abteiweg 5, Bad 
Hersfeld 

Anmeldung: krisisweb@yahoo.de 


ANZEIGEN 


20. - 23. 10.2016 (Graz) 


Das Festival steht ganz im Zei- 
chen von »We Are Europe«, ei- 
ner europaweiten Initiative, um 
europäische Musikkultur, Kultu- 
relle Innovation und Kreativität 
zu fördern. Es geht um Fragen 
wie Demokratiereform, Wirt- 
schaft, Sozialpolitik, Migration 
und Medien, ein Schwerpunkt 
wird das Thema Netzpolitik sein. 
Auch spannend und innovativ 
für Kulturschaffende: Blockchain 
und Musik - neue Möglichkeiten 
des Vertriebs und der Copy- 
rightsicherung?,;, Algorithmen 
und Musik; Bedingungsloses 
Grundeinkommen als Chance für 
KünstlerInnen? 
http://www.elevate.at/ 


AUSVERKAUF DES STAATS 


VON BISCHOFFERODE NACH 
ATHEN 
21.- 23. 10. 2016 (Berlin) 


Der Ausverkauf des griechi- 
schen Staatsbesitzes durch die 
Privatisierungsagentur HRADF 
weckt Erinnerungen an die Po- 
litik der deutschen Treuhand- 
anstalt. Hier soll noch einmal vor 
Augen geführt werden, wie die 
Umwälzung der ostdeutschen 
Gesellschaft vonstatten ging und 
wie sich die leitende Ideologie 
die EU-Politik bis heute in ihren 
Institutionen niederschlägt. Die 
Perspektive emanzipatorischer 
Gegenstrategien soll beleuchtet 
werden und mit griechischen 
Kolleg*innen und Aktivist*innen 
über Bündnisse gegen Privati- 
sierungen und Verelendung dis- 
kutiert werden. 

Ort: Aquarium, Skalitzer Straße 

6, Berlin 

Kontakt: www.buko.info 


FÜR EIN WELTPARLAMENT 
um den 24. 10. 2016 


In dieser Woche wird weltweit 
von Organisationen und Einzel- 
personen für die Einrichtung 
einer Parlamentarischen Ver- 
sammlung bei der UNO gewor- 
ben. Das entspricht dem Ziel, 
einer demokratisch legitimierten 
gewählten Instanz innerhalb der 
Vereinten Nationen, die in der 
Lage ist, für Bedrohungen des 
Friedens, der Menschenrechte 
und der Umwelt internationale 
Lösungen zu entwickeln und 
gewaltfrei durchzusetzen. 
Offizielle Website: http://www. 
worldparliamentnow.org/ 


UTOPIKON 


WEGEIN EINE GELDFREIERE 
GESELLSCHAFT 
04.-06. 11. 2016 (Berlin) 


Die Utopie-Ökonomie-Konferenz 
»UTOPIKON« beschäftigt sich in 
Workshops mit folgenden Fragen: 
Wie können wir solidarisch wirts- 
chaften? Wie sehen Alternativen 
für eine zukunftsfähige Ökono- 
mie aus? Wie möchten wir leben? 
Welche Wege führen zu einer 
Geldfreieren Gesellschaft, welche 
Herausforderungen stehen dem 
entgegen. Wie alle Projekte von 
living utopia wird auch dieses 
geldfrei, vegan, ökologisch und 
solidarisch organisiert. Durch die 
geldfreie Organisation können 
auf der Konferenz Ansätze einer 
solidarischen Ökonomie als ein 
praktisches gesellschaftliches Ex- 
periment mit spannendem Pers- 
pektivwechsel gelebt werden. 

Ort: FORUM Factory, Besselstr. 13, 
10969 Berlin 

Info: http:/UTOPIKON.de, http:// 
utopival.org 


FÜR DIE KOMMUNALE 
ENERGIEWENDE 
04. -05. 11. 2016 (Essen) 


Ansatzpunkte und praktische Bei- 
spiele der Zusammenarbeit zwi- 
schen Energiegenossenschaften, 
Kommunen und Stadtwerken wer- 
den thematisiert und ausführlich 
beantwortet: Wie können Kommu- 
nen, Stadtwerke und Energiege- 
nossenschaften professionell und 
erfolgreich Energieprojekte und 
-konzepte entwickeln und umset- 
zen? Welches Know-how benö- 
tigen sie dafür? Welche Risiken 
und Hürden gibt es? Welche Be- 
sonderheiten des Kommunalre- 
chts sind zu beachten? 

Ort: Bildungszentrum (BEW), 
Wimberstr. 1, 45239 Essen 

Info: www.innova-eg.de 


SACKGASSE EU 


WIE KOMMEN WIR DA RAUS? 
18. - 19. 11. 2016 (Wien) 


Kürzungs-, Handels- und Flücht- 
lingspolitik haben gezeigt, wie 
sehr die Europäische Union dem 
guten Leben für Alle im Weg 
steht. Mit der Griechenland-Er- 
pressung im Sommer 2015 und 
dem Brexit gewinnt die Debatte 
um die EU in der Zivilgesellschaft 
neue Brisanz. Die Erfahrungen 
legen nahe, dass die EU nicht 
reformierbar ist und unsere poli- 
tischen Spielräume immer weiter 
einschränkt: Forderungen nach 
einem »Lexit«, einem Austritt von 
links oder einer Neugründung 
der EU sind umstritten. 

Ort: VHS polycollege Margareten, 
Wien 

Info: » http://www.attac.at/ 
events/1811-konferenz-sackgas- 
se-eu.html«magazin/006172. 
html« 
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The Bad 
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Eine Frage der Existenz - 
warum Menschen fliehen 


Außerdem: Linke in Lateinamerika | 
Private Stiftungen in der EZ | 
Frauen im afrikanischen Kino 


60 Seiten, € 5,30 “ 
WWW.IZZW.Org 


Liebe Elisabeth Voss, 


Wir, ALAN-Umzüge GmbH, haben nach 35 Jahren gelebter 
»solidarischer Ökonomie« und nach langer Suche nach einer Re- 
chtsform, die unsere Realität wiederspiegelt, im April eine Mode- 
ll eingerichtet, das ziemlich genau deinem Vorschlag entspricht. 

Der Entwurf lag nach Absprache mit unserem Steuerberater 
schon seit 3 Jahren in unserer Schublade. Verschiedene Anläufe 
zur Umsetzung sind daran gescheitert, dass die Leiterin des stä- 
dtischen Notariates und »Sachverständige« aus dem Spektrum 
der solidarischen Ökonomie rechtliche Bedenken geäußert haben. 

Anfang 2016 haben wir dann einen ganz ‚normalen‘ Notar gefun- 
den, der das alles als unproblematisch ansah und mit uns zusammen 
die Feinheiten ausgetüftelt hat. Im April haben wir die Alan Umzugs- 
kollektiv GbR mit 22 Gesellschaftern gegründet deren Mitgliedschaft 
an ein Angestelltenverhältnis in der ALAN Umzüge GmbH gebunden 
ist. Wir haben vertraglich festgelegt, dass bei einem Ausscheiden 
kein Anspruch auf Auszahlung von Kapitalanteilen besteht. Da wir 
bisher schon kein Privatkapital im Betrieb stecken hatten, war das 
kein Problem. Mangels plausibler Modelle konnten wir noch nicht 
näher bestimmen wohin das vorhandene Kapital im Falle einer Be- 
triebsauflösung fließen soll. Die GbR ist alleinige Gesellschafterin der 
GmbH die den Wirtschaftsbetrieb unterhält. Die GbR soll keine wirts- 
chaftliche Tätigkeit ausüben und vorläufig auch keine Beschäftigten 
haben. Wir gehen davon aus, dass der bürokratische Aufwand für die 
GbR sehr gering ist und wir haben endlich das Problem ausscheiden- 
der Kollektivmitglieder befriedigend gelöst. 

Wir werden vermutlich demnächst einen Neubau in Angriff neh- 
men oder eine Bestandsimmobilie erwerben. Diese wird wie auch 
alle anderen Produktionsmittel der GmbH gehören. Sogar die für 
die Finanzierung angefragte Volksbank fand das Modell interessant 
und hat uns eine Finanzierung für die benötigten 750.000,- € zu- 
gesagt. Auch hierbei hat sich die GLS-Bank eher etwas kompliziert 
angestellt. Das deutet ja darauf hin, dass auch wir mit unserem ‚ra- 
dikalen‘ ökonomischen Ansatz in der Mitte der Gesellschaft punk- 
ten können und Anerkennung finden wenn wir unsere Ziele konse- 
quent nach außen vertreten und zeigen, dass solidarisch Ökonomie 
nichts mit ökonomischem Dilettantismus oder politischer Naivität 
zu tun hat. Wir können unser Modell bisher nur weiterempfehlen. 


Viele Grüße 
Bernd Höflinger 


Zum Beitrag “Genossenschaften kreativ nachbauen?” von Elisabeth Voß in Contraste Nr.384 
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KLEINANZEIGEN 


Langjähriges Kölner Projekt 
bietet selbstbestimmtes 
Arbeiten und Leben in 
Gemeinschaft 


Wir, die »Sozialistische Selbsthilfe 
Mülheim« (SSM) haben auf einem 
ehemaligem Fabriksgelände Woh- 
nraum und Arbeitsplätze für etwa 
zwanzig Menschen geschaffen. 
Die SSM ist auch Teil einer brei- 
ten Bürgerbewegung, die sich für 
Umwelt und soziale Rechte ein- 
setzt und in Not geratenen Men- 
schen hilft. Dazu beteiligen wir 
uns in verschiedenen Initiativen 
und unterhalten zusammen mit 
anderen eine Sozialberatung. 
Unseren Lebensunterhalt verdie- 
nenwirunteranderemdurch Woh- 
nungsauflösungen, Transporte, 
Raumvermietung und Veranstal- 
tungen. Ein weiteres Standbein 
ist unser Second Hand Laden, in 
dem wir Hausrat, Kleidung, Kurio- 
ses, Raritäten, Küchengeräte und 
Möbel aller Art verkaufen. 

Wir wollen wachsen und suchen 
daher engagierte Menschen mit 
Gemeinschaftssinn, Idealismus, 
Organisationstalent und Führer- 
schein. 

Kontakt: info@ssm-koeln.org 


Göttinger Medienbüro 


erstellt Druckvorlagen für Bro- 
schüren, Kataloge, Flyer, CD-Co- 
ver und Plakate, übernimmt Ar- 
chiv-Recherchen, liefert Fotos, 
formuliert und redigiert Beiträge 
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Geschichte (n) bewahren- ein 
Generationen verbindendes 
Projekt 


Lebenserinnerungen als gebun- 
denes Buch sind ein wunder- 
bares Geschenk für Eltern oder 
Großeltern, Kinder oder Enkel. 
CONTRASTE-Redakteurin Aria- 
ne Dettloff zeichnet sie auf, Gra- 
fikerin Anne Kaute gestaltet und 
illustriert; für CONTRASTE-Lese- 
rinnen gibt es 10% Preisnachlass. 
www.werkstatt-fuer-memoiren.de 
E-Mail:arianedettloff(at)ina-koeln. 
org 

Tel.: (02 21) 315783 


Neue Ideen erwünscht 


Redaktionsbüro sucht selbsts- 
tändige und kommunikations- 
freudige Praktikant»xin mit 
eigenen thematischen Schwer- 
punkten, Interesse am Umgang 
mit Menschen und freundlicher 
Telefonstimme. Gemeinsam 
mit dem bestehenden Team 
arbeiten wir an der Erweiterung 
unserer journalistischen Dienst- 
und Rechercheleistungen. Spä- 
ter u. U. freie Zusammenarbeit 
möglich. 

Wir freuen uns auf Interessen- 
ten, Anregungen und Feedback: 
0551-55121 oder service@rrf-on- 
line.de 
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